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MITWIRKUNG Gesamtiiberpriifung und Aktualisierung des Richtplans Paket 2 (GUP 2)

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bauernverband Aargau (BVA) dankt fiir die Mdglichkeit zur Mitwirkung. Der Richtplan ist ein zentrales
Flihrungsinstrument der kantonalen Raumplanung. Damit er seine Funktion erfiillen kann, muss er klar, gesetzlich
abgestiitzt und verhaltnismassig bleiben.

Mehrere vorgeschlagene Anpassungen im Paket 2 fiihren aus Sicht des BVA jedoch zu zusatzlichen Regulierungen,
die nicht auf einer gesetzlichen Grundlage beruhen und die landwirtschaftliche Entwicklung ausserhalb der
Bauzonen enorm erschweren.

Der BVA lehnt den vorliegenden Entwurf deshalb deutlich ab. Es miissten die folgenden wesentlichen Punkte
bericksichtigt werden, damit der BVA der Aktualisierung des Richtplans zustimmen kann.

Zusammengefasst die wesentlichsten Antrage des Bauernverbands Aargau:

1. Keine Verweise auf unverbindliche Strategien oder Konzepte
Der Richtplan darf sich nicht auf Berichte und Vollzugshilfen stiitzen, die nicht demokratisch legitimiert oder
rechtlich verbindlich sind. Dazu gehoren insbesondere:

» Landschaftskonzept Schweiz (LKS)

= umweltAARGAU

=  Fachliche Grundlage Landschaft

= Vollzugshilfe Revitalisierung Fliessgewasser

= Strategie Biodiversitat Schweiz

»  Ubersichtskarte Wildtierkorridore und Ausbreitungsrdume
= Grundlagenbericht Wildtierkorridore 2.0

= Entwicklungsleitbild 2025 —2034

=  Erkldrung von Davos 2018

= Klimastrategie des Regierungsrates

= Massnahmenplan Luftreinhaltung 2000 und 2022



2. Landschaft allgemein (Kapitel L 1.1)

= |nden Planungsgrundséatzen sei der Begriff «charakteristische Landschaft» nicht einzufiihren, da er zu
viel Interpretationsspielraum zuldsst und zu willklrlichen Entscheidungen der Verwaltung fiihren
kann. Zudem 6ffnet er Tir und Tor flur zusatzliche biirokratische Planungsaufwendungen ohne
wirklichen Mehrwert.
= Inder Planungsanweisung 1.1 sei der erganzte Teilsatz «die natirlichen und kulturellen Eigenarten
der Landschaft, die Lebensrdaume und ihre Vernetzung, di e Er hol ungsnut zung so
Auch dieser fiihrt zu Interpretationsspielraum und birokratischen Planungsaufwendungen ohne
wirklichen Mehrwert.

3. Gewasser und Hochwassermanagement (Kapitel L1.2)

= In der Ausgangslage soll Art. 38 des GschG vollstandig erwahnt werden, also alle Ausnahmen
aufgezahlt werden, so zum Beispiel bei erheblichen Nachteilen fiir die landwirtschaftliche Nutzung.

4. Landschaften von kantonaler Bedeutung (Kapitel L 2.3)

= Die LkB sind auf tatsachlich landschaftlich wertvolle Gebiete zu beschranken und dort zu reduzieren,
wo sie betriebliche Entwicklungen behindern (Aussiedlungen, Stallbauten, Energieanlagen, usw.).
Entsprechend sind alle Eingaben von betroffenen Bauernbetrieben zu beriicksichtigen.

= Der bestehende Planungsanweisungsbeschluss 1.3 sei in der heutigen Form beizubehalten.
Die neue Formulierung ist verwirrlich und kann so verstanden werden, dass neu auch
Weideunterstiinde, Feldscheunen, Witterungsschutzanlagen, usw. eine Grundlage in der
Nutzungsplanung bendtigen.

5. Naturschutzgebiete von kantonaler Bedeutung (NkB) (Kapitel L 2.5)

= Die vorgeschlagenen Anderungen werden allesamt abgelehnt. Die NkB werden massiv gestarkt, was
auf Kosten der Erndahrungsgrundlage geht. Eine eigentliche Interessenabwagung wird umgangen. Wir
wehren uns auch gegen die grundeigentumsverbindliche Umsetzung der Pufferzonen, da diese einen
enormen Mehraufwand fiir die Gemeinden, den Kanton und die Landwirtschaft bedeuten, ohne
erkennbaren Mehrwert.

6. Wildtierkorridore (Kapitel L 2.6)

= Das Kapitel starkt die Wildtierkorridore massiv und schrankt den Handlungsspielraum der
Landwirtschaft ein. Entsprechend sollen gesetzlich nicht explizit vorgesehene Passagen gestrichen
werden und die Ausbreitungsrdume als neue Begrifflichkeit nicht eingefiihrt werden. Im
Grundlagenbericht Wildtierkorridore 2.0 wurden ohne Interessenabwagung Raume ausgeschieden
und zusatzliche Korridore festgelegt. Der BVA bestreitet die Wildtierkorridore nicht grundsatzlich,
jedoch ist es entscheidend, wie stark die Bewirtschaftung und die Erstellung von Bauten und Anlagen
eingeschrankt wird. Wenn die Einschrankungen zu gross sind, lehnt der BVA die Korridore ab.

7. Gewasserschutzbereich Ay (Kapitel V 1.1)

= Die neu vorgesehene Planungsanweisung 1.2 sei zu streichen, da sie keine gesetzliche Grundlage hat.
Eine pauschale Kompensationspflicht fiir Einbauten unter dem Grundwasserspiegel ist
unverhaltnismassig und nicht bundesrechtlich abgestiitzt.

8. Siedlungsgebiet (Kapitel S 1.2)

= Die Erhohung des Siedlungsgebiets um 25 ha wird abgelehnt. Wenn der Bedarf fiir die 6ffentlichen
Zonen gegeben ist, so sollen die zusatzlichen 25 ha an anderen Orten kompensiert werden, damit das
gesamte Siedlungsgebiet nicht wachst. Der Stand der anderen Flachen ist im Erlduterungsbericht
nicht aufgelistet. Wir gehen deshalb davon aus, dass noch geniigend Reserven vorhanden sind.



9. Siedlungstrenngiirtel (Kapitel S 2.1)

= Der Siedlungstrenngtrtel sei ersatzlos zu streichen und aus der Richtplankarte zu I6schen.

o Eventualiter seien die Siedlungstrenngiirtel insbesondere dort zu reduzieren, wo er
bestehende oder geplante betriebliche Entwicklungen behindert (Aussiedlungen,
Stallbauten, usw.).

o Eventualiter sei zudem die Planungsanweisung 1.3 wie folgt zu andern: «Im Rahmen der
Nutzungsplanung kdnnen neue landwirtschaftliche Siedlungsstandorte festgelegt werden».

Der Richtplan soll koordinieren, nicht blockieren. Eine sachlich fundierte, rechtlich klare und wirtschaftsvertragliche
Planung ist die Voraussetzung dafir, dass Landwirtschaft, Landschaft und Siedlung im Kanton Aargau gemeinsam
weiterentwickelt werden kénnen.

Des Weiteren verweisen wir auf die konkreten Antrage und Kommentare in den beiliegenden Synopsen.

Wir danken fir die Berticksichtigung unserer Anliegen. Wir wiirden einen vertieften Austausch sehr begrissen, sind
doch die Auswirkungen verschiedener Formulierungen unklar.

Freundliche Grisse
Bauernverband Aargau

Christoph Hagenbuch Ralf Bucher
Prasident Geschaftsfihrer
Anhang

- Synopse Kapitel L mit Kommentaren und Antragen
- Synopse Kapitel S mit Kommentaren und Antragen
- Synopse Kapitel V mit Kommentaren und Antragen



Richtplan Kanton Aargau L1.1

ORIGINAL-VERSION
Inhalte gemass rechtskraftigem Stand

Landschaf't

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Die Landschaften im Kanton Aargau besitzen einen hohen Wert als Lebensraum der
einheimischen Tier- und Pflanzenwelt, als Raum fiir die land- und forstwirtschaftliche
Produktion, als Aufenthalts- und Erholungsraum fir den Menschen und als Grundlage
fur eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung.

Die Landschaft ist schonend zu nutzen. Insbesondere sollen der Landwirtschaft genligend
Flachen geeigneten Kulturlands erhalten bleiben, Siedlungen, Bauten und Anlagen sich in die
Landschaft einordnen und naturnahe Landschaften und Erholungsraume erhalten bleiben.

Die Lebensraume sind zu vernetzen.

Die Schonheit und Eigenart der Landschaft sind zu bewahren.
Landschaft ist immer in ihrer Gesamtheit zu betrachten, bestehend aus der naturlichen
Eigenart, ihren kulturhistorischen Werten sowie allen ihren Wohlfahrtsfunktionen.

Die Schonung der natiirlichen Lebensgrundlagen und die Sicherung der Artenvielfalt, wie
auch die nachhaltige Nutzung der Ressourcen und die Minimierung der Ressourcenbe-
lastung werden in die Raumentwicklung integriert.

Rechtskréftiger Stand:

all gemeil n

Art. 3 RPG

§ 18 AJSG

§ 42 Abs. 2 K\

§ 1 Abs. 1 NLEC

RP,H5.2

September 2011

GEANDERTE VERSION Anderungen wie folgt markiert:

- neu hinzugefiigte Inhalte: gelb markiert und unterstrichen

Entwurf vom 08.05.2025 - zu ldschende Inhalte:

Landschaft

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Die Landschaften im Kanton Aargau besitzen einen hohen Wert als Lebensraum der
einheimischen Tier- und Pflanzenwelt, als Raum fiir die land- und forstwirtschaftliche
Produktion, als Aufenthalts- und Erholungsraum fiir den Menschen und als Grundlage
fur eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung.

Die Landschaft ist schorendzu-nutzen-—zu schonen. Kanton und Gemeinden unterstiitzen

all gemeil n

Art. 1 Abs. 2 und

mit Massnahmen der Raumplanung insbesondere die Bestrebungen die nattrlichen Le-
bensgrundlagen wie Boden, Luft, Wasser, Wald und die Landschaft zu schiitzen. Insbe-
sondere sollen der Landwirtschaft gentigend Flachen geeigneten Kulturlands erhalten bleiben,
Siedlungen, Bauten und Anlagen sich in die Landschaft einordnen und naturnahe Landschaf-
ten und Erholungsraume erhalten bleiben.

Die Lebensraume-sindzu-vernetzen—Der Kanton sorgt im Sinne von § 18 des Jagdge-
setzes des Kantons Aargau (AJSG) fiir die Aufwertung und Vernetzung der Lebens-
raume.

Die Schonheit und Eigenart der Landschaft sind zu bewahren.

Landschaft ist immer in ihrer Gesamtheit zu betrachten, bestehend aus der natiirlichen
Eigenart, ihren kulturhistorischen Werten sowie allen ihren Wohlfahrtsfunktionen.
Elemente, welche die Landschaft pragen und Bestandteil der natirlichen Eigenart sind,

Art . 3

§ 18 AJSG

§ 42 Abs.

RPG

§ 1 Abs.

§4ADbs .

1

miussen geschitzt und in ihrem Bestand und Erscheinungsbild erhalten werden.

Die Schonung der naturlichen Lebensgrundlagen und die Sicherung der Artenvielfalt, wie
auch die nachhaltige Nutzung der Ressourcen und die Minimierung der Ressourcenbe-
lastung werden in die Raumentwicklung integriert.

Die Landschaftsqualitdts- und Sachziele des Landschaftskonzepts Schweiz (LKS) sind

RP, H5.2

LKS

stufengerecht von Beginn weg in den Planungen zu bertcksichtigen und mit den Instru-
menten der Raumplanung umzusetzen.

Die landschaftliche Vielfalt und Schonheit ist in ihrer Qualitat zu erhalten und hat sich

LKS

unter Starkung der regionstypischen natirlichen und kulturellen Eigenarten weiterzuent-
wickeln. Die Landschaft mit ihnren Natur- und Kulturwerten ist als bedeutender Standort-
faktor attraktiv und erlebbar zu machen. lhre Leistungen fir Wertschdpfung, Identitat,
Erholung, Gesundheit und asthetischen Genuss sind dementsprechend zu sichern.

Landnutzungen sind im Sinne des LKS standortgerecht zu gestalten. Landnutzungen

LKS

sind vielfaltig, multifunktional, stérungsarm und angepasst an die natirlichen Standort-
verhaltnisse und die spezifischen regionalen kulturellen Werte. Sie gewahrleisten die

Stand des Entwurfs:

Mai 2025

2 K\
1 NLEC

NLD


Alain Bütler
Kommentar zu Text
Text aus Landschaftskonzept Schweiz (LKS) soll nicht hier einfliessen, da dies nicht vom Parlament verabschiedet ist, sondern nur vom Bundesrat. Zudem stellt sich die Frage, welche Textstellen hier übernommen werden und welche nicht. Dies erscheint eher willkürlich zu sein.


Der Begriff Landschaft wird in der Richtplanung fir das Gebiet ausserhalb der Siedlungs-
gebiete verwendet. Gleichzeitig gibt es jedoch wichtige funktionale Zusammenhange
zwischen den Siedlungen und den sie umgebenden Landschaften. Sie haben vielfaltige
Wohlfahrtsfunktionen, die auch den Siedlungsgebieten zugute kommen.

Die Landschaften des Aargaus:

— weisen fruchtbare Bdden auf,

— speichern und liefern Trinkwasser,

— sind Lebensraum flr eine vielfaltige Tier- und Pflanzenwelt,

— sind Aufenthalts-, Erholungs- und Identifikationsraum fir den Menschen,

— unterstutzen die Gesundheitsvorsorge und den Klimaausgleich,

— bieten Existenzgrundlagen fur die Land- und Waldwirtschaft,

— liefern Nahrungsmittel, Holz und weitere pflanzliche Rohstoffe,

— stellen Rdume fiir den Schutz vor Hochwasser und Naturgefahren zur Verfiigung,

— machen die Nutzung erneuerbarer Energien aus Wasser, Biomasse, Sonne und Wind
moglich,

— sind Lagerstatte flr abbaubare mineralische Rohstoffe,

— nehmen bei entsprechender Eignung des Untergrunds zu entsorgende Materialien auf,

— sind Archive der Naturgeschichte und der Zivilisation.

Herausforderung

Wir nutzen, beanspruchen, geniessen und erleben die Landschaft des Aargaus und die
natirlichen Ressourcen in all ihren Facetten mit der allergrossten Selbstverstandlichkeit,
weil sie mehr oder weniger frei verfigbar oder zuganglich sind.

Die Zunahme der Bevdlkerung, die Ausdehnung der Siedlungsflachen, die Zunahme von
Infrastrukturanlagen und Bauten ausserhalb der Bauzonen sowie die intensive Landnut-
zung haben bereits zu einem markanten Verlust an naturnahen, baulich wenig belaste-
ten, unzerschnittenen und larmarmen Gebieten geflihrt.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

Starkung der landschaftlichen Eigenart, die Funktionsfahigkeit der Lebensrdume und die
Gestaltung wertvoller Ubergangsbereiche.

Der Kanton Aargau schiitzt und pflegt Natur und Landschaft und wertet diese zielgerich- umweltAARGAU
tet auf. Er fordert die griine und blaue Infrastruktur zur Sicherung der Biodiversitat und

fir die naturbezogene Erholung.

Der Kanton Aargau schiitzt sowohl wenig wie auch stark belastete Gebiete vor weiteren  umweltAARGAU

Immissionen (Larm, Licht, Schadstoffe). Als Ausgleich zu den durch menschliche Aktivi-
taten belasteten Gebieten fordert er die Sicherung und unbelastete Weiterentwicklung
bestehender noch weitgehend intakter Landschafts- und Freirdume.

Der Begriff Landschaft wird in der Richtplanung fir das Gebiet ausserhalb der Siedlungs-
gebiete-Siedlungen verwendet. Gleichzeitig gibt es jedech-wichtige funktionale Zusam-
menhange zwischen den Siedlungen und den sie umgebenden Landschaften. Sie haben
vielfaltige Wohlfahrtsfunktionen, die auch den Siedlungsgebieten zugute-kommen.

Die Landschaften des Aargaus:

— weisen fruchtbare Boden auf,

— speichern und liefern Trinkwasser,

— sind-bieten Raum fiir die Okologische Infrastruktur und naturnahen Lebensraum fiir
eine vielfaltige Tier- und Pflanzenwelt,

— sind Aufenthalts~-Erholungs- und Identifikationsraum fir den Menschen,

— unterstitzen die Gesundheitsvorsorge und den Klimaausgleich,

— bieten Existenzgrundlagen fur die Land- und Waldwirtschaft,

— liefern Nahrungsmittel, Holz und weitere pflanzliche Rohstoffe,

— stellen Rdume fiir den Schutz vor Hochwasser und Naturgefahren zur Verfiigung,

— machen die Nutzung erneuerbarer Energien aus Wasser, Biomasse, Sonne und Wind
moglich,

— sind Lagerstatte fir abbaubare mineralische Rohstoffe,

— nehmen bei entsprechender Eignung des Untergrunds zu entsorgende Materialien auf,

— sind Archive der Naturgeschichte und der Zivilisation.

Die fachliche Grundlage Landschaft bezeichnet und verortet die fiir den Kanton Aargau

Fachliche Grundlage

charakteristischen Landschaftstypen und deren Schllisselelemente. Sie dient als Grund-

Landschaft

lage im Sinne von Art. 6 RPG, um die Aufgaben des kantonalen Richtplans im Bereich
Landschaft fachlich abgestimmt zu konkretisieren und umzusetzen.

Herausforderung

A a ean—bhean

Die Zunahme-derBevolkerung-die-Ausdehnung der Siedlungsflachen, die Zunahme von

Infrastrukturanlagen und Bauten ausserhalb der Bauzonen, die zunehmenden Nutzungs-
anspriche der Bevdlkerung sowie die intensive Landnutzung haben bereits zu einem
markanten Verlust an naturnahen, baulich wenig belasteten, unzerschnittenen und larm-
armen Gebieten gefiihrt.

Stand des Entwurfs:

Mai 2025


Alain Bütler
Kommentar zu Text
Die Strategie umweltAARGAU wurde durch den Regierungsrat und nicht durch den Grossen Rat verabschiedet. Zudem stellt sich die Frage, welche Textstellen hier übernommen werden und welche nicht. Dies erscheint eher willkürlich zu sein.

Alain Bütler
Kommentar zu Text
Text wie ursprünglich belassen, da der Begriff der Ökologischen Infrastruktur in keinem Gesetz erwähnt und umschrieben wird.

Alain Bütler
Kommentar zu Text
Auch hier fehlt die politische Legitimation. Die Fachliche Grundlage Landschaft ist unnötig und führt zu unnötigem Planungsaufwand ausserhalb des Siedlungsgebiets.


Die wachsenden Bediirfnisse nach Freizeit- und Erholungsaktivitaten und die Uberlastung
siedlungsnaher Freirdume fiihren zusatzlich zu einem verstarkten Nutzungsdruck auf die
noch naturnahen Landschaftsrdume.

Damit die Erholungsqualitat erhalten werden kann, ist fir stark frequentierte, regional bis
Uberregional bekannte Naherholungsgebiete langerfristig eine gute Erreichbarkeit mit
dem offentlichen Verkehr und dem Langsamverkehr anzustreben. Am Rande solcher Ge-
biete ist erganzend ein beschranktes Angebot an Parkplatzen zweckmassig.

Die Multifunktionalitat der Landschaft muss im Interesse der Bevolkerung, der Wirtschaft
und der Umwelt bewusst gesichert und im Sinne der Nachhaltigkeit entwickelt werden.
Dies verlangt einen verantwortungsvollen und sorgsamen Umgang mit der Landschaft
bei allen raumwirksamen Téatigkeiten.

Offene Landschaft und bebauter Siedlungsraum stehen unter anderem auch aus klima-
tischer Sicht in enger Wechselbeziehung. Um auch bei zunehmender Erwarmung und
Verdichtung im Baugebiet ertrégliche lokalklimatische und lufthygienische Bedingungen
in den Siedlungen zu erreichen, ist ein Mindestmass an Luftzirkulation unabdingbar.
Grinraume fordern den Luftaustausch (Zufuhr von Frischluft und Bildung von sommerli-
cher Kaltluft), wenn sie in Bezug zum Siedlungsgebiet richtig angeordnet und miteinan-
der vernetzt sind sowie eine Mindestgrésse besitzen. Solche Aspekte sind bei der Erwei-
terung und Verdichtung der Siedlungen zu berticksichtigen.

Die konkrete Umsetzung der im Kanton Aargau flachendeckend vorhandenen Land-
schaftsentwicklungsprogramme auf der Ebene der Gemeinden kann zum Beispiel im Rah-
men der Revision der Nutzungsplanung geschehen. Dabei spielen die fiir die verschiede-
nen Landschaften zu differenzierenden Landschaftsqualitatsziele eine wichtige Rolle.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

Die wachsenden Bediirfnisse nach Ruhe, Freizeit- und Erholungsaktivitaten und die Uber-
lastung siedlungsnaher Freirdume fliihren zusatzlich zu einem verstarkten Nutzungsdruck
auf die noch naturnahen, weitgehend unbebauten Landschaftsraume. Eine Lenkung der
Erholungsnutzung gewinnt zunehmend an Bedeutung.

Damit die Landschafts- und Erholungsqualitat erhalten werden kann, ist fur stark frequen-

tierte, regional bis Uberregional bekannte-bedeutende Naherholungsgebiete langerristig

eine gute Erreichbarkeit mit dem offentlichen Verkehr und dem LangsamverkehrFuss-

und Veloverkehr anzustreben.-Am-Rande-solcher Gebiete-ist-ergidnzend-ein-beschrank-
: Parkols kendssia.

Die Multifunktionalitat der Landschaft muss im Interesse der Bevolkerung, der Wirtschaft
und der Umwelt bewusst-gezielt gesichert und im Sinne der Nachhaltigkeit entwickelt
werden. Dies verlangt einen verantwortungsvollen und sorgsamen Umgang mit der
Landschaft bei allen raumwirksamen Tatigkeiten.

Offene-Landschaft und bebauter-Siedlungsraum stehen unteranderem-auch-aus klima-
tischer Sicht in enger Wechselbeziehung, insbesondere hinsichtlich Kaltluftzirkulation.

zen. Offene Landschaftsflachen kihlen in der Nacht schnell ab und werden damit zu

Kaltluftentstehungsgebieten. Damit der Luftaustausch zwischen Siedlungsgebiet und
Landschaft funktioniert, gilt es eine Beeintrachtigung der Kaltluftstrome und Kaltluftleit-
bahnen durch bauliche Hindernisse zu vermeiden. Am Tag sind schattige Freirdume als
Entlastungsrdume fiir den Menschen wichtig. Entlastungsrdume sollten mittels Fuss- und
Veloverkehr auf schattigen Wegen gut erreichbar sein. Solche Aspekte sind bei der Er
weiterung-und-\Verdichtung-der-Siedlungen-Erstellung von Bauten und Anlagen, bei der
Siedlungsentwicklung nach innen und der Entwicklung der Siedlungsrander zu beriick-
sichtigen.

Die konkrete Umsetzung der im Kanton Aargau flachendeckend vorhandenen Land-
schaftsentwicklungsprogramme auf der Ebene der Gemeinden kann zum Beispiel im Rah-
men der Revision der Nutzungsplanung geschehen. Dabei spielen die fiir die verschiede-
nen Landschaften zu differenzierenden Landschaftsqualitatsziele eine wichtige Rolle.

Stand des Entwurfs:

RP,H7.2, H7.5 S1.1

Mai 2025


Alain Bütler
Kommentar zu Text
Die Streichung der Parkplätze darf nicht dazu führen, dass das Wildparkieren gefördert wird. Dieses könnte die Landwirtschaft in der Bewirtschaftung der Felder behindern. Wenn Parkplätze gestrichen werden, muss die entsprechende Zufahrtsstrasse mit einem Fahrverbot belegt und konsequent geahndet werden.


BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A.

Die Schoénheit, Eigenart und Naturnahe sowie die Vernetzung der Landschaft sind
als wichtige Faktoren der Wohn- und Erholungsqualitat zu bewahren.

Planungen und Vorhaben sind auf folgende Zielsetzungen auszurichten:

— Erhalten und Aufwerten naturnaher, unzersiedelter Landschaften,

— Erhalten und Fordern eines ungestorten Landschaftsbilds und ruhiger Erho-
lungsraume,

— Sicherstellen der nattrlichen Ressourcen fir eine nachhaltige Land- und Wald-
wirtschaft sowie fur den Wasserhaushalt (zum Beispiel Hochwasserschutz),

— Fordern der Biodiversitat und der Vernetzung von Lebensraumen,

— Integrieren von neuen notwendigen Gebauden in die Landschaft durch gute Ge-
staltung und Massstéablichkeit sowie Rickbau nicht mehr genutzter Bauten und
Anlagen.

Der Kanton stimmt die Entwicklungsziele in den Bereichen Wald, Landwirtschaft,
Gewasser und Natur und Landschaft aufeinander ab. Dabei sind die regionalen Ziele
der Landschaftsentwicklungsprogramme und die Kernrdume Landschaftsentwick-
lung zu beachten.

Attraktive, gut erreichbare Erholungsraume werden gesichert und aufgewertet.

Hierzu zahlen:

— siedlungsnahe Naturerlebnisrdume und Agglomerationsparke,

— siedlungsnahe Parklandschaften,

— grossflachige, wenig besiedelte Freiraume, die sich fur ruhige, landschaftsbezo-
gene Erholungsformen eignen.

Bei neuen erheblichen Beeintrachtigungen der Landschaft durch bauliche Eingriffe
und Nutzungen sind die Interessen umfassend abzuwagen. Bestehende Beeintrach-
tigungen — namentlich die Belastung durch Larm — sind zu reduzieren. Unvermeidbare
neue Belastungen der Landschaft sind zu bindeln und durch Entlastungen oder
Aufwertungen zu kompensieren.

Planungsanweisungen

1.

Erhaltung und Aufwertung der Landschaft

1.1 Kanton und Gemeinden bericksichtigen bei Nutzungsplanungen und Baubewilli-

gungsverfahren in der Interessenabwagung die Schonung der natirlichen Ressourcen
und die Multifunktionalitédt der Landschaft. Zur Erhaltung und Aufwertung von Er-
scheinungsbild und Erholungsqualitdt der Landschaft sind geeignete Massnahmen
planlich zu bezeichnen und umzusetzen.

1.2 Der Kanton unterstitzt Gemeinden und regionale Planungsverbande bei gemeinsa-

men Entwicklungsplanungen zur Aufwertung der Landschaft.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A.

Die Schonheit, Eigenart und Naturnahe sowie die Vernetzung der Landschaft sind
als wichtige Faktoren der Wohn- und Erholungsqualitat zu bewahren.

Planungen und Vorhaben sind auf folgende Zielsetzungen auszurichten:

— Erhalten und Aufwerten naturnaher, unzersiedelter Landschaften,

— Erhalten und Férdern charakteristischer Landschaften, eines ungestérten Land-
schaftsbilds-und, ruhiger Erholungsraume und-sowie die Berlicksichtigung der
Klimaanforderungen,

— Sicherstellen der naturlichen Ressourcen fir eine nachhaltige Land- und Wald-
wirtschaft sowie fir den Wasserhaushalt (zum Beispiel Hochwasserschutz),

— Fodrdern der Biodiversitat und der Vernetzung von Lebensraumen,

— Integrieren von neuen notwendigen Gebauden in die Landschaft durch gute Ge-
staltung und Massstablichkeit sowie Riuckbau nicht mehr genutzter Bauten und
Anlagen.

Der Kanton stimmt die Schutz- und Entwicklungsziele in den Bereichen Wald, Land-
wirtschaft, Gewasser und Natur und Landschaft sowie Erholung aufeinander ab. Da-
bei sind die charakteristischen Landschaftstypen, die regionalen Ziele der Land-
schaftsentwicklungsprogramme und die Kernrdume Landschaftsentwicklung zu be-
achten.

Attraktive, gut erreichbare Erholungsraume werden gesichert und aufgewertet.

Hierzu zéhlen:

— siedlungsnahe Naturerlebnisrdume und Agglomerationsparke,

— siedlungsnahe Wald- und Parklandschaften,

— grossflachige, wenig besiedelte oder belastete Freirdume, die sich fir ruhige,
landschaftsbezogene Erholungsformen eignen.

Bei neuen erheblichen Beeintrachtigungen der Landschaft durch bauliche Eingriffe
und Nutzungen sind die Interessen umfassend abzuwagen. Bestehende Beeintrach-
tigungen —namentlich-die Belastung-dureh-Larm—sind zu reduzieren. Unvermeid-
bare neue Belastungen der Landschaft sind zu biindeln und durch Entlastungen oder
Aufwertungen zu kompensieren.

Planungsanweisungen

1.
1.1

Erhaltung und Aufwertung der Landschaft

Kanton und Gemeinden berlicksichtigen bei Nutzungsplanungen-Planungs- und Bau-
bewilligungsverfahren in der Interessenabwagung die Schonung der nattirlichen Res-

sourcen-und, die natiirlichen und kulturellen Eigenarten der Landschaft, die Lebens-
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raume und ihre Vernetzung, die Erholungsnutzung sowie die Multifunktionalitat der
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Landschaft. Zur Erhaltung und Aufwertung von Erscheinungsbild und Erholungsqua-

litat der Landschaft sind geeignete Massnahmen planlich-zu-bezeichnen-zu planen
und umzusetzen.

1.2 Der Kanton unterstiitzt Gemeinden und regionale Planungsverbande bei gemeinsa-

men Entwicklungsplanungen zur Aufwertung der Landschaft.

Stand des Entwurfs:

Mai 2025


Alain Bütler
Kommentar zu Text
Die Fachliche Grundlage Landschaft wurde nie im Grossen Rat behandelt, ist unnötig und führt zu unnötigem Planungsaufwand ausserhalb des Siedlungsgebiets. Die Charakteristik einer Landschaft lässt zu viel Interpretationsspielraum zu, was zu willkürlichen Entscheidungen der Verwaltung führen kann.

Alain Bütler
Kommentar zu Text
Die Fachliche Grundlage Landschaft wurde nie im Grossen Rat behandelt, ist unnötig und führt zu unnötigem Planungsaufwand ausserhalb des Siedlungsgebiets. Die Charakteristik einer Landschaft lässt zu viel Interpretationsspielraum zu, was zu willkürlichen Entscheidungen der Verwaltung führen kann.

Ralf Bucher
Durchstreichen
Zusätzliche Auflagen in der BNO werden abgelehnt, da sie zu unnötigem Verwaltungsaufwand führen, meist ohne wirklichen Mehrwert.


Richtplan Kanton Aargau L1.2

ORIGINAL-VERSION
Inhalte gemass rechtskraftigem Stand

Gewasser und

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Die naturlichen Fliess- und Stillgewasser besitzen einen hohen Wert fiir die Anreicherung
des Grundwassers, fur das Landschaftsbild und den Lebensraum der einheimischen Tier-
und Pflanzenwelt. Eine gesamtheitliche Betrachtung des Wasserkreislaufs ist Grundvo-
raussetzung fir das nachhaltige Handeln.

Der Bund sorgt im Rahmen seiner Zustandigkeiten fir die Abwehr schadigender Ein-
wirkungen des Wassers. Fliessgewasser dirfen nur verbaut oder korrigiert werden, wenn
der Schutz von Menschen oder erheblichen Sachwerten es erfordert. Dabei muss der na-
tirliche Verlauf des Gewassers maoglichst beibehalten oder wieder hergestellt werden.
Fliessgewasser durfen nicht Gberdeckt oder eingedolt werden. Die Behdrde kann Ausnah-
men bewilligen, unter anderem fiir Hochwasserentlastungs- und Bewasserungskanale.

Der Hochwasserschutz ist Aufgabe der Kantone. Sie gewahrleisten den Hochwasser-
schutz in erster Linie durch den Unterhalt der Gewasser und durch raumplanerische
Massnahmen. Sie stellen fest, welche Gebiete durch Naturgefahren (Extremereignisse
wie Hochwasser) oder schadliche Einwirkungen erheblich bedroht sind.

Die Kantone bezeichnen die Gefahrengebiete in Gefahrenkarten. Sie legen den Raum-
bedarf der Gewasser fest, der fir den Schutz vor Hochwasser und die Gewahrleistung
der natirlichen Funktionen des Gewassers erforderlich ist. Die Gewasserschutzverord-
nung des Bundes regelt die Einzelheiten. Kanton und Gemeinden bericksichtigen die
Gefahrengebiete und den Raumbedarf der Gewasser bei ihrer Richt- und Nutzungspla-
nung sowie bei ihrer Ubrigen raumwirksamen Tatigkeit.

Die Kantone flhren Inventare tber Bauten und Anlagen, welche fiir die Hochwasser-
sicherheit von Bedeutung sind, fiihren Gefahrenkataster, erstellen Gefahrenkarten und
fuhren diese periodisch nach. Sie erheben den Zustand der Gewasser und ihre Veran-
derung. Dazu besteht ein Faltblatt des BWG, Raum den Fliessgewassern, 2000.

Rechtskréftiger Stand:

Hoc hwas

Ar t . 76 Abs. 1
Art. 37 Abs. :
Art. 38 Abs.
GSchG

§§ 117, 119 BauG

Ar t . 2, 3 Abs.
Art . 6 Abs. 2

Art . 21 WBYV
Ar t . 36a GScht¢c
Ar t .—c @Schv

Art. 27 Abd .WBL
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GEANDERTE VERSION Anderungen wie folgt markiert:

- neu hinzugefiigte Inhalte: gelb markiert und unterstrichen

Entwurf vom 08.07.2025 - zu ldschende Inhalte:

Gewasser und

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Die naturlichen Fliess- und Stillgewasser besitzen einen hohen Wert fiir die Anreicherung
des Grundwassers, fur das Landschaftsbild und den Lebensraum der einheimischen Tier-
und Pflanzenwelt. Eine gesamtheitliche Betrachtung des Wasserkreislaufs ist Grundvo-
raussetzung fur das nachhaltige Handeln.

Der Bund sorgt im Rahmen seiner Zustandigkeiten fir die Abwehr schadigender Ein-
wirkungen des Wassers. Fliessgewasser diirfen nur verbaut oder korrigiert werden, wenn
der Schutz von Menschen oder erheblichen Sachwerten es erfordert. Dabei muss der na-
turliche Verlauf des Gewassers moglichst beibehalten oder wiederhergestellt werden.
Fliessgewasser durfen nicht Gberdeckt oder eingedolt werden. Die Behdrde kann Ausnah-
men bewilligen, unter anderem fiir Hochwasserentlastungs- und Bewasserungskanale.

Der Hochwasserschutz ist Aufgabe der Kantone. Sie gewahrleisten den Hochwasser-
schutz in erster Linie durch den Unterhalt der Gewasser und durch raumplanerische
Massnahmen. Sie stellen fest, welche Gebiete durch Naturgefahren (Extremereignisse
wie Hochwasser) oder schadliche Einwirkungen erheblich bedroht sind.

Fir Bauten und Anlagen in durch Hochwasser oder Oberflachenabfluss gefahrdetem

Hoc hwas

Art . 76 Abs. 1
Art . 37 Abs. 1
Ar t . 38 Abs. 1

GSchG
§§ 117, 119 BauG

Ar t . 2, 3 Abs.
Art . 6 Abs. 2

Art. 36¢ Abs. 1 BauV

Gebiet ist nachzuweisen, dass angemessene Schutzmassnahmen getroffen sowie Ab-
flusswege und -hohen des Wassers nicht so beeinflusst werden, dass sich flir Dritte
nachteilige Auswirkungen ergeben.

Die Revitalisierung von Gewassern ist Aufgabe der Kantone. Sie priorisieren die Revita-
lisierung von Abschnitten mit hohem Nutzen fir Natur und Landschaft im Verhaltnis zum
voraussichtlichen Aufwand. Sie planen die Revitalisierungen und sorgen dafiir, dass
diese Planung bei der Richt- und Nutzungsplanung beriicksichtigt wird (unter Hinweis
auf Art. 38a GSchG).

Die Kantone bezeichnen die Gefahrengebiete in Gefahrenkarten. Sie legen den Raum-
bedarf der Gewasser fest, der fur den Schutz vor Hochwasser und die Gewahrleistung
der natirlichen Funktionen des Gewassers erforderlich ist. Die Gewasserschutzverord-
nung des Bundes regelt die Einzelheiten. Kanton und Gemeinden berlicksichtigen die
Gefahrengebiete und den Raumbedarf der Gewasser bei ihrer Richt- und Nutzungspla-
nung sowie bei ihrer Ubrigen raumwirksamen Tatigkeit.

Die Kantone flihren Inventare Uber Bauten und Anlagen, welche fiir die Hochwasser-
sicherheit von Bedeutung sind, fiihren Gefahrenkataster, erstellen Gefahrenkarten und

Stand des Entwurfs:

Art . 21 WBYV
Art . 36a GScht¢c
Ar t .—-c @Schv

§ 127 BauG

Art. 27 A&WBY 1
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Alain Bütler
Kommentar zu Text
sowie den Ersatz bestehender Eindolungen und Überdeckungen, sofern eine offene Wasserführung nicht möglich ist oder für die landwirtschaftliche Nutzung erhebliche Nachteile mit sich bringt. .

Alain Bütler
Kommentar zu Text
Müsste rechts aufgelistet werden.


Herausforderung

Mit dem Klimawandel, der Zunahme der Uberbauten und verdichteten Flachen sowie
dem Zuwachs an Sachwerten entlang der Gewasser sind vermehrt Hochwasserereig-
nisse mit grossen Schaden zu erwarten. Obwohl Hochwasser naturliche Ereignisse sind,
beeinflusst der Mensch, wie hoch die Wahrscheinlichkeit ist, dass ein Hochwasser ein-
tritt, wie es verlauft und welches Ausmass seine Folgen annehmen.

Durch Begradigung oder Eindolung und durch Eindédmmung oder Entwasserung sind na-
tirliche Uberschwemmungsflachen weggefallen. Die Gewasserlaufe sind verkiirzt wor-
den. Die Fliessgeschwindigkeit hat dadurch zugenommen. Der Abfluss vieler Zuflisse
konzentriert sich schneller und es fliesst in kiirzerer Zeit mehr Wasser ab. Die Gefahr der
Schaden durch Hochwasser steigt. Die Kooperation im ganzen Gewassereinzugsgebiet
ist eine wichtige Voraussetzung fiir einen erfolgreichen vorsorgenden Hochwasser-
schutz. Das Hochwassermanagement ist kantonsubergreifend und regional anzugehen.
Es miussen Hochwasserschutzmassnahmen zur Dampfung der Abflussspitzen realisiert
werden kénnen, beispielsweise der Rickhalt in den grossen Seen des Mittellands durch
Vorabsenkungen, das Nutzen natirlicher Ruckhalterdaume oder der Bau von neuen
Ruckhalteraumen. Neue Projekte haben dem Grundsatz der Nachhaltigkeit zu geniigen.

Die Hochwassersicherheit allein mit wasserbaulichen Massnahmen zu gewahrleisten ist
oft nicht machbar oder stésst an finanzielle Grenzen. Bautechnische Massnahmen ha-
ben im Umfang ihrer Auslegung nur eine begrenzte Wirkung, zum Beispiel als Schutz
vor einem 100-jahrlichen Hochwasser. Der naturnahe Hochwasserschutz mit Uberflu-
tungsflachen bendtigt andererseits viel Landflache, was zu Konflikten mit der landwirt-
schaftlichen Nutzung oder mit dem Siedlungsgebiet fihren kann. Der Hochwasserschutz
besteht zwangsweise aus der Kombination von bautechnischen Massnahmen und natirli-
chen Uberflutungsrdumen. Er kann jedoch nie verhindern, dass iiberméssige Ereignisse,
die Uiber der Auslegung liegen, zu grossen Uberschwemmungen und Schaden fiihren.
Dieses Restrisiko bleibt.

Heute bestehende Uberflutungsgebiete ausserhalb des Siedlungsgebiets sind wichtig fiir
die Retention oder als zusatzliche Abflusskorridore im Ereignisfall. Solche Gebiete gilt es
planerisch zu schiitzen und von weiterer Bebauung freizuhalten. Es ist zu verhindern,
dass uberschwemmungsgefahrdete Gebiete eingezont und Uiberbaut werden. Dazu wer-
den die Freihaltegebiete Hochwasser bezeichnet.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

Mai 2021

fuhren diese periodisch nach. Sie erheben den Zustand der Gewasser und ihre Veran-
derung_und dokumentieren Schadenereignisse (Naturereigniskataster).-Dazu-bestehtein
Ealtblatt des BWG. R on Eli N _2000.

Herausforderung

Mit dem Klimawandel, der Zunahme der Uberbauten und verdichteten Flachen sowie
dem Zuwachs an Sachwerten entlang der Gewasser sind verstarkter Oberflachenabfluss
und vermehrt Hochwasserereignisse mit grossen Schaden zu erwarten. Obwohl Hoch-
wasser natirliche Ereignisse sind, beeinflusst massgeblich der Mensch, wie hoch die
Wahrscheinlichkeit ist, dass ein-HochwassereintrittMenschen und Sachwerte von einem
Hochwasser betroffen sind, wie es-das Hochwasser verlauft und welches Ausmass seine
Folgen annehmen.

Durch Begradigung oder Eindolung und durch Einddmmung oder Entwdsserung sind na-
tirliche Uberschwemmungsflachen weggefallen. Die Gewasserldufe sind verkiirzt wor-
den. Die Fliessgeschwindigkeit hat dadurch zugenommen. Der Abfluss vieler Zufllisse
konzentriert sich schneller und es fliesst in kiirzerer Zeit mehr Wasser ab. Die Gefahr der
Schaden durch Hochwasser steigt. Die Kooperation im ganzen Gewassereinzugsgebiet
ist eine wichtige Voraussetzung fiir einen erfolgreichen vorsorgenden Hochwasser-
schutz. Das Hochwassermanagement ist kantonsubergreifend und regional anzugehen.
Es missen Hochwasserschutzmassnahmen zur Dampfung der Abflussspitzen realisiert
werden kdnnen, beispielsweise der Riickhalt in den grossen Seen des Mittellands durch
Vorabsenkungen, das Nutzen natirlicher Ruckhalterdume oder der Bau von neuen
Ruckhalteraumen. Neue Projekte haben dem Grundsatz der Nachhaltigkeit zu genlgen.

Die Hochwassersicherheit allein mit wasserbaulichen Massnahmen zu gewahrleisten, ist
oft nicht machbar oder stésst an finanzielle Grenzen. Bautechnische Massnahmen ha-
ben im Umfang ihrer Auslegung nur eine begrenzte Wirkung, zum Beispiel als Schutz
vor einem 100-jahrlichen Hochwasser. Der naturnahe Hochwasserschutz mit Uberflu-
tungsflachen benétigt andererseits viel Landflache, was zu Konflikten mit der landwirt-
schaftlichen Nutzung oder mit dem Siedlungsgebiet fliihren kann. Der Hochwasserschutz
besteht zwangsweise aus der Kombination von bautechnischen Massnahmen und naturli-
chen Uberflutungsraumen. Er kann jedoch nie verhindern, dass ibermassige-Ereignisse;
die-tberderAuslegungliegen;-Ereignisse mit einer selteneren Eintretenswahrscheinlich-
keit als das Dimensionierungshochwasser zu grossen Uberschwemmungen und Sché-
den fuihren. Dieses Restrisiko bleibt beziehungsweise steigt als Folge des Klimawandels.

Heute bestehende-Bestehende, natiirliche Uberflutungsgebiete ausserhalb des Sied-
lungsgebiets sind wichtig flir die Retention oder als zusatzliche Abflusskorridore im Er-
eignisfall. Solche Gebiete gilt es planerisch zu schiitzen und von weiterer Bebauung frei-
zuhalten. Es ist zu verhindern, dass Uberschwemmungsgefahrdete Gebiete eingezont
und Uberbaut werden. Dazu werden die Freihaltegebiete Hochwasser bezeichnet.

Natirliche Gewasser erbringen vielfaltige Dienstleistungen. Siedlung, Infrastruktur und
landwirtschaftliche Nutzung haben den urspringlichen Raum der Gewasser jedoch so
stark eingenommen und degradiert, dass diese ihre natirlichen Funktionen nur noch un-
genugend erflillen kénnen. Zur Revitalisierung und somit Wiederherstellung dieser na-
turlichen Funktionen muss den Gewassern der nétige Raum gegeben werden. Diese
bendtigten Flachen stehen jedoch in Konkurrenz zu vielfaltigen weiteren Nutzungsan-
sprichen an den Raum.

Stand des Entwurfs:

Juli 2025


Alain Bütler
Kommentar zu Text
Dieser zusätzliche Abschnitt ist unnötig. Diese Erkenntnis kommt aus den obigen und weiteren Ausführungen genügend zum Vorschein. Zudem ist die Aussage einseitig zugunsten der Revitalisierungen formuliert.


Mit der Regenwasserversickerung, der zurtickhaltenden Versiegelung von Flachen und
einer standortgemassen Land- und Waldwirtschaft Iasst sich das Wasserspeichervermo-
gen des Bodens verbessern und so Wasser in der Flache zurtickhalten. Das vermindert
in kleineren Einzugsgebieten die haufigeren Hochwasserereignisse. Die Renaturierung
von Bachen und die Reaktivierung von Auengebieten verlangern die Fliesszeit und ver-
mindern die Hochwassergefahr. Solche dezentralen Massnahmen sind wichtig fir den vor-
sorglichen Hochwasserschutz.

Mit der Zunahme von Hitzeperioden im Sommer sind auch haufigere Trockenperioden
zu erwarten. In diesen Trockenzeiten sind die Wasserressourcen in Bachen und Flissen
koordiniert zu bewirtschaften.

Stand / Ubersicht

Im Aargau besteht ein Gewasser-Informationssystem. Der Kanton fiihrt eine Liste mit
Fliessgewassern, welche sich fir die Renaturierung eignen. Er erarbeitet und verwirklicht
Renaturierungsprojekte nach Massgabe der finanziellen Mittel. Gemass Wassernutzungs-
gesetz WnG sind mindestens 5 % des
rung, Vernetzung und 6kologische Aufwertung der Gewasser zu budgetieren.

Im Rahmen von Konzessions- oder Bewilligungsentscheiden fir die Nutzung der Was-
serkraft werden die Aspekte des Natur- und Landschaftsschutzes berticksichtigt. Die Ge-
setzgebung Uber Restwassermengen wird dabei vollzogen.

Der Kanton Aargau betreibt ein kantonales Messnetz von 40 hydrometrischen Messsta-
tionen vorwiegend an den Nebengewassern (Suhre, Wyna, Blinz, Aabach, Surb etc.). Die-
ses Netz wurde bis 2010 automatisiert und online verfiigbar gemacht und in den Jahren
2018/2019 auf den neuen Stand der Technik gebracht. Damit werden die Alarmierung
im Hochwasserfall und das Ressourcenmanagement zu Zeiten von Niedrigwasser ge-
wahrleistet.

Die Gefahrenkarte Hochwasser als Grundlage fir das gesamtheitliche Hochwasserma-
nagement im Kanton Aargau liegt flaichendeckend fir die Bauzonen vor. Bei Verande-
rungen, welche Auswirkungen auf das Gefahrenpotenzial oder die Gefahrdungssituation
haben, wird die Gefahrdungssituation Uberprift und die Gefahrenkarte gegebenenfalls
angepasst. Der Kanton koordiniert die Anpassungen und fuhrt die Gefahrenkarte Hoch-
wasser nach. Die Anpassungen werden durch den Ausloser der Anpassung, beispiels-

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

jahrlicts 32 Abs.
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Mit der Regenwasserversickerung, der zurtickhaltenden Versiegelung von Flachen und
einer standortgemassen Land- und Waldwirtschaft Iasst sich das Wasserspeichervermé-
gen des Bodens verbessern und so Wasser in der Flache zurickhalten. Das vermindert
in kleineren Einzugsgebieten die haufigeren Hochwasserereignisse. Die Renaturierung
von Bachen und die Reaktivierung von Auengebieten verlangern die Fliesszeit und ver-
mindern die Hochwassergefahr. Solche dezentralen Massnahmen sind wichtig fiir den vor-
sorglichen Hochwasserschutz.

Mit der Zunahme von Hitzeperioden im Sommer sind auch haufigere Trockenperioden
zu erwarten. In diesen Trockenzeiten sind die Wasserressourcen in Bachen und Flissen
koordiniert zu bewirtschaften.

Der Klimawandel fuhrt auch zu haufigeren und intensiveren Starkniederschlagen. Dies
betrifft alle Jahreszeiten, aber besonders den Winter. Auch bisher seltene Extremereig-
nisse wie ein Jahrhundertniederschlag fallen deutlich heftiger aus. Zur Dampfung der
Abflussspitzen ist es wichtig, vermehrt Mdglichkeiten fiir Versickerung, Retention und
Abflusskorridore zu schaffen, beispielsweise indem natiirliche Rickhalterdume genutzt,
Bache, Feuchtgebiete und Auengebiete revitalisiert oder der Bau von neuen Riickhalte-
raumen vorangetrieben werden. Durch den Klimawandel wird die Wasserfihrung im
Sommer_erheblich_abnehmen, wodurch das Okosystem Gewasser seine natiirlichen
Funktionen immer weniger erfiillen kann. Der Férderung maglichst naturnaher Gewasser
wird eine noch gréssere Bedeutung zukommen.

Stand / Ubersicht
Im Aargau besteht ein Gewasser-Informationssystem. BerKantonfihrt-eine-Liste-mit

Fliessgewassern-welche-sich-fir die-Renaturierung-eignen-—Der Kanton priorisiert die zu

Vollzugshilfe Revitalisie-

revitalisierenden Gewéasser gemass der vom Regierungsrat genehmigten Revitalisie-

rung Fliessgewasser

rungsplanung (RRB 10. Dezember 2014). Er erarbeitet und verwirklicht Renaturierungs-
projekte nach Massgabe der finanziellen Mittel. Gemass Wassernutzungsgesetz (WnG)
sind mindestens 5 % des jahrlichen Wasserzinsertrags fir die Renaturierung, Vernet-
zung und 6kologische Aufwertung der Gewasser zu budgetieren.

Im Rahmen von Konzessions- oder Bewilligungsentscheiden flr die Nutzung der Was-
serkraft werden die Aspekte des Natur- und Landschaftsschutzes beriicksichtigt. Die Ge-
setzgebung Uber Restwassermengen wird dabei vollzogen.

ren-2018/2019 auf den-neuen-Stand-derTechnik-gebracht. aus rund 40 hydrometrischen

Abflussmessstationen _sowie mehreren Niederschlagsmessstellen. Damit werden die
Alarmierung im Hochwasserfall und das Ressourcenmanagement zu Zeiten von Niedrig-
wasser gewahrleistet.

Die Gefahrenkarte Hochwasser als Grundlage fir das gesamtheitliche Hochwasserma-
nagement im Kanton Aargau liegt flichendeckend fir die Bauzonen vor. Zudem werden
mithilfe der Risikokarte Hochwasser Aargau Risiko-Hotspots lokalisiert und Hochwasser-
schutzprojekte priorisiert. Bei Veranderungen, welche Auswirkungen auf das Gefahren-
potenzial oder die Gefahrdungssituation haben, wird die Gefahrdungssituation Uberpruft
und die Gefahrenkarte gegebenenfalls angepasst. Der Kanton koordiniert die Anpassun-
gen und fihrt die Gefahrenkarte Hochwasser nach. Die Anpassungen werden durch den

Stand des Entwurfs:
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Alain Bütler
Kommentar zu Text
Auch hier fehlt der Einbezug durch den Grossen Rat. Die Revitalisierungsplanung soll deshalb nicht erwähnt werden, sondern neu aufgegleist inkl. einer umfassenden Interessenabwägung unter Einbezug der Landwirtschaft.


weise bei kommunalen Zonenplananderungen durch die Gemeinden, bei Kraftwerkpro-
jekten im Rahmen des Konzessionsverfahrens durch den Betreiber oder bei kantonalen
Wasserbauprojekten durch den Kanton finanziert. Bei Nutzungs- oder Sondernutzungs-
planungen erarbeiten die Gemeinden die fur die Nachfuhrung erforderlichen Grundlagen
(Fliesstiefen- und Schutzdefizitkarten).

Das Hochwassermanagement umfasst folgende Einzelstrategien:

— die Flachenvorsorge mit dem Ziel, mdglichst kein Bauland in hochwassergefahrdeten
Gebieten auszuweisen,

— die Bauvorsorge, die Gebaude durch angepasste Bauweisen und Nutzungen Hoch-
wasserereignisse moglichst schadlos Gberstehen Iasst,

— die Verhaltensvorsorge, die vor anlaufenden Hochwassern warnt,

— die Risikovorsorge, die finanzielle Vorsorge fiur den Fall trifft, dass trotzdem ein Scha-
den eintritt (Elementarschaden- und Hausratversicherung).

Regionale Hochwasserschutzprojekte, die gesamtheitlichen Ansprichen genulgen, sind
realisiert (Wyna) und in der Umsetzung (Biinz, Surb, Suhre, Wigger). Flisse kennen
keine Grenzen — die eingeleitete interkantonale Koordination des Hochwassermanage-
ments in den Einzugsgebieten von Aare, Reuss und Limmat wird konsequent weiterge-
fuhrt.

Langsvernetzungsprojekte wurden vom Grossen Rat an Aabach, Suhre und Surb bewilligt.
Weitere Projekte sind an Wyna, Wigger, Mohlinbach und Magdenerbach geplant.

Das Spezialgebiet Hallwilersee-Sanierung umfasst das Einzugsgebiet der Oberflachen-
gewasser flur see-externe Sanierungsmassnahmen. Die Sanierungsziele fiir den Hallwiler-
see sind schon fast erreicht. Damit die Sanierungsziele voll erreicht werden kénnen, sind
in diesem Gebiet nach wie vor Massnahmen zur Reduktion der Nahrstoffabschwemmung
noétig. Der in der Richtplan-Teilkarte eingetragene Perimeter zeigt die raumliche Begren-
zung fur die Dungevorschriften, auf die sich § 29 V EG UWR beziehen wird (in Kraft ab

01. 01. 2011). Auch nach der Zi el er edekitionh t

der Nahrstoffabschwemmung weitergefiihrt werden, um die Wasserqualitat im See hal-
ten zu kénnen.

Rechtskréftiger Stand:
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Ausldser der Anpassung, beispielsweise bei kommunalen Zonenplananderungen durch
die Gemeinden, bei Kraftwerkprojekten im Rahmen des Konzessionsverfahrens durch
den Betreiber oder bei kantonalen Wasserbauprojekten durch den Kanton finanziert. Bei
Nutzungs- oder Sondernutzungsplanungen erarbeiten die Gemeinden die fur die Nach-
fuhrung erforderlichen Grundlagen (Fliesstiefen- und Schutzdefizitkarten).

Das Hochwassermanagement umfasst folgende Einzelstrategien:

— die Flachenvorsorge mit dem Ziel, mdglichst kein Bauland in hochwassergefahrdeten
Gebieten-auszuweisen _auszuscheiden (raumplanerische Sicherung, angepasste Nut-
zung),

— die Bauvorsorge, die Gebaude durch angepasste Bauweisen und Nutzungen Hoch-
wasserereignisse moglichst schadlos Uberstehen lasst_(Objektschutz),

— die Verhaltensvorsorge, die vor anlaufenden Hochwassern warnt_(Hochwasserwar-
nung und Notfallplanung),

— die Risikovorsorge, die finanzielle Vorsorge fiir den Fall trifft, dass trotzdem ein Scha-
den eintritt (Elementarschaden- und Hausratversicherung).

Das Spezialgebiet Hallwilersee-Sanierung umfasst das Einzugsgebiet derOberflachen-
gewasser-des Hallwilersees und dessen Zufliisse fiir see-externe Sanierungsmassnah-

men. Die-Sanierungsziele-fur-den-Hallwilersee-sind-schonfasterreicht—Damit die Sanie-

rungsziele voll erreicht werden kdnnen, sind in diesem Gebiet nach wie vor Massnahmen
zur Reduktion der Nahrstoffabschwemmung-Nahrstoffeintrdge nétig. Der in der Richt-
plan-Feilkarte-Gesamtkarte eingetragene Perimeter zeigt die raumliche Begrenzung fir

die Dlngevorschriften, auf die sich § 29 V EG UWR-bezieher—wird{in—Kraftab
61— 01 beziéhD Audh)nach der Zielerreichung missen diese Massnahmen zur Re-

duktion der Nahrstoffabschwemmung-Nahrstoffeintrage weitergefihrt werden, um die
Wasserqualitat im See halten zu kdnnen.

Stand des Entwurfs:
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BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A.

Fliessgewasser sind so zu bewirtschaften, dass Hochwasser, zum Beispiel mit Rick-
haltebecken, soweit wie moglich zurlickgehalten oder gezielt ausgeleitet werden und
damit der schadlose Wasserabfluss gewahrleistet und der Entstehung von Hochwas-
serschaden vorgebeugt wird.

Gewasserraume sind vielfaltige und biologisch wertvolle Lebensraume, die zu erhal-
ten und aufzuwerten sind. Die Gewasser sind naturnah zu gestalten, die Ufer sind
aber so weit zu sichern, dass unkontrollierter Landverlust durch Ufererosion verhin-
dert wird. Dazu ist fur einen ausreichenden Gewasserraum zu sorgen. Der Zugang
fur die Naherholung ist zu gewahrleisten.

Einem naturnahen Abflussregime und Geschiebehaushalt sowie der Wasserqualitat
ist besondere Beachtung zu schenken. Fliessgewasser sollen fur Wassertiere durch-
gangig sein (Langsvernetzung); die typischen Fischarten im Kanton sollen sich na-
turlich fortpflanzen kénnen.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen

1.

Gewasser

1.1 Kanton und Gemeinden beriicksichtigen und sichern bei ihren raumwirksamen Ta-

2,

tigkeiten den Gewasserraum. Die Gemeinden legen den Gewasserraum im Rahmen
der Nutzungs- und Sondernutzungsplanung fest, der Kanton im Rahmen von Was-
serbauprojekten.

Hochwassermanagement

2.1 Der Hochwasserschutz ist mit geeigneten Rulckhaltemassnahmen (zum Beispiel

Rickhaltebecken) sowie daran angepassten Abflusskapazitaten bei Bachen und
Flissen, durch geeigneten Gewasserunterhalt und raumplanerische Massnahmen
sicherzustellen. Der Kanton sorgt in den grésseren Einzugsgebieten flur eine Koordi-
nation mit den Oberliegerkantonen und dem Bund.

2.2 Die Gefahrenkarten Hochwasser und Massnahmenplanungen sind die Grundlage

fur das gesamtheitliche Hochwassermanagement im Kanton Aargau. Gestutzt da-
rauf legen Kanton und Gemeinden die planerischen, baurechtlichen und baulichen

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau
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BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A.

Fliessgewasser sind so zu bewirtschaften, dass Hochwasser, zum Beispiel mit Ruck-
haltebecken, soweit wie méglich zuriickgehalten edergezielt-ausgeleitet-und die an-
fallende Wassermenge verzdgert weitergeleitet werden und damit der schadlose
Wasserabfluss gewahrleistet und der Entstehung von Hochwasserschaden vorge-
beugt wird.

Gewasserraume sind vielfaltige und biologisch wertvolle Lebensraume, die zu erhal-
ten-und, aufzuwerten und wiederherzustellen sind. Die Gewasser sind naturnah zu
gestalten, die Ufer sind aber so weit zu sichern, dass unkontrollierter Landverlust
durch Ufererosion verhindert wird. Dazu ist fir einen ausreichenden Gewasserraum
zu sorgen. Der Zugang fiir die Naherholung ist zu gewahrleisten.

Einem naturnahen Abflussregime und Geschiebehaushalt sowie der Wasserqualitat
ist besondere Beachtung zu schenken. Fliessgewasser sollen fir Wassertiere durch-
gangig sein (Langsvernetzung); die typischen Fischarten im Kanton sollen sich na-
turlich fortpflanzen kénnen.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen
Gewasser
Kanton und Gemeinden bertcksichtigen und sichern bei ihren raumwirksamen Ta-

1.
1.1

tigkeiten den Gewasserraum.

nasplanuna fe der Kanton im Rahmen von \A

serbauprojekten—Die Gemeinden halten diesen in der Sondernutzungsplanung frei
und setzen ihn in der allgemeinen Nutzungsplanung um. Der Kanton legt den Ge-
wasserraum im Rahmen von Wasserbauprojekten fest.

1.2 Kanton und Gemeinden stellen die natirlichen Funktionen der Gewasser mit geeig-

neten baulichen Massnahmen (Revitalisierungen) durch entsprechenden Gewasser-
unterhalt und die Extensivierung des Gewasserraums wieder her. Die Revitalisie-
rungsplanung zeigt die prioritar zu revitalisierenden Gewasserabschnitte auf.

1.3 Der Kanton stellt die Langsvernetzung der Bache und Flisse gemass Revitalisie-

Richtplan-Gesamtkarte

rungsplanung in den Bachen Sissle, Surb, Pfaffnern, Wigger, Suhre, Wyna, Aabach
und Buinz wieder her durch entsprechende Auflagen bei Wasserkraftkonzessionen
und durch die Beseitigung von kunstlichen Wanderhindernissen ausserhalb von Kon-
zessionsstrecken (durch Rickbau, mit Rampen oder Umgehungsgewassern). Die
Gemeinden férdern die Langsvernetzung in Zusammenarbeit mit dem Kanton auch
in allen Ubrigen Bachen.

Hochwassermanagement

Der Hochwasserschutz ist mit geeigneten Riickhaltemassnahmen (zum Beispiel
Ruckhaltebecken) sowie daran angepassten Abflusskapazitdten bei Bachen und
Flussen, durch geeigneten Gewasserunterhalt und raumplanerische Massnahmen
sicherzustellen. Der Kanton sorgt in den grésseren Einzugsgebieten fur eine Koordi-
nation mit den Oberliegerkantonen und dem Bund.

2.2 Die Gefahrenkarten Hochwasser und Massnahmenplanungen sind die Grundlage fur

das gesamtheitliche Hochwassermanagement im Kanton Aargau. Gestutzt darauf
legen Kanton und Gemeinden die planerischen, baurechtlichen und baulichen

Stand des Entwurfs:

Juli 2025


Alain Bütler
Kommentar zu Text
Es ist unklar, weshalb hier die Revitalisierungsplanung so prominent aufgelistet ist. Es darf nicht dazu führen, dass die Umsetzung dadurch verstärkt wird. Die Änderungen lehnen wir deshalb ab.


Schutzmassnahmen zur Hochwasservorsorge in ihren Fach- und Nutzungsplanun-
gen fest.

2.3 Soweit keine Gefahrenkarten Hochwasser und Massnahmenplanungen bestehen,
bil det die Gefahrenhinwei skarte
Grobbeurteilung von Hochwassergefahren im Rahmen des Hochwassermanage-
ments und ist Kriterium fir die Untersuchung des Hochwasserrisikos in den Fach-
und Nutzungsplanungen sowie im Baubewilligungsverfahren ausserhalb Bauzonen.

2.4 Der Kanton fuhrt die Gefahrenkarte Hochwasser nach. Die Gefahrenkarte Hochwas-
ser ist bei Hochwasserschutz-, Wasserbau- oder Kraftwerkprojekten anzupassen.
Fihren die Gemeinden Zonenplananderungen, Nutzungsplanrevisionen oder Son-
dernutzungsplanungen in hochwassergefahrdeten Gebieten durch, die Auswirkun-
gen auf das Gefahrenpotenzial oder die Gefahrdungssituation haben, ist die Gefah-
renkarte auf die neue Situation anzupassen. Die Gemeinden stellen die nachgefiihr-
ten technischen Grundlagen und Daten bereit. Die Finanzierung erfolgt durch den
Verursacher.

2.5 In unliberbauten Bauzonen, die hochwassergefahrdet sind, kénnen Bauten nur be-
willigt werden, soweit der Hochwasserschutz bis zu einem hundertjahrlichen Hoch-
wasserereignis durch geeignete Massnahmen gesichert ist. Weitergehende Risiken
durch grossere Hochwasserereignisse sind zu beachten und verhaltnismassige
Massnahmen umzusetzen.

3. Hochwasserschutz ausserhalb des Siedlungsgebiets:
Freihaltegebiet Hochwasser

3.1 Das Freihaltegebiet Hochwasser sichert die Flachen fir den natirlichen Hochwas-
serabfluss bei grossen und seltenen Hochwasserereignissen sowie den Hochwas-
serruckhalt und ist in der Regel vor weiterer Bebauung freizuhalten. Es umfasst alle
Gebiete ausserhalb der Bauzonen, die bei Hochwasser iberschwemmt werden kon-
nen oder deren Uberschwemmung dazu dient, Hochwasserschaden zu mindern und
wird begrenzt durch die Aussenabgrenzungen aller Gefahrenstufen gemass Gefah-
renkarten Hochwasser. Ausserhalb des Untersuchungsgebiets der Gefahrenkarten
Hochwasser umfasst es das Gefahrenhinweisgebiet Hochwasser ausserhalb des
Siedlungsgebiets gemass Gefahrenhinweiskarte Hochwasser vom Marz 2002.

3.2 Die Gemeinden sichern das Freihaltegebiet Hochwasser in der Nutzungsplanung,
indem sie Landwirtschaftszonen mit geeigneten Bestimmungen oder andere Zonen,
die dem Freihalteziel entsprechen, ausscheiden.

Rechtskréftiger Stand:
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Schutzmassnahmen zur Hochwasservorsorge in ihren Fach- und Nutzungsplanun-
gen fest.

2.3 Soweit keine Gefahrenkarten Hochwasser und Massnahmenplanungen bestehen,
bil det die Gefahrenhinweiskarte
Grobbeurteilung von Hochwassergefahren im Rahmen des Hochwassermanage-
ments und ist Kriterium fiir die Untersuchung des Hochwasserrisikos in den Fach-
und Nutzungsplanungen sowie im Baubewilligungsverfahren ausserhalb Bauzonen.

2.4 Der Kanton fiihrt die Gefahrenkarte Hochwasser nach. Die Gefahrenkarte Hochwas-
ser ist bei Hochwasserschutz-, Wasserbau- oder Kraftwerkprojekten und bei bauli-
chen Veranderungen im, am oder ausserhalb des Gewassers mit relevanten Auswir-
kungen auf die Hochwassergefahrdung und die Fliesswege anzupassen. Zudem
sind neue Erkenntnisse aus vergangenen Hochwasserereignissen zu bertcksichti-
gen. Fihren die Gemeinden Zonenplananderungen, Nutzungsplanrevisionen oder
Sondernutzungsplanungen in hochwassergefahrdeten Gebieten durch, die Auswir-
kungen auf das Gefahrenpotenzial oder die Gefahrdungssituation haben, ist die Ge-
fahrenkarte ebenfalls auf die neue Situation anzupassen. Die Gemeinden stellen die
nachgefiihrten technischen Grundlagen und Daten bereit. Die Finanzierung erfolgt
durch den Verursacher.

3

willigt-werden;-Die Nutzungsplanung stellt sicher, dass in Bauzonen, die hochwas-

sergefahrdet sind, nur Bauten bewilligt werden kénnen,bei denen keine Schaden zu

schutz bis zu einem hundertjahrlichen Hochwasserereignis durch geeignete Mass-
nahmen gesichert ist. Weitergehende Risiken durch gréssere-seltenere Hochwasse-
rereignisse sind zu beachten und verhaltnismassige Massnahmen umzusetzen.

3. Hochwasserschutz ausserhalb des Siedlungsgebiets:
Freihaltegebiet Hochwasser

3.1

Das Freihaltegebiet Hochwasser umfasst alle Gebiete ausserhalb der Bauzonen, die
gemass Gefahren- beziehungsweise Gefahrenhinweiskarte Hochwasser Uber-
schwemmt werden kénnen oder deren Uberschwemmung dazu dient, Hochwasser-
schaden zu mindern.

Die Gemeinden sichern das Freihaltegebiet Hochwasser von libergeordneter Bedeu-

tung (Gebiete fiir Uberschwemmungen entlang von Fliissen und Haupttalbichen,
Retentionsflachen, Abflusskorridore, etc.) in der Nutzungsplanung, indem sie eine
Freihaltezone Hochwasser im Kulturlandplan festlegen.

Stand des Entwurfs:

Hoc hwa

§ 52 Abs. 1 Ba

erwarten sind (z.B. Remisen)

Richtplan-Feitkarte- 142
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Alain Bütler
Kommentar zu Text
Siehe vorgeschlagene Ergänzung: Wenn eine Remise alle 50 Jahre überschwemmt wird, so stellt das kein erhebliches Risiko für die Gebäudeversicherung dar. Diese Baute nicht zu bewilligen, wäre demnach unverhältnismässig. Deshalb der Anpassungsvorchlag.


3.3 Im Freihaltegebiet Hochwasser sind zeitgemasse Erneuerung und Ausbauten beste-
hender Gebaude und Anlagen erlaubt, sofern sie dem Hochwasserschutz gentigend
Rechnung tragen und den natirlichen Abfluss nicht beeintrachtigen. Die Einzonung
neuer Baugebiete im Freihaltegebiet Hochwasser ist nur ausnahmsweise zulassig,
wenn:

erforderliche Hochwasserschutzmassnahmen umgesetzt und von den Gemein-
den oder den Landeigentiimern finanziert werden kénnen,

keine anderen Mdéglichkeiten der Siedlungsentwicklung bestehen oder geschaf-
fen werden konnen,

das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an die bestehende Bauzone angrenzt,
der Hochwasserabfluss und die Hohe des Wasserstands nicht nachteilig beein-
flusst werden,

die Hochwasserriickhaltung nicht beeintrachtigt wird und

keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu erwarten sind.

Die gleichen Anforderungen gelten fiir den Neubau von Infrastrukturanlagen.

4. Langsvernetzung

4.1 Der Kanton férdert die Langsvernetzung der Bache und Fliisse durch entsprechende
Auflagen bei Wasserkraftkonzessionen und durch die Beseitigung von kiinstlichen
Wanderhindernissen ausserhalb von Konzessionsstrecken (zum Beispiel mit Ram-
pen, Umgehungsgewassern), insbesondere in den Bachen gemass der Richtplan-
Teilkarte. Die Gemeinden fordern die Langsvernetzung in Zusammenarbeit mit dem
Kanton auch in allen Ubrigen Bachen.

5. Hochwasserschutz: Festsetzung / Zwischenergebnis
5.1 Vorhaben:

Richtplan Kanton Aargau L1.2

Richtplan-Teilkarte L 1.2

Richtplan-Teilkarte L 1.2

Gemeinde(n) Vorhaben Stand

Brittnau bis Aarburg Hochwasserschutz / Sanierung Festsetzung
Wigger

Kantonsgrenze bis Aarau Hochwasserschutz Suhrental Festsetzung®
Suhre

Wirenlos Hochwasserschutz und Sanierung Festsetzung

des Furtbaches

Frick bis Sisseln Sanierung / Renaturierung Sissle Zwischenergebnis

Rechtskréftiger Stand:

Mai 2021

3.3 Im Freihaltegebiet Hochwasser sind zeitgemasse Erneuerung und Ausbauten beste-
hender Gebaude und Anlagen erlaubt, sofern sie dem Hochwasserschutz gentigend
Rechnung tragen und den naturlichen Abfluss nicht beeintrachtigen.-Bie-Einzonung

3.4 In der Freihaltezone Hochwasser kénnen Erneuerungen und Ausbauten bestehen-
der Gebdude und Anlagen sowie der Neubau von Infrastrukturanlagen ausnahms-
weise zugelassen werden, wenn:

— erforderliche Hochwasserschutzmassnahmen umgesetzt und von den Gemein-
den oder den Landeigentimern finanziert werden kénnen,

— keine anderen Mdéglichkeiten der Siedlungsentwicklung bestehen oder geschaf-
fen werden kénnen,

— das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an die bestehende Bauzone angrenzt,

— der Hochwasserabfluss und die H6he des Wasserstands nicht nachteilig beein-
flusst werden

— die Hochwasserriickhaltung nicht beeintrachtigt wird und

— keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu erwarten sind.

Die gleichen Anforderungen gelten fiir die Uberpriifung allfélliger Einzonungen.

4. Hochwasserschutz: Festsetzung / Zwischenergebnis

4.1 Vorhaben: Richtplan-Feitkarte-L4-2
-Gesamtkarte
Gemeinde(n) Vorhaben Stand
Brittnau bis Aarburg Hochwasserschutz / Sanierung Festsetzung
Wigger
Kantonsgrenze bis Aarau Hochwasserschutz Suhrental Festsetzung®
Suhre
Wirenlos Hochwasserschutz und Sanierung Festsetzung
des Furtbaches
Frick bis Sisseln Sanierung / Renaturierung Sissle Zwischenergebnis

Stand des Entwurfs: Juli 2025


Alain Bütler
Kommentar zu Text
Es ist unklar, wie sich die Neuregelung (Unterscheidung Freihaltezone, Freihaltegebiet) auf die Landwirtschaft auswirkt. Dazu ist ein Gespräch mit dem Kanton nötig. Sonst Änderungen eher ablehnen.


@ Mit der Realisierung des Vorhabens Hochwasserschutz Suhrental Suhre und den
Bachoffnungen in Moosleerau und Reitnau im Rahmen der Modernen Meliorationen
reduziert sich die festgesetzte Fruchtfolgeflache (L 3.1) im Projektperimeter um ma-
xi mal 9,4 ha. Die definitive raumli chg
als Fortschreibung.

Richtplan Kanton Aargau L1.2

6. Hochwasserschutz: Vororientierung
6.1 Vorhaben:

Gemeinde(n) Vorhaben Stand

Richtplan-Teilkarte L 1.2

Reussebene zwischen
Dietwil und
Hermetschwil-Staffeln

Hochwassermanagement, Vororientierung
Uberlastfall ®

Bruggbach zwischen Hochwasserschutz

Oberhof/Witthau und Frick

Vororientierung

b Der Regierungsrat erstellt ein Konzept fir den Hochwasserschutz im aargauischen
Reusstal mit Massnahmen zur Erhéhung der Abflusskapazitat und/oder Retentions-
rdumen. Allenfalls erforderliche Retentionsflachen werden in Zusammenarbeit mit
den Gemeinden Uber kantonale Nutzungsplane gesichert. Fiir das Gefahrenhinweis-
gebiet entlang der Reuss zwischen Dietwil und Hermetschwil-Staffeln werden mog-
liche Retentionsflachen naher abgeklart.

7. Hallwilersee-Sanierung
7.1 Das Spezialgebiet Hallwilersee-Sanierung wird festgesetzt.

Im Spezialgebiet Hallwilersee-Sanierung sind see-externe Massnahmen notwendig.
Der Kanton unterstiitzt betriebliche Beratungen und finanziert Massnahmen zur Ver-
minderung der Nahrstoffabschwemmung und des Nahrstoffeintrags in den Hallwiler-
see. Es gelten besondere Diingevorschriften.

Rechtskréftiger Stand:
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@ Mit der Realisierung des Vorhabens Hochwasserschutz Suhrental Suhre und den
Bachoffnungen in Moosleerau und Reitnau im Rahmen der Modernen Meliorationen
reduziert sich die festgesetzte Fruchtfolgeflache (L 3.1) im Projektperimeter um ma-
ximal 9,4 ha. Die definitive rdumliche Umsetzung erfolgt im Rahmen der Realisierung
als Fortschreibung.

5. Hochwasserschutz: Vororientierung
5.1 Vorhaben:

Gemeinde(n) Vorhaben Stand
Reussebene zwischen Hochwassermanagement, Vororientierung
Dietwil und Uberlastfall ®

Hermetschwil-Staffeln

Bruggbach zwischen Hochwasserschutz Mororentierung

Oberhof/Wittnau und Frick

® Der Regierungsrat erstellt ein Konzept fiir den Hochwasserschutz im aargauischen
Reusstal mit Massnahmen zur Erhdhung der Abflusskapazitat und/oder Retentions-
raumen. Allenfalls erforderliche Retentionsflachen werden in Zusammenarbeit mit
den Gemeinden Uber kantonale Nutzungsplane gesichert. Fiir das Gefahrenhinweis-
gebiet entlang der Reuss zwischen Dietwil und Hermetschwil-Staffeln werden mog-
liche Retentionsflachen naher abgeklart.

Richtplan-Feilkarte-L14-2
-Gesamtkarte

6. Hallwilersee-Sanierung
6.1 Das Spezialgebiet Hallwilersee-Sanierung wird festgesetzt.

6.2 Im Spezialgebiet Hallwilersee-Sanierung sind see-externe Massnahmen notwendig.
Der Kanton unterstiitzt betriebliche Beratungen und finanziert Massnahmen zur Ver-

minderung der N&hrstoffabschwemmung—und-desNahrstoffeintrags—Nahrstoffein-

trage in den Hallwilersee. Es gelten besondere Diingevorschriften.

Stand des Entwurfs:
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Richtplan-Teilkarte L 1.2 Gewasser und Hochwassermanagement
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Ausgangs- Richtplan-
lage aussage
Bache, in denen die Langsvernetzung gefordert wird
= \Wwasserbauvorhaben

Spezialgebiet Hallwilersee-Sanierung

Freihaltegebiet Hochwasser gem. Gefahrenhinweiskarte Hochwasser vom Marz 2002

Gewasser

Siedlungsgebiet

Rechtskréftiger Stand:
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Richtplan Kanton Aargau

L1.4

ORIGINAL-VERSION
Inhalte gemass rechtskraftigem Stand

Schwttgen gravi
( Massenbewegungen)

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag
Der Bund erlasst Vorschriften ber den Schutz des Menschen und seiner natirlichen
Umwelt vor schadlichen und lastigen Einwirkungen.

Die Kantone stellen fest, welche Gebiete durch Naturgefahren oder schadliche Einwir-
kungen erheblich bedroht sind.

Wo es der Schutz von Menschen oder erheblichen Sachwerten erfordert, sichern die
Kantone die Anrissgebiete von Lawinen sowie Rutsch-, Erosions- und Steinschlaggebiete
und sorgen fir den forstlichen Bachverbau. Fir die Massnahmen sind mdglichst natur-
nahe Methoden anzuwenden. Wo es die Schutzfunktion erfordert, stellen die Kantone eine
minimale Pflege sicher.

Der Kanton kann fir Massnahmen und fir die Erfiillung von Aufgaben, die der Walder-
haltung und der Sicherung nachhaltiger Waldleistungen dienen, projektbezogene oder
pauschale Beitrage entrichten.

Die Kantone erarbeiten die Grundlagen fiir den Schutz vor Naturereignissen, insbeson-
dere Gefahrenkataster und Gefahrenkarten. Bei der Erhebung der Grundlagen bertick-
sichtigen sie die von den Fachstellen des Bundes durchgefiihrten Arbeiten und aufge-
stellten technischen Richtlinien. Die Kantone bericksichtigen die Grundlagen bei allen
raumwirksamen Tatigkeiten, insbesondere in der Richt- und Nutzungsplanung.

In den forstlichen Planungsdokumenten sind mindestens die Standortverhaltnisse sowie
die Waldfunktionen und deren Gewichtung festzuhalten.

Alle Bauten und Anlagen missen genigend sicher vor Erdbeben, Hochwasser und an-
deren Naturgefahren sein. Der Regierungsrat regelt die Details Gber die Anforderungen
an Bauten in Bezug auf die Sicherheit vor Naturgefahren.

Herausforderung
Bewilligungsbehérden und Baugesuchsteller haben im Rahmen kantonaler Vorgaben far

sicheres Bauen zu sorgen. Bei Hangneigungen ab 12°b e zi ehungswei se
ausge
1450 ha sind steiler al

nen spontane nicht
bietsfl ache oder

im Kanton Rutschungen insbesondere im Baugebiet selten und in der Regel kleinflachig

Hangrutschungen

Rechtskréftiger Stand:

tatil ve

Ar t 74 Abs.
Ar t 6 Abs.
Ar t 19, 20
§ 25 Abs. 2
Ar t 15 WayVv
Ar t 18 Abs.
§ 52 Abs. 1
September 2011

Ab

AV

Anderungen wie folgt markiert:
- neu hinzugefiigte Inhalte: gelb markiert und unterstrichen
- zu léschende Inhalte:

GEANDERTE VERSION
Entwurf vom 08.07.2025

Sebptom oo au ot v oE
(Massenbewegungen)

Schwtoz Massenbewegur
(gravitative Naturge

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag
Der Bund erlasst Vorschriften Uber den Schutz des Menschen und seiner natirlichen Art . 74 Abs. 1
Umwelt vor schadlichen und lastigen Einwirkungen.

Die Kantone stellen fest, welche Gebiete durch Naturgefahren oder schadliche Einwir- Ar t . 6 ARPS. 2
kungen erheblich bedroht sind. Diese sind in der Richt- und Nutzungsplanung zu beriick- § 13 Abs. 2" BauG

sichtigen. § 15 Abs. 2 lit. g BauG

Wo es der Schutz von Menschen oder erheblichen Sachwerten erfordert, sichern die Ar t . 19, 20 Ab
Kantone die Anrissgebiete von Lawinen sowie Rutsch-, Erosions- und Steinschlaggebiete

und sorgen fir den forstlichen Bachverbau. Fir die Massnahmen sind méglichst natur-

nahe Methoden anzuwenden. Wo es die Schutzfunktion erfordert, stellen die Kantone eine RP, L 4.4

minimale Pflege sicher.

Die Kantone erarbeitennac h Mas s gabe vdeGruAdlagen furldén Seaty A+t+—-—315 WaV
vor Naturereignissen, insbesondere Gefahrenkataster und Gefahrenkarten. Bei der Er-

hebung der Grundlagen berticksichtigen sie die von den Fachstellen des Bundes durch-

gefiihrten Arbeiten und aufgestellten technischen Richtlinien. Die Kantone beriicksichti-

gen die Grundlagen bei allen raumwirksamen Tatigkeiten, insbesondere in der Richt- und

Nutzungsplanung.

Alle Bauten und Anlagen mussen gentigend sicher vor Erdbeben, Hochwasserundan- 8§ 52 Abs. 1 wun
deren Naturgefahren sein. Der Regierungsrat regelt die Details Gber die Anforderungen
an Bauten in Bezug auf die Sicherheit vor Naturgefahren.

Stand des Entwurfs: Juli 2025



sind. Umfang und Relevanz potenzieller Gefahrdungen rufen nicht nach einer flachen-
deckenden Abklarung im Sinne einer Gefahrenhinweiskarte oder einer Gefahrenkarte.

Walder kdnnen erheblich zum Schutz vor oberflachlichen Hang- und Bodenbewegungen
und vor Steinschlag beitragen. Im Projekt SilvaProtect-CH hat der Bund schweizweit
nach einheitlichen Kriterien sogenannte
ausgeschieden. Im Aargau haben hinsichtlich Schutz vor Rutschungen, Sturz und Stein-
schlag rund 1’600 ha Wald oder 3 % derm
von Bauzonen, Gebauden und Infrastrukturanlagen. Es handelt sich dabei vor allem um
kleinrdumig steilere Waldstlicke mit lokalen Schutzfunktionen. Es besteht keine Notwen-
digkeit, kantonsweit Schutzwaldungen gegen Rutschungen und Steinschlag auszuschei-
den und sie speziell auf die Schutzziele ausgerichtet bewirtschaften zu lassen. Die
Schutzfunktionen sind im Rahmen der normalen Waldbewirtschaftung in der Regel ge-
wahrleistet. Hingegen sollen die Gemeinden im Einzelfall Schutzwald ausscheiden und
in Ausnahmefallen forstliche Massnahmen anordnen kénnen, wo Walder aufgrund ihrer
Lage (zum Beispiel Steilheit und Nahe zu Wohnbauten) zum Schutz des Siedlungsge-
biets oder wichtiger kommunaler Infrastrukturanlagen gegen gravitative Naturgefahren we-
sentlich beitragen und dazu besondere Bewirtschaftungsmassnahmen notwendig sind.
Das Ergebnis von SilvaProtect-CH dient als Grundlage dazu.

Stand / Ubersicht

Im Kanton Aargau sind Gefahrdungen von Menschen und erheblichen Sachwerten durch
Extremereignisse wie Hochwasser von Bed
gen hat die Gefahrdung durch Steinschlag und Hang- und Bodenbewegungen (spontane
Rutschungen) geringe Relevanz.

Schaden an Gebauden und Infrastrukturanlagen und Personenschaden als Folge von
Hang- und Bodenbewegungen sind selten. Allerdings verfugt der Kanton tber keinen
systematisch geflhrten und aktuellen Kataster solcher Ereignisse. Der Umfang von Un-
terbriichen von Kantonsstrassen beziehungsweise der Anteil der Unterhaltskosten der
Kantonsstrassen, welcher durch Rutsch-, Sturz- oder Steinschlagereignisse verursacht
wird, werden als gering eingeschatzt. Die Bedeutung solcher Ereignisse lasst sich aus
der Schadenstatistik der Aargauischen Geb&udeversicherung abschéatzen. Im Durch-
schnitt der
das Konto solcher Ereignisse.

Rechtskréftiger Stand:

e |

|l etzten 20 Jahre ging nur ca.

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

Der kantonale Richtplan legt die raumwirksamen Aspekte des Schutzes vor Massenbe-
wegungen (gravitative Naturgefahren) fest.

Zur Eruierung der Gefahrengebiete und um sich vor Risiken schiitzen zu kénnen, mis-
sen diese zuerst erkannt und dann bewertet werden. Als wichtige Grundlagen dienen
dabei Ereigniskataster, Gefahrenhinweiskarte, Gefahrenkarten und Schutzzielmatrix.

Stand / Ubersicht

Das Schadenpotenzial ist im Sinne der Gefahrenvorsorge zu minimieren. Im Kanton Aar-
gau sind Gefahrdungen von Menschen und erheblichen Sachwerten durch Extremereig-
ni sse wie Hochwasser v onKkBpid leu2); aimgggen(hatglie .
eine akute Gefahrdung durch Steinschlag und Hang- und Bodenbewegungen (spontane
Rutschungen) hat bisher eine geringere Relevanz. Dennoch ist infolge des Klimawandels
mit weiter zunehmenden Starkniederschldgen zu rechnen, die wiederum zu mehr Hang-
und Bodenbewegungen (spontane Rutschungen) und Steinschlag flihren kénnen (vgl.
Richtplankapitel H 7).

Walder kdnnen erheblich zum Schutz vor oberflachlichen Hang- und Bodenbewegungen
und vor Steinschlag beitragen (vgl. Richtplankapitel L 4.4).

Der Kanton filhrt einen Ereigniskataster im Bereich Massenbewequng (Rutsch-, Sturz-

oder Steinschlagereignisse) und stellt diesen der Offentlichkeit zur Verfiigung. Es werden

Stand des Entwurfs:



BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze
A. Der Kanton flihrt einen Ereigniskataster tiber Rutschungen, Sturz- und Steinschlag-
ereignisse.

B. Die Gemeinden treffen die zur Sicherheit vor lokalen Naturgefahren erforderlichen
planerischen, rechtlichen und baulichen Vorkehrungen. Sie scheiden dort Schutz-
wald aus, wo Walder Schutzwirkung gegen gravitative Naturgefahren haben und zu
deren Aufrechterhaltung spezielle Massnahmen nétig sind.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen
1. Einzonungen in die Bauzone

1.1 Beim Erlass und bei Anderungen von Nutzungsplénen kléren die Gemeinden die
Gefahrdungssituation beziiglich Steinschlag und Hang- und Bodenbewegungen ab
und stellen sicher, dass die Zonen- und Bauvorschriften die erforderlichen Massnah-
men enthalten und die Baubewilligungsbehdrden bei Hangneigungen ab 12°
und/oder bei anderweitig bekannten Gefahrdungssituationen besondere Abklarun-
gen veranlassen kdnnen.

2. Schutzwalder

2.1 Die Gemeinden sehen im Rahmen ihrer Nutzungsplane oder regionalen Sachplane
die erforderlichen Massnahmen zum Schutz gegen gravitative Naturgefahren und
zur Ausscheidung von Schutzwéldern vor. Sie schaffen die rechtlichen Vorausset-
zungen, um die zur Aufrechterhaltung der Schutzwirkung in Schutzwaldern erforder-
lichen, spezifischen Bewirtschaftungsvorschriften erlassen oder Massnahmen an-
ordnen zu kénnen. Sie tragen die nach Abzug von Beitragen und der Holzerlése nicht
gedeckten Kosten von Schutzwaldern.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

daraus aussagekraftige Gefahrengrundlagen (Gefahrenkarten, Schutzzielmatrix) erar-
beitet, die bei allen raumwirksamen Tatigkeiten, insbesondere in der Richt- und Nut-
zungsplanung sowie bei Infrastrukturprojekten zu berlicksichtigen sind. Dadurch kann
auch der Umfang von Unterbriichen von Kantonsstrassen beziehungsweise der Anteil
der Unterhaltskosten der Kantonsstrassen, der durch Rutsch-, Sturz- oder Steinschla-
gereignisse verursacht wird, minimiert werden.

BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A. Der Kanton flhrt einen Ereigniskataster und eine Gefahrenhinweiskarte iber Rut-
schungen, Sturz- und Steinschlagereignisse_und erarbeitet daraus aussagekraftige
Gefahrengrundlagen (Gefahrenkarten, Schutzzielmatrix), die in allen Planungen und
bei raumwirksamen Tatigkeiten als Planungsgrundlagen beizuziehen sind.

B. Die Gemeinden treffen die zur Sicherheit vor lokalen Naturgefahren erforderlichen
planerischen, rechtlichen und baulichen Vorkehrungen — wo erforderlich — in Abstim-
mung mit der Schutzfunktion des Waldes.-Sie-scheiden-dert-Schutzwald-aus;—weo

A ASlde h A na-_aeaen—_aray e N aefahren haben und deran A

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen

1. Einzenungen-in-die-Bauzene

Nutzungsplanung
1.1 Beim-Bei der Uberpriifung, beim Erlass und bei Anderungen von Nutzungsplanen

klaren die Gemeinden die Gefahrdungssituation beziiglich Steinschlag urd-sowie
Hang- und Bodenbewegungen ab und stellen sicher, dass die Zonen- und Bauvor-
schriften die erforderlichen Massnahmen enthalten und die Baubewilligungsbehor-

den bei-Hangreigungen—ab-42 bei anderweitig bekannten Gefahrdungssituationen
besondere Abklarungen veranlassen kdnnen.

Stand des Entwurfs:

Juli 2025
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ORIGINAL-VERSION
Inhalte gemass rechtskraftigem Stand

Par ke

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag
Naturnahe Landschaften und Erholungsraume sollen erhalten bleiben. Die Landschaft
ist zu schonen.

Die Kantone unterstitzen regionale Bestrebungen zur Errichtung und Erhaltung von Par-
ken von nationaler Bedeutung. Sie sorgen dafiir, dass die Bevoélkerung in den betroffe-
nen Gemeinden in geeigneter Weise mitwirken kann.

Parke von nationaler Bedeutung missen im gemass Art. 11 Abs. 1 RPG genehmigten
Richtplan bezeichnet sein.

Wertvolle Landschaftsraume mit hohem Natur- und Naherholungspotenzial werden ge-
sichert und aufgewertet.

Zum dicht besiedelten Agglomerationsraum werden regionale Ausgleichsraume ge-
schaffen.

Die kantonale Agrarpolitik tragt dazu bei, dass die aargauische Landwirtschaft die Kul-
turlandschaft bewirtschaftet, gestaltet und pflegt und den gesellschaftlichen Bedurfnis-
sen im Bereich der Freizeitgestaltung Rechnung tragt.

Herausforderung

In den stadtischen Raumen entlang den Entwicklungsachsen muss das Naherholungs-
und Freizeitpotenzial besser ausgeschopft werden. Leute wohnen gerne in der Nahe der
Zentren, integriert in Freirdume und naturnahe Naherholungsgebiete — daraus folgt die
Umsetzung des Grundsatzes, wonach in 15 Minuten von jedem Wohnort aus der Nah-
erholungsraum erreichbar sein soll (H 3.2). Die Identitat der Siedlungen und die Vielfal-
tigkeit der Landschaften missen dabei erhalten bleiben.

Natur und vielfaltige (Kultur-)Landschaften sind Ausgleichsrdume zu den intensiv genutz-
ten Rdumen im Siedlungsgebiet als auch in der Landschaft. lhre Bedeutung steigt weiter,
wenn der Trend zur Verstadterung im Aargau anhalt.

Rechtskréftiger Stand:

Art. 3 dARPS.

Art. 23i NHG

Art. 27 Abs. 1 P&V

RP,H5

RP,H5.3

landwirtschaftAARGAU,

2007, Teilziele 2 und 3

raumentwicklungAARGAU,
2006, Teile B.4 und B.11

April 2022

1

GEANDERTE VERSION Anderungen wie folgt markiert:

- neu hinzugefiigte Inhalte: gelb markiert und unterstrichen

Entwurf vom 08.07.2025 - zu ldschende Inhalte:

Par ke

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

aun —Die Landschaft
ist zu schonen._Insbesondere sollen naturnahe Landschaften und Erholungsraume er-
halten bleiben.

Die Kantone unterstitzen regionale Bestrebungen zur Errichtung und Erhaltung von Par-
ken von nationaler Bedeutung. Sie sorgen dafiir, dass die Bevolkerung in den betroffe-
nen Gemeinden in geeigneter Weise mitwirken kann.

Parke von nationaler Bedeutung mussen im gemass Art. 11 Abs. 1 Bundesgesetz tber
die Raumplanung (Raumplanungsgesetz, RPG) genehmigten Richtplan bezeichnet sein.

Wertvolle Landschaftsraume mit hohem Natur- und Naherholungspotenzial werden ge-
sichert und aufgewertet.

Zum dicht besiedelten Agglomerationsraum werden regionale Ausgleichsrdume ge-
schaffen.

Ar t . -B2IitAdRPG

Art. 23i NHG

Art. 27 Abs. 1 P&V

RP,H2.4und H3.2

nahen Landschaftsrdumen in den Agglomerationen und entlang der Entwicklungsachsen

gilt es, das Naherholungs- und Freizeitpotenzial besser auszuschdpfen (Strategie H 2.4).
Gut erreichbare Naturrdume in der Nahe des Wohnorts steigern dessen Attraktivitat —
daraus folgt die Umsetzung des Grundsatzes, wonach in 15 Minuten von jedem Wohnort
aus der Naherholungsraum zu Fuss erreichbar sein soll (Strategie H 3.2). Die Identitat
der Siedlungen und die Vielfaltigkeit der Landschaften miissen dabei erhalten bleiben.

Natur und vielféltige (Kultur-)Landschaften sind Ausgleichsraume zu den intensiv genutz-

ten Rdumen im Siedlungsgebiet als auch in der Landschaft.thre-Bedeutung-steigtweiter;
wenn-der Trend-zur\erstadierungim-Aargad-anhalt. Im Zusammenhang mit dem Klima-

RP,.H7.2

wandel und der damit verbundenen zunehmenden Hitzebelastung nimmt ihre Bedeutung
als (siedlungsnahe) Ausgleichsrdume auch fiir die Bevolkerung zu.

Stand des Entwurfs:

Juli 2025


Ralf Bucher
Kommentar zu Text
Ist nicht mehr gültig und kann deshalb gestrichen werden.


Der Natur- und Landschaftsschutz muss eine seiner Wichtigkeit entsprechende Aner-
kennung gewinnen. In diesem Zusammenhang ist die vermehrte Verbindung von Natur-
erhalt und Naturerlebnis zu férdern: Um die Akzeptanz des Artenschutzes langfristig zu
sichern und um der zunehmenden Naturentfremdung entgegenzuwirken, missen
Raume geschaffen werden, in denen der Mensch mit seinen Bedirfnissen nach Natur-
erleben und Freizeit in der Natur im Mittelpunkt steht. Damit eine vielfaltige Natur erleb-
bar bleibt, braucht diese daneben Ruhe- und Regenerationsraume.

Stand / Ubersicht

Parke von nationaler Bedeutung sind Gebiete mit hohen Natur- und Landschaftswerten.
Sie gliedern sich in die Kategorien:

— Nationalpark,

— Regionaler Naturpark,

— Naturerlebnispark.

Ein Regionaler Naturpark ist ein grosseres, teilweise besiedeltes Gebiet, das sich durch
seine natur- und kulturlandschaftlichen Eigenschaften besonders auszeichnet und des-
sen Bauten und Anlagen sich in das Landschafts- und Ortsbild einfligen.

Im Regionalen Naturpark wird:

— die Qualitat von Natur und Landschaft erhalten und aufgewertet,

— die nachhaltig betriebene Wirtschaft gestarkt und die Vermarktung ihrer Waren und
Dienstleistungen geférdert.

Ein Naturerlebnispark ist ein Gebiet, das in der Nahe eines dicht besiedelten Raumes
liegt, der einheimischen Tier- und Pflanzenwelt unberihrte Lebensrdume bietet und der
Allgemeinheit Naturerlebnisse ermdglicht. In diesem Rahmen dient er auch der Umwelt-
bildung.

Er besteht aus:

— einer Kernzone, in der die Natur sich selbst Uberlassen wird und die fur die Allgemein-
heit nur beschrankt zuganglich ist,

— einer Ubergangszone, in der Naturerlebnisse erméglicht werden und die als Puffer ge-
gen schadliche Einwirkungen auf die Kernzone dient.

Als Erganzung zum Raumkonzept Aargau bezeichnet der Planungsbericht raumentwick-
lungAARGAU 2006 Optionen fiir Regionale Naturparke und Naturerlebnisparke.

Jurapark Aargau

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau L21

Art . 23e NHG

Art. 23g NHG

Art. 23h NHG

raumentwicklungAARGAU
2006, Teil B.11

April 2022

Der Natur- und Landschaftsschutz muss eine seiner Wichtigkeit entsprechende Aner-
kennung gewinnen. In diesem Zusammenhang ist die vermehrte Verbindung von Natur-
erhalt und Naturerlebnis zu férdern: Um die Akzeptanz des Artenschutzes langfristig zu
sichern und um der zunehmenden Naturentfremdung entgegenzuwirken, mussen
Raume geschaffen werden, in denen der Mensch mit seinen Bedirfnissen nach Natur-
erleben und Freizeit in der Natur im Mittelpunkt steht. Damit eine vielfaltige Natur erleb-
bar bleibt, braucht diese daneben Ruhe- und Regenerationsrdume.

Stand / Ubersicht

Regionaler Naturpark
Ein Regionaler Naturpark nach Art. 23g Bundesgesetz uber den Natur- und Heimat-

NHG

Art. 23e und 23g NHG

schutz (NHG) ist ein Park von nationaler Bedeutung gemass Art. 23e NHG. Er ist ein
grosseres, teilweise besiedeltes Gebiet, das sich durch seine natur- und kulturlandschaft-
lichen Eigenschaften besonders auszeichnet und dessen Bauten und Anlagen sich in
das Landschafts- und Ortsbild einfligen.

Im Regionalen Naturpark wird:

— die Qualitat von Natur und Landschaft erhalten und aufgewertet,

— die nachhaltig betriebene Wirtschaft gestarkt und die Vermarktung ihrer Waren und
Dienstleistungen geférdert.

Die kantonalen Zielsetzungen sowie die raumliche Abstimmung und Koordination hin-
sichtlich Parkprojekten ergeben sich aus dem Raumkonzept, den Richtplankapiteln H 5
(Hauptausrichtung und Strategie 5.3), H 2 (Strategie H 2.4), H 3 (Strategie H 3.2) und
L 1.1 (Planungsgrundsatze A bis D). Deren Erflillung in den Zielsetzungen der Parkpro-
jekte sowie die regionale Initiative und Bereitschaft der direktbetroffenen Gemeinden und
lokalen Bevolkerung (Richtplankapitel L 2.1, Planungsgrundsatz B) sind Voraussetzung
fur die Aufnahme im Richtplan.

Stand des Entwurfs:

Art — 23h

Juli 2025

NHG
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Im Kanton Aargau besteht der Regionale Naturpark von nationaler Bedeutung Jurapark
Aargau seit dem 1. Januar 2012 mit Laufzeit bis am 31. Dezember 2021. Die Charta (ge-
mass Art. 26 PaV) fur die zweite Betriebsphase mit zusatzlich acht Gemeinden tritt ab
1. Januar 2022 nach Genehmigung durch den Bund in Kraft.

I—Januar—2022 nach Genehmi-gung durch der

Agglomerationsparke

Das Bundesamt fiir Umwelt (BAFU) hat der Parktrégerschaft des Juraparks Aargau das
Parklabel gemass Art. 9 Verordnung Uber die Parke von nationaler Bedeutung (PaV) ab
dem 1. Januar 2012 mit Laufzeit bis am 31. Dezember 2021 verliehen. Nach Ablauf der
Laufzeit wurden die Charta (gemass Art. 26 PaV) und der Parkvertrag erneuert sowie die
Verleihung des Parklabels fiir die zweite Betriebsphase neu beantragt. Das Label fir die
zweite Betriebsphase 2022—2031 wurde vom BAFU im November 2021 verliehen. Die
Charta fir die zweiteBetie bs phase mit zus&tzIlich acht

in Kraft getreten.

Agglomerationsparke

Mit den Gebieten flir Agglomerationsparke wird die Méglichkeit geschaffen, siedlungs- Das Raumkonzept Aargau bezeichnet Gebiete fur Agglomerationsparke. Mit diesen Ge- RP, R1
nahe attraktive Parklandschaften fir die Naherholung, Freizeit, Kultur und Natur einzu- bieten fir-Agglomerationsparke-wird die Méglichkeit geschaffen, siedlungsnahe attrak-
richten. Sie dienen als Ausgleichsrdume zur dichten Besiedlung. Die landwirtschaftliche tive Parklandsehaften-Landschaftsrdume fiir die Naherholung, Freizeit, Kultur und Natur
und die forstliche Nutzung werden in diesen Gebieten mit der Freizeit- und Erholungs- einzurichten. Sie dienen als Ausgleichsrdume zur dichten Besiedlung. Die landwirtschaft-
nutzung verbunden. liche und die forstliche Nutzung werden in diesen Gebieten mit der Freizeit- und Erho-
lungsnutzung verbunden.
Aggl omer ationsparke sind keine Parke wvan
NHG. Ein mdgliches Instrument fir die Entwicklung und Umsetzung von Agglomerati-
onsparken sind regionale Sachplane gemass § 12a BauG. Ein regionaler Sachplan kann,
wo sinnvoll, unterschiedliche Themen kombinieren.
Im Kanton Aargau bestehen die folgenden Projekte fir Agglomerationsparke (Stand: Im Kanton Aargau bestehen die folgenden Projekte fir Agglomerationsparke (Stand:
Juni 2010): Juni-2040 Dezember 2023):
—“Limmattal par k2 ZGAckhse Bademnsam mit der —“Limmattalpark® ( Achse -BAadenhch, gemeinsam mit dert
—“Rheinpark” (Unt er es— FRhied kif aPlF,d eAech ne NMa —"Rheinpark* ( Unt eres Fri ckt-aRheiAreth&ked eMdehlln,n ge
dem Kanton Basel-Landschaft und Deutschland), dem Kanton Basel-Landschaft und Deutschland),
—“Schachenpar k™= AdArcds,e @¢ meinn s a Bolothurt), de m — Schachenpark*( Ac hs e— Matreanu, gemeinsam mit dem
—-“Wasserschloss” (und dazugehorige Auenl a — "Wasserschloss* (und dazugehorige Auenlandschaft),
—“Wi ggerpar k” — (Zhocfhisneg etnl,t egne mei nsam mit de — "Wiggerpark* ( Ac hs e— (Cllotfeemgen, gemeinsam mit de
Diese Parkprojekte sind als Massnahmen Teil der jeweiligen Agglomerationsprogramme Diese Parkprojekte sind als Massnahmen Teil der jeweiligen Agglomerationsprogramme
Verkehr und Siedlung. Ein Ziel ist es, mit diesen Agglomerationsparken die griine Lunge Verkehr und Siedlung. Ein Ziel ist es, mit diesen Agglomerationsparken die griine Lunge
der Flussrdume in den dichten, urbanen Siedlungsraumen zu sichern und zu vernetzen der Flussrdume in den dichten, urbanen Siedlungsraumen zu sichern und zu vernetzen
sowie gleichzeitig den Freizeitverkehr mit verbesserten Naherholungsmaoglichkeiten zu sowie gleichzeitig den Freizeitverkehr mit verbesserten Naherholungsmaoglichkeiten zu
reduzieren. reduzieren.
Rechtskréftiger Stand: April 2022 Stand des Entwurfs: Juli 2025
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BESCHLUSSE BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze Planungsgrundsitze

A. Der Kanton unterstitzt die Schaffung von Parken von nationaler Bedeutung nach A. Der Kanton unterstitzt die Schaffung von Parken von nationaler Bedeutung nach
Art. 23e ff. NHG und von Aggl omer ati ons Art. 23e ff. NHG und von Aggl omerati ons
chenden regionalen Tragerschaften und sorgt fiir die raumliche Abstimmung zwi- chenden regionalen Tragerschaften und sorgt fir die raumliche Abstimmung zwi-
schen den Regionen und insbesondere Uber die Kantonsgrenzen hinweg. schen den Regionen und insbesondere Uber die Kantonsgrenzen hinweg.

B. Die Errichtung und der Betrieb von Parken missen auf regionalen Initiativen beruhen B. Die Errichtung und der Betrieb von Parken missen auf regionalen Initiativen beruhen
und durch die lokale Bevdlkerung demokratisch legitimiert werden. und durch die lokale Bevolkerung demokratisch legitimiert werden.

C. In den Agglomerationen soll der vom Wohnort nachstgelegene Erholungsraum in 15 C. In den Agglomerationen soll der vom Wohnort nachstgelegene Erholungsraum in 15
Minuten zu Fuss erreichbar sein. Minuten zu Fuss erreichbar sein.

D. Die Agglomerationsparke dienen als siedlungsnahe Parklandschaften der Naherho- D. Die Agglomerationsparke dienen als siedlungsnahe Parklandschaften der Naherho-
lung, der Freizeit, der Kultur und der Natur. Die landwirtschaftliche und die forstliche lung, der Freizeit, der Kultur und der Natur. Die landwirtschaftliche und die forstliche
Nutzung werden mit der Freizeit- und Erholungsnutzung verbunden. Nutzung werden mit der Freizeit- und Erholungsnutzung verbunden.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen

1. Parke: Festsetzungen 1. Parke: Festsetzungen

1.1 Die folgenden Parke werden als Festsetzung in den Richtplan aufgenommen: Richtplan-Teilkarte L 2.1 1.1 Die folgenden Parke werden als Festsetzung in den Richtplan aufgenommen: Richtplan-Feitkarte- 124

-Gesamtkarte
Standort Vorhaben Park-Kategorie Standort Vorhaben Park-Kategorie
Aargauer Jura, 31 Gemeinden Jurapark Aargau?® Regionaler Naturpark Aargauer Jural-31-Gemeinden Jurapark Aargau? Regionaler Naturpark
im Kanton Aargau imKanton-Aargad
Zum Jurapark Aargau gehoéren folgende Aargauer Gemeinden: 1 Zum Jurapark Aargau gehéren folgende Aargauer Gemeinden:
Auenstein, Biberstein, Bozberg, Boztal, Densbiren, Frick, Gansingen, Gipf-Ober- Auenstein, Biberstein, Bozberg, Boztal, Densbiren, Frick, Gansingen, Gipf-Ober-
frick, Hellikon, Herznach, Kuttigen, Laufenburg, Mandach, Mettauertal, Ménthal, frick, Hellikon, Herznach, Kittigen, Laufenburg, Mandach, Mettauertal, Monthal,
Oberhof, Obermumpf, Oeschgen, Remigen, Schinznach, Schupfart, Thalheim, Oberhof, Obermumpf, Oeschgen, Remigen, Schinznach, Schupfart, Thalheim,
Ueken, Veltheim, Villigen, Wegenstetten, Wittnau, Wolflinswil, Zeihen, Zeiningen, Ueken, Veltheim, Villigen, Wegenstetten, Wittnau, Wolflinswil, Zeihen, Zeiningen,
Zuzgen. Zuzgen.

(LN]

@ Die Ziele, Koordinationsaufgaben und Massnahmen werden in der Charta (gemass Die Ziele, Koordinationsaufgaben und Massnahmen werden im Parkvertrag und in
Parkeverordnung) zum Parkprojekt festgelegt. Die Koordination mit den Nachbar- der Charta (gemass Parkeverordnung) zum Parkprojekt festgelegt. Die Koordination
kantonen erfolgt durch den Kanton. mit den Nachbarkantonen erfolgt durch den Kanton.

Rechtskréftiger Stand: April 2022 Stand des Entwurfs: Juli 2025
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2. Parke: Zwischenergebnis 2. Parke: Zwischenergebnis
2.1 Fir die folgenden Parke liegen Grundlagen und Beschliisse fiir ein Zwischenergeb- Richtplan-Teilkarte L 2.1 2.1 Fur die folgenden Parke liegen Grundlagen und Beschlisse fiir ein Zwischenergeb- Richtplan-Feitkarte- 24
nis vor. Die Weiterentwicklung und Konkretisierung ist in Erarbeitung. nis vor. Die Weiterentwicklung und Konkretisierung ist-sind in Erarbeitung. -Gesamtkarte
RP.R 1
Standort Vorhaben Park-Kategorie Standort Vorhaben Park-Kategorie
Aarau, verschiedene Gemeinden Schachenpark Agglomerationspark Aaraud-verschiedene-Gemeinden Schachenpark Agglomerationspark
im Kanton Solothurn imKanton-Seolethurn
Aarburg, Oftringen, Zofingen, Olten ~ Wiggerpark Agglomerationspark Aarburg, Oftringen, Zofingen-Ol- Wiggerpark Agglomerationspark
ten
Baden, Ennetbaden, Killwangen, Limmattalpark Agglomerationspark Baden, Ennetbaden, Killwangen, Limmattalpark Agglomerationspark
Neuenhof, Spreitenbach, Neuenhof, Spreitenbach, Wettin-
Wettingen, Wurenlos, Bergdietikon, gen, Wirenlos, Bergdietikon®~ver
verschiedene Gemeinden im schiedene-Gemeindenim-Kanton
Kanton Zirich Zurich
Mohlin, Rheinfelden, Kaiseraugst, Rheinpark Agglomerationspark Mohlin, Rheinfelden, Kaiseraugsts; Rheinpark Agglomerationspark
verschiedene Gemeinden im Kanton verschiedene-Gemeinden-imKan-
Basel-Landschaft und in ton-Basel-Landschaftundin
Deutschland Deutschland
Brugg, Windisch, Gebenstorf, Wasserschloss Agglomerationspark Brugg, Windisch, Gebenstorf, Un- Wasserschloss Agglomerationspark
Untersiggenthal und weitere tersiggenthal und weitere Gemein-
Gemeinden den
3. Parke: Vororientierung 3. Parke: Vororientierung
3.1 Fur die folgenden Parke sind Vorabklarungen und Grundlagenerarbeitungen im Richtplan-Teilkarte L 2.1 3.1 Fur die folgenden Parke sind Vorabklarungen und Grundlagenerarbeitungen im Richtplan-Feilkarte-L-2-4
Gange: Gang: -Gesamtkarte
Gemeinde(n) Lokalbezeichnung
Gemeinde(n) Lokalbezeichnung Park-Kategorie Standort Vorhaben Park-Kategorie
keine aktuellen Vorhaben keine-akivelenVorhaben keine

4. Perimeteranderungen
4.1 Sofern die Planungsgrundsétze A und B erfiillt sind, wird die Anderung des Perime-
ters von Péarken mittels Fortschreibung im Richtplan festgelegt.

3 _Ebenfalls im Parkperimeter: mehrere Gemeinden im Kanton Solothurn.

4 _Ebenfalls im Parkperimeter: Olten im Kanton Solothurn.

5 _Ebenfalls im Parkperimeter: mehrere Gemeinden im Kanton Ziirich.

5 Ebenfalls im Parkperimeter: mehrere Gemeinden im Kanton Basel-Landschaft und in Deutschland.

Rechtskréftiger Stand: April 2022 Stand des Entwurfs: Juli 2025
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Richtplan-Teilkarte L 2.1 Parke

Richtolan-Teill L 21 pi
L H L B
f |
Ausgangs- | Richtplan- Ausgangs- | Richtplan-
lage aussage lage aussage
I I I I I Agglomerationspark (schematisch, keine Perimeterfestlegung) " Agglomerationspark (schematisch, keine Perimeterfestlegung)
N Perimeter Regionaler Naturpark; 31 Gemeinden im Kanton Aargau Perimeter Regionaler Naturpark; 31 Gemeinden im Kanton Aarga
/) Perimeter Regionaler Naturpark; 1 Gemeinde im Kanton Solothurn /) Perimeter Regionaler Naturpark; 1 Gemeinde im Kanton Solothurn
Gewasser Gewasser
Siedlungsgebiet Siedlungsgebiet
Wald Wald

Rechtskréftiger Stand:  April 2022 Stand des Entwurfs:  Juli 2025
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ORIGINAL-VERSION
Inhalte gemass rechtskraftigem Stand

Landschaften
kant onal er

V 0N

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Besondere Landschaftsqualitaten, die zur Ausscheidung der Landschaften von kantona-
ler Bedeutung (LkB) fuihren, sind Naturndhe und geringe bauliche Belastung. Die LkB
sind ausserhalb der Siedlungsgebiete und des Waldes iber das gesamte Kantonsgebiet
verteilt und reprasentieren typische hochwertige Kulturlandschaften des Aargaus und
seiner Regionen.

Die Schonheit und Eigenart der Landschaft sind zu bewahren.

Naturnahe Landschaften sind vor neuen Beeintrachtigungen zu schitzen und beste-
hende Beeintrachtigungen sind zu vermindern.

Bauten durfen Landschaften nicht beeintrachtigen. Die Gebaude missen sich so in die
Umgebung einordnen, dass eine gute Gesamtwirkung entsteht.

Neue Infrastrukturanlagen werden nach Moglichkeit mit Bestehenden gebiindelt, um die
Zerschneidung wenig belasteter Landschaftsraume zu vermeiden.

Das Raumkonzept Aargau definiert Kernrdume Landschaftsentwicklung. Damit sind
wertvolle Kulturlandschaften (inklusive Wald) von besonderer Eigenart und hohem Land-
schafts- und Erholungswert gemeint. Eine zeitgemasse und nachhaltige land- und forst-
wirtschaftliche Produktion ist fester Bestandteil dieser Radume.

Wertvolle Landschaftsraume mit hohem Natur- und Naherholungspotenzial werden ge-
sichert und aufgewertet.

Rechtskréftiger Stand:

Bedeutung

§ 42 Abs. 2 K\

BauG §8 40 Abs.

§ 42 BauG

RP,H5.4

RP,R1

RP,H5

September 2011

GEANDERTE VERSION Anderungen wie folgt markiert:

- neu hinzugefiigte Inhalte: gelb markiert und unterstrichen

Entwurf vom 08.05.2025 - zu léschende Inhalte:

Landschaften
kantonal er

V 0N

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Besondere Landschaftsqualitaten, die zur Ausscheidung der Landschaften von kantona-
ler Bedeutung (LkB) fiihren, sind Naturndhe und geringe bauliche Belastung. Die LkB
sind ausserhalb der Siedlungsgebiete und des Waldes Uber das gesamte Kantonsgebiet
verteilt und reprasentieren-typisehe charakteristische, hochwertige-Kulturl Landschaften
des Aargaus und seiner Regionen.

Die Schonheit und Eigenart der Landschaft sind zu bewahren.

Naturnahe Landschaften sind vor neuen Beeintrachtigungen zu schitzen und beste-
hende Beeintrachtigungen sind zu vermindern.

Bedeutung

§ 42 Abs. 2 K\

BauG 8 40 Abs.

Bauten_und Anlagen dirfen_insbesondere Landschaften sowie Orts-, Quartier- und Stras-  § 42 BauG

senbilder nicht beeintrachtigen. Die Gebaude missen sich so in die Umgebung einord-

nen, dass eine gute Gesamtwirkung entsteht.

Neue Infrastrukturanlagen werden nach Mdéglichkeit mit Bestehenden gebiindelt, um die RP,H 5.4
Zerschneidung wenig belasteter Landschaftsraume zu vermeiden.

Das Raumkonzept Aargau definiert Kernrdume Landschaftsentwicklung. Diese umfas- RP, R 1
senBamit-sind wertvolle Kulturlandschaften (inklusive Wald) von besonderer Eigenart

und hohem Landschafts- und Erholungswertgemeint. Eine zeitgemasse und nachhaltige

land- und forstwirtschaftliche Produktion ist fester Bestandteil dieser Rdume.

Wertvolle Landschaftsraume mit hohem Natur- und Naherholungspotenzial werden ge- RP,H5

sichert und aufgewertet.

Zugunsten der nachhaltigen Nutzung natirlicher Ressourcen, der Biodiversitat und der  Strategie umweltAARGAU
naturnahen Erholung werden intakte, regionaltypische Landschaften erhalten und re-  Stossrichtung 3, Ziel 4

LKS, Qualitatsziel 14

= @ [@
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Sneziallandwirtechaftezaonen inchecnndere fiir die arnecflachine hodeniinahhanaine I KS Qualitateziel 12
opeziallangwirtscnanszone sbesondere Tur die grossriachige bodenuhabnangige LAo Gualitatsziel 12
landwirtschaftliche Produktion. sind aemass L KS in landschaftlich wenia sensiblen Rau-
ang schattiiche Froguxkion, sihc-gemass LAs In-iangscnattic enig sensidie au

Stand des Entwurfs:

Mai 2025


Ralf Bucher
Durchstreichen
nicht ist zu resolut und soll auch im BauG geändert werden. Vorschlag: "nur wenig". Es stellt sich die Frage, was eine Beeinträchtigung ist und diese kann je nach Laune der Verwaltung unterschiedlich interpretiert werden. Der vorgeschlagene Zusatz gibt mehr Spielraum.

Ralf Bucher
Durchstreichen
Das tönt alles nach sehr viel Planungsbürokratie und zusätzlichen Hindernissen für die Landwirtschaft und weitere Standortgebundene Nutzungen. Deshalb streichen.

Ralf Bucher
Durchstreichen
Die Ausscheidung von Speziallandwirtschaftzonen darf nicht weiter erschwert werden. Es wird auch nicht davon ausgegangen, dass deshalb zahlreiche Speziallandwirtschaftszonen ausgeschieden werden, da die weiteren Auflagen schon genügend hoch sind.


Fur die Umsetzung des Raumkonzepts Aargau, insbesondere die Erhaltung und Férde-
rung der Kernrdume Landschaftsentwicklung, bilden die LkB ein wichtiges Instrument.

Der Wald dient der Holznutzung, als Erholungsraum und als Naturraum. Er gehért eben-
falls zur schiitzenswerten Landschaft. Er ist somit im Bereich der LkB integraler Bestand-
teil derselben. Allerdings geniesst der Wald aufgrund seiner Gesetzgebung einen viel
héheren Schutzstatus. Es ist deshalb nicht erforderlich den Wald planlich mit den LkB zu
Uberlagern.

Herausforderung

Bislang stand in den LkB lberwiegend der Aspekt des Schutzes im Vordergrund. Der
Landschaftsentwicklung und den zunehmenden Erholungsanspriichen an die Land-
schaft ist in Zukunft vermehrt Rechnung zu tragen. Dazu sind gebietsspezifische Schutz-
und Entwicklungsziele fir einzelne LkB zu erarbeiten.

Stand / Ubersicht

1996 beschloss der Grosse Rat, die LkB als Zwischenergebnis in den Richtplan aufzu-
nehmen. Nach einer Abstimmungsphase zwischen Kanton und Gemeinden sind die LkB
grossmehrheitlich im Jahr 2000 im Richtplan festgesetzt worden. Heute sind die LkB in
allen Gemeinden festgesetzt. Im Rahmen der Nutzungsplanungsrevisionen erfolgt seit-
her die Umsetzung der LkB gemeindeweise.

Der Regierungsrat kann in Zusammenarbeit mit den Regionen und Gemeinden fir ein-
zelne LkB Schutz- und Entwicklungsziele (Landschaftsqualitatsziele) festlegen. Sie die-
nen als Kriterien fur die Prifung von Planungen und baulichen Vorhaben. Die Formulie-
rung der Ziele erfolgt unter Einbezug ibergeordneter Vorgaben (BLN, Parke) sowie der
Schutz-, Erholungs- und Lebensraumfunktionen der Gewasser und benachbarter Wald-
gebiete.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

Die fachliche Grundlage Landschaft bezeichnet und verortet die fir den Kanton Aargau  Fachliche Grundlage
charakteristischen Landschafistypen und deren Schliisselelemente. Sie dient als Grund-  Landschaft, BVU 2022
lage im Sinne von Art 8 RPG 1um die Aufaahen des kantonalan Richtnlans im Reareic

lage im Sinne von Art. 6 RPG, um die Aufgaben des kantonalen Richtplans im Bereich

| andecha achlich ahaactimmt 711 kaonkraticiaran und Limziicatzan

Landschaft fachlich abgestimmt zu konkretisieren und umzusetzen

Fir die Umsetzung_des Landschaftskonzepts Schweiz und des Raumkonzepts Aargau,
insbesondere fiir die Erhaltung und Forderung der Kernraume Landschaftsentwicklung,
bilden die LkB ein wichtiges Instrument.

Der Wald dient der Holznutzung, als Erholungsraum und als Naturraum. Er gehort eben-
falls zur schiitzenswerten Landschaft. Er ist somit im Bereich der LkB integraler Bestand-
teil derselben. Allerdings geniesst der Wald aufgrund seiner Gesetzgebung einenviel h6-
heren Schutzstatus. Es ist deshalb nicht erforderlich, den Wald planlichplanerisch mit
den LkB zu uUberlagern.

Herausforderung

Art. 34 Abs. 4 lit. b RPV

sind seit mehr als 20 Jahren im Richtplan festgesetzt. Im Rahmen der Nutzungspla-
nungsrevisionen erfolgt seither die Umsetzung der LkB gemeindeweise.

Der Regierungsrat-karn_legt in Zusammenarbeit mit den Regionen und Gemeinden fur
einzelne LkB Schutz- und Entwicklungsziele (Landschaftsqualitatsziele) festlegen. Sie
dienen als Kriterien fur die-Prifung Beurteilung von Planungen und baulichen Vorhaben.
Zurzeit sind gebietsspezifische Landschaftsqualitatsziele fiir die LkB in Arbeit. Die For-
mulierung der ZieleLandschaftsqualitatsziele erfolgt unter Einbezug Ubergeordneter Vor-
gaben des Bundes (zum Beispiel Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmaler
von nationaler Bedeutung [BLN], Parke von nationaler Bedeutung, Landschaftskonzept
Schweiz [LKS]), kantonaler Vorgaben wie beispielsweise Schutzdekrete, den charakte-
ristischen Landschaftstypen des Kantons Aargau sowie der Schutz-, Erholungs- und Le-
bensraumfunktionen der Gewasser und benachbarter Waldgebiete.

Stand des Entwurfs:

Mai 2025


Ralf Bucher
Durchstreichen
Siebe oben.

Ralf Bucher
Durchstreichen
Diese fachliche Grundlage wurde nicht durch den Grossen Rat legitimiert und soll hier nicht erwähnt werden, da weitere Einschränkungen zu erwarten sind.

Ralf Bucher
Durchstreichen
Der erwähnt Art. 34 Abs. 4 lit. b der RPV weist lediglich darauf hin, dass einem Standort keine überwiegenden Interessen entgegensehen dürfen. Hier werden zu starre Vorgaben erfunden, die eine Baute fast verunmöglichen. Eine Standortevaluation ist sowieso nötig und muss hier nicht so blumig umschrieben werden.

Ralf Bucher
Kommentar zu Text
Alle Anpassungen sind zu streichen. Bislang war die Festlegung von Landschaftsqualitätszielen für die Regionen freiwillig und so soll es auch bleiben. Alle Anpassungen führen nur zu weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft.
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Fur die Beurteilung strittiger Planungen und Vorhaben kann der Regierungsrat die Kom-
mission fir Landschafts- und Ortsbildschutz (KLOS) beiziehen.

Ubersicht Landschaften von kantonaler Bedeutung (LkB) und BLN-Gebiete:

I Landschaft von kantonaler Bedeutung (LkB)
:l Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmaler von nationaler Bedeutung (BLN)

Schutzdekret

Wald

BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A. Landschaften von kantonaler Bedeutung (LkB) bezeichnen Gebiete mit besonderer
Eigenart, Vielfalt und Naturndhe oder weitgehend unzerschnittene Gebiete mit ge-
ringer Belastung des Landschaftsbildes durch Bauten und Anlagen. Sie umfassen
Kulturlandschaften, die typisch sind fir den Aargau und seine Regionen. Das von
LkB eingeschlossene oder an LkB angrenzende Waldareal gehort ebenfalls zu den
schitzenswerten Landschaften. Der Wald wird aber nicht von LkB Uberlagert, da ge-
stltzt auf die Waldgesetzgebung der entsprechende Schutzstatus besteht.

Rechtskréftiger Stand:

September 2011

Fir die Beurteilung strittiger Planungen und Vorhaben kann der Regierungsrat die Kom-
mission fir Landschafts- und Ortsbildschutz (KLOS) beiziehen.

BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze
A. Landschaften von kantonaler Bedeutung (LkB) bezeichnen Gebiete mit_charakteris-

tischer-besonderer Eigenart, besonderer Vielfalt und Naturnahe oder weitgehend un-
zerschnittene Gebiete mit geringer Belastung des Landschaftsbilds durch Bauten
und Anlagen. Sie umfassen-Kulurl Landschaften, die-typiseh_charakteristisch sind
fir den Aargau und seine Regionen. Das von LkB eingeschlossene oder an LkB
angrenzende Waldareal gehort ebenfalls zu den schiitzenswerten Landschaften. Der
Wald wird aber nicht von LkB Uberlagert, da gestiitzt auf die Waldgesetzgebung der
entsprechende Schutzstatus besteht.

Stand des Entwurfs:

Mai 2025



B. Die LkB sind langfristig zu erhalten: Sie dienen dem Erhalt und der Weiterentwick-
lung einer nachhaltigen landwirtschaftlichen Bewirtschaftung und der naturnahen
und ruhigen Erholung und sind vielfaltiger Lebensraum fir Tiere und Pflanzen. Neue
Flachen mit Nutzungen durch Bauten und Anlagen, die den Schutzzielen widerspre-
chen, sind in der Regel nur zulassig, wenn sie im 6ffentlichen Interesse liegen und
ihre Nachhaltigkeit nachgewiesen ist. Ein grundsatzlicher Anspruch auf Bewilligung
von solchen Bauten und Anlagen in LkB-Gebieten besteht nicht.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen
1. Landschaften von kantonaler Bedeutung
1.1 Die Landschaften von kantonaler Bedeutung (LkB) werden festgesetzt.

1.2 Die Gemeinden schiitzen die LkB in der Nutzungsplanung. Sie legen die Rechtswir-
kungen und die genaue Gebietsabgrenzung fest. Sie scheiden Landschaftsschutz-
zonen, Landwirtschaftszonen mit geeigneten Bestimmungen oder andere Zonen, die
dem Schutzziel entsprechen, aus. Die Art der land- und waldwirtschaftlichen Bewirt-
schaftung wird durch die Festsetzung der LkB nicht beeinflusst.

1.3 In den LkB sind Erneuerungen, Ausbauten und Erweiterungen von bestehenden
landwirtschaftlichen Siedlungen sowie die Errichtung von untergeordneten betriebs-
notwendigen Neubauten (zum Beispiel Weidunterstéande, kleine Feldscheunen, Wit-
terungsschutzanlagen und Ahnliches) méglich. Die Beurteilung der Vorhaben erfolgt
in den entsprechenden Planungs- und Bewilligungsverfahren. Fir die landschaftliche
Einpassung der Bauten gilt in den LkB eine erhéhte Sorgfaltspflicht.

1.4 Die Gemeinden konnen in der Nutzungsplanung innerhalb der LkB Ausnahmen fir
landwirtschaftliche Neubauten vorsehen, soweit die Schutzziele nicht Gbermassig
beeintrachtigt werden. Zur Begriindung solcher Neubauten sind die nachfolgenden
Massnahmen zu priifen und die Ergebnisse aufzuzeigen:

— Prifung von alternativen Standorten (zum Beispiel Standorte in der Nahe von
bestehenden Gebauden) auch ausserhalb des Gemeindegebiets im Interesse
der Schutz- und Entwicklungsziele,

— Landumlegungen,

— Projektoptimierungen und Massnahmen zur landschaftlichen Einpassung,

— ein angemessener okologischer Ausgleich,

— die Wiederverwendung oder der Rickbau von nicht mehr benétigter oder nicht
mehr genutzter Bausubstanz,

— die Befristung der Baubewilligung.

Rechtskréftiger Stand:
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Richtplan-Gesamtkarte

September 2011

B. Die LkB sind in ihrem_Landschaftscharakter und ihren Qualitaten langfristig zu erhal-
ten.: Sie dienen_auch dem Erhalt und der Weiterentwicklung einer nachhaltigen land-
wirtschaftlichen Bewirtschaftung-und, der naturnahen und ruhigen Erholung-und-sind
sowie vielfaltiger Lebensraaume fiir Tiere und Pflanzen. Neue-Flachen-mit Nutzun-
gen—durch_oder neue Bauten-und, Anlagen_und Terrainveranderungen, die den
Schutzzielen widersprechen, sind in der Regel nur zulassig, wenn ihnen keine liber-
wiegenden offentlichen Interessen entgegenstehen und kein geeigneter Alternativ-
standort ausserhalb der LkB vorhanden ist.sie-im-6ffentlichenlnteresse-liegenund
ihre-Nachhaltigkeit-nachgewiesen-ist Ein grundsatzlicher Anspruch auf Bewilligung

von solchen Bauten und Anlagen in LkB-Gebieten besteht nicht.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen
1. Landschaften von kantonaler Bedeutung
1.1 Die Landschaften von kantonaler Bedeutung (LkB) werden festgesetzt.

1.2 Die Gemeinden schiitzen die LkB in der Nutzungsplanung. Sie legen die Rechtswir-
kungen und die genaue Gebietsabgrenzung fest. Sie scheiden Landschaftsschutz-
zonen, Landwirtschaftszonen mit geeigneten Bestimmungen oder andere Zonen, die
dem Schutzziel entsprechen, aus. Die Art der land- und waldwirtschaftlichen Bewirt-
schaftung wird durch die Festsetzung der LkB nicht beeinflusst.

1.3 In den LkBsind bedirfen Bauten und Anlagen, die tdber Erneuerungen, Ausbauten

und Erweiterungen von bestehenden landwirtschaftlichen Siedlungen sowie die Er-
richtung von untergeordneten betriebsnotwendigen Neubauten hinausgehen (zum
Beispiel Weiduntersténde, kleine Feldscheunen, Witterungsschutzanlagen und Ahn-
Ilches)m994+eh einer Grundlaqe in der Nutzungsplanung qemass den Anforderungen

gh—m—den—l:kB—eme—thehte—Sergia#spﬂmht—Dm sorgsame landschaftliche Einpas-
sung ist in den entsprechenden Planungs- und Bewilligungsverfahren aufzuzeigen

und-in der Infnrnccnnnh\nlnnunn namentlich- anhand der Ziele der L kB zu beurteilen.

OTOOOTIG v ag U U UCT IiCiIC U0 iDLy W

1.4 Die Gemeinden konnen in der Nutzungsplanung innerhalb der LkB Ausnahmen fiir
landwirtschaftliche Neubauten vorsehen, soweit die Schutzziele nicht-Gbermassignur
geringfligig beeintrachtigt werden. Zur Beurteilung und Begriindung solcher Neubau-
ten sind die nachfolgenden Massnahmen_im Rahmen einer Standortevaluation zu
prufen und die Ergebnisse aufzuzeigen:

— Prifung von alternativen Standorten (zum Beispiel Standorte in der Nahe von
bestehenden Gebauden) auch ausserhalb des Gemeindegebiets im Interesse
der Schutz- und Entwicklungsziele,

— Landumlegungen,

— Projektoptimierungen und Massnahmen zur landschaftlichen Einpassung,

— ein angemessener 6kologischer Ausgleich,

— die Wiederverwendung oder der Riickbau von nicht mehr bendétigter oder nicht
mehr genutzter Bausubstanz,

— die Befristung der Baubewilligung.

Stand des Entwurfs:

Richtplan-Gesamtkarte

Mai 2025


Ralf Bucher
Durchstreichen
Ursprünglicher Text beibehalten. Die Charakterisierung und Qualitätsdefinitionen werden grundsätzlich abgelehnt, da sie zu unnötigem Planungsaufwand führen.

Ralf Bucher
Kommentar zu Text
Die Formulierung ist verwirrlich und kann so verstanden werden, dass neu auch Weideunterstände, Feldscheunen, Witterungsschutzanlagen usw. eine Grundlage in der Nutzungsplanung benötigen, wovon wir nicht ausgehen. Es soll deshalb die bestehende Formulierung beibehalten werden.

Ralf Bucher
Durchstreichen
Der letzte Abschnitt streichen, da Qualitäts- und andere Ziele abgelehnt werden.


Richtplan Kanton Aargau

L 2.5

ORIGINAL-VERSION
Inhalte gemass rechtskraftigem Stand

Naturschutzgebiete
kant onal er Bedeut un

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Dem Aussterben einheimischer Tier- und Pflanzenarten ist durch die Erhaltung geniigend
grosser Lebensraume (Biotope) und andere geeignete Massnahmen entgegenzuwirken.
Bei diesen Massnahmen ist schutzwirdigen land- und forstwirtschaftlichen Interessen
Rechnung zu tragen.

Kanton und Gemeinden erlassen die nétigen Bestimmungen zum Schutz der Tier- und
Pflanzenwelt. Sie schaffen und unterhalten Schutzgebiete.

Kanton und Gemeinden treffen Massnahmen, um die einheimischen Pflanzen- und Tier-
arten zu erhalten, ihre Lebensraume zu bewahren, zu férdern und wo nétig neu zu schaf-
fen.

Rechtskréftiger Stand:

Vv
9

Ar t . 18
§ 42 Abs.
§ 40 Abs.
September 2011

Abs.

3

1

1

Anderungen wie folgt markiert:

GEANDERTE VERSION
- neu hinzugefiigte Inhalte:

gelb markiert und unterstrichen

Entwurf vom 08.07.2025 - zu ldschende Inhalte:

Naturschutzgebiete
kantonal er

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Dem Aussterben einheimischer Tier- und Pflanzenarten ist durch die Erhaltung gentigend
grosser Lebensraume (Biotope) und andere geeignete Massnahmen entgegenzuwirken.
Bei diesen Massnahmen ist schutzwirdigen land- und forstwirtschaftlichen Interessen
Rechnung zu tragen.

Der Bundesrat bezeichnet nach Anhoren der Kantone die Biotope von nationaler Bedeu-

Bedeutung

Art. 18

Art. 18a Abs. 1 und 2 NHG

Abs.

tung. Er bestimmt die Lage dieser Biotope und legt die Schutzziele fest.

Gemass Art. 18a Abs. 2 und Art. 18b Abs. 1 NHG ordnen beziehungsweise sorgen die
Kantone fiir den Schutz und Unterhalt der Biotope von nationaler, regionaler und lokaler

Bedeutung.

Durch die Aufnahme eines Objekts von nationaler Bedeutung in ein Inventar des Bundes

Art. 6 Abs. 1 und 2 NHG

wird dargetan, dass es in besonderem Mass die ungeschmalerte Erhaltung, jedenfalls
aber unter Einbezug von Wiederherstellungs- oder angemessenen Ersatzmassnahmen
die grosstmogliche Schonung verdient.

Kanton und Gemeinden erlassen gemass Kantonsverfassung die ndtigen Bestimmungen
zur Erhaltung und zum Schutz der Tier- und Pflanzenwelt. Sie schaffen und unterhalten
Schutzgebiete.

Kanton und Gemeinden treffen geméass Baugesetz Massnahmen_(zum Beispiel Aus-
scheidung von Schutzzonen), um die einheimischen Pflanzen- und Tierarten zu erhalten,
ihre Lebensraume zu bewahren, zu férdern und wo nétig neu zu schaffen.

8§ 42 Abs.
8§ 40 Aband
Abs . BauG i

§§ 4.7 und 8 NLD

Stand des Entwurfs:

Juli 2025

t

3

1


Ralf Bucher
Durchstreichen
Im Gegensatz zum oberen Satz fehlt hier die gesetzliche Grundlage und sonst ist fraglich, weshalb diese hier nicht aufgeführt wird.

Ralf Bucher
Durchstreichen
Wenn mit "Ausscheidung ökologisch ausreichender Pufferzonen" gemeint ist, dass diese in der Nutzungsplanung ausgeschieden werden müssen, dann soll dieser Text gestrichen werden. Denn im entsprechenden Gesetz (NHG) ist im Art. 18c von Vereinbarungen die Rede.

Ralf Bucher
Durchstreichen
Die grundeigentümerverbindliche Sicherung wird abgelehnt. Zu prüfen ist demnach, ob das NLD angepasst werden muss.
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NLLC

]
-
zZ

4 Abs. 1

8

Elemente, welche die Landschaft pragen und Bestandteil der natiirlichen Eigenart sind,
mussen geschutzt und in ihrem Bestand und Erscheinungsbild erhalten werden.

NLLC

Abs. 2 NLE

7

8

Gebiete, die als Lebensraum fir einheimische Pflanzen und Tiere sowie fiir ziehende
Arten eines besonderen Schutzes bedirfen, werden als Naturschutzzonen ausgeschie-

den.

Strategie Biodiversitat
Schweiz, Ziel 7.2

RP, H5.2

Die Schonung der naturlichen Lebensgrundlagen und die Sicherung der Artenvielfalt, wie

RP,H5.2

Die Schonung der natirlichen Lebensgrundlagen und die Sicherung der Artenvielfalt, wie
auch die nachhaltige Nutzung der Ressourcen und die Minimierung der Ressourcenbe-

lastung werden in die Raumentwicklung integriert.

auch die nachhaltige Nutzung der Ressourcen und die Minimierung der Ressourcenbe-

lastung werden in die Raumentwicklung integriert.

Herausforderung

Herausforderung

DieverbliebenennaturnahenGebiete Lebensraume (Biotope) der einheimischen Tier-

Die verbliebenen naturnahen Gebiete werden sowohl flichenmassig, zum Beispiel durch

und Pflanzenarten werden sowohl flichenmassig, zum Beispiel durch Uberbauung oder

Uberbauung oder Fragmentierung, als auch qualitativ durch eine intensive Nutzung der

Fragmentierung, als auch qualitativ durch eine intensive Nutzung der naturlichen Res-

natirlichen Ressourcen oder durch gebietsfremde Problempflanzen (invasive Neophyten)
bedrangt. Weitere Schaden kénnen nur mit hohem Aufwand beseitigt werden oder blei-
ben irreparabel. Fiir das langfristige Uberleben von geschiitzten und gefahrdeten Arten
und Lebensgemeinschaften missen wichtige Kern- und Riickzugsgebiete der Natur dau-

sourcen oder durch gebietsfremde Problempflanzen (invasive Neophyten) bedrangt. Wei-

tere Schaden kénnen nur mit hohem Aufwand beseitigt werden oder bleiben irreparabel.

Fir das langfristige Uberleben von geschiitzten und gefahrdeten Arten und Lebensge-
meinschaften missen wichtige Kern- und Riickzugsgebiete der Natur dauerhaft gesi-
chert und nach den Erfordernissen des Arten- und Biotopschutzes gepflegt und geférdert
werden kdnnen. Dabei sind auch Massnahmen zu ergreifen, um die Ausbreitung von

erhaft gesichert und nach den Erfordernissen des Arten- und Biotopschutzes gepflegt
und geférdert werden kénnen. Dabei sind auch Massnahmen zu ergreifen, um die Aus-

breitung von gebietsfremden Problemarten (invasive Neobiota) zu verhindern.

wird, zu verhindern. Generell sind durch den Klimawandel Verschiebungen der Arten und

ihrer Lebensrdume zu erwarten, die ebenfalls zu berticksichtigen sind.

gebietsfremden Problemarten (invasive Neobiota), die durch den Klimawandel verstarkt

Stand / Ubersicht

Stand / Ubersicht

Um die biologisch hochwertigen Flachen fir den Arten- und Biotopschutz zu sichern,

Um die biologisch hochwertigen Flachen fir den Arten- und Biotopschutz zu sichern,

wurden die Naturschutzgebiete von kantonaler Bedeutung (NkB) 1996 im Richtplan fest-
gesetzt. Die NkB umfassen die Biotope von nationaler wie auch jene von kantonaler Be-

wurden die Naturschutzgebiete von kantonaler Bedeutung (NkB) 1996 im Richtplan fest-

Juli 2025

Stand des Entwurfs:

September 2011

Rechtskréftiger Stand:


Ralf Bucher
Durchstreichen
Siehe oben, Text gehört auch noch dazu.

Ralf Bucher
Durchstreichen
Der Begriff der ökologischen Infrastruktur ist in keinem Gesetz erwähnt und soll deshalb hier nicht erwähnt werden. Die Strategie Biodiversität ist nur vom Bundesrat verabschiedet. Zudem besteht die Gefahr, dass dadurch Grundeigentümer enteignet werden.

Ralf Bucher
Durchstreichen
Das führt zu weiteren Einschränkungen der Landwirtschaft und ist ein Freipass für unverhältnismässig grosse Pufferzonen.


gesetzt. Diese wertvollen Lebensr &daume,
cken, weisen die grosste Artenvielfalt und den gréssten Anteil an bedrohten und seltenen
Arten auf.

Mit dem am 11. Januar 2011 vom Grossen
wurden unter anderem auch flr die Sicherung, Pflege und Aufwertung dieser Kernge-
biete sowie fiir die Renaturierung wichtiger Erganzungsflachen die erforderlichen Res-
sourcen bereitgestellt.

Gest it zt auf die Vorgaben des
bi enl aichgebiete von nationaler

und-w e i d(@WW)aufgefihrten Gebiete sowie einzelne in den letzten Jahren wesentlich
okologisch aufgewertete Gebiete neu festgesetzt.

BESCHLUSSE
Planungsgrundsatz
A. Die Behorden messen dem Arten- und Biotopschutz bei landschaftsrelevanten Vor-

haben grossen Wert bei.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen
1. Naturschutzgebiete von kantonaler Bedeutung

1.1 Die Naturschutzgebiete von kantonaler Bedeutung werden festgesetzt.'

1.2 Kanton und Gemeinden sorgen flir einen angemessenen Schutz der Naturschutzge-
biete von nationaler und kantonaler Bedeutung.

1.3 Die Gemeinden stellen den grundeigentumsverbindlichen Schutz der Naturschutz-
gebiete von kantonaler Bedeutung in der Nutzungsplanung sicher und leiten die not-
wendige Schutz-, Entwicklungs- und Pflegeplanung ein.

' Detailliste siehe www.ag.ch/richtplan > Landschaft

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau L 25

d

RGRB vom 11.
(GR.10.293)

Bundes wer
Bedeutun

Richtplan-Gesamtkarte

September 2011

01

deutung. Der Schutz der Biotope von nationaler Bedeutung richtet sich nach der Bun-
desgesetzgebung. Diese wertvollen Lebensraume, die nur etwa 1,5 % der Kantonsflache
bedecken, weisen die grosste Artenvielfalt und den gréssten Anteil an bedrohten und
seltenen Arten auf.

Mit dem am-1+-1——Ja-n-u8aJeptetnBet 2020 vom Grossen Rat beschlossenen Pro-
gramm "Natur-2020 2030"_(GR.20.81) wurden unter anderem auch fiir die Sicherung,
den Schutz und die Aufwertung dieser Kerngebiete sowie flir die Renaturierung wichtiger
Erganzungsflachen die-erforderlichen-Ressourcen bereitgestellt.

GRB—vom 11

{GR10.293)
Programm Natur 2030

Zur Umsetzung der Biotope von nationaler Bedeutung nach Art. 18a NHG werden fol-

gende Biotope im Richtplan als Ausgangslage aufgenommen:

- Ortsfeste Amphibienlaichgebiete gemass Art. 1 und Anhang 1 AlgV

- Trockenwiesen- und -weiden gemass Art. 2 der Trockenwiesenverordnung (TwwV)

- Flachmoore gemass Art. 1 Flachmoorverordnung

- Hoch- und Ubergangsmoore geméss Art. 1 der Hochmoorverordnung

— Auengebiete von nationaler Bedeutung gemass Art. 1 Auenverordnung als Teil des
Auenschutzparks Aargau (Richtplankapitel L 2.2, Planungsanweisung 1.1). NkB, die
innerhalb des Auenschutzpark-Perimeters liegen, werden in der Richtplan-Gesamt-
karte nicht separat dargestellt.

BESCHLUSSE

Planungsgrundsatz
A. Die Behorden messen dem Arten- und Biotopschutz bei landschaftsrelevanten Vor-
haben grossen Wert bei.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen
1. Naturschutzgebiete von kantonaler Bedeutung

a R 4

Die Naturschutzgebiete von kantonaler Bedeutung (NkB) umfassen die Biotope von
nationaler Bedeutung gemass Art. 18a NHG (Ausgangslage) sowie die Biotope von
kantonaler Bedeutung. Die Biotope von kantonaler Bedeutung werden festgesetzt.

1.2 Kanton und Gemeinden sorgen fiir-einen-angemessenen _den erforderlichen Schutz
der Naturschutzgebiete von natienalerund kantonaler Bedeutung (NkB).

1.3 Die Gemeinden stellen den grundeigentumsverbindlichen Schutz der Naturschutz-
gebiete von kantonaler Bedeutung_ (NkB) sowie der entsprechenden 8kologisch aus-
reichenden Pufferzonen in der Nutzungsplanung sicher. und Sie leiten die notwen-
dige Schutz-, Entwicklungs- und Pflegeplanung ein.

1.4 Anderungen der Biotope von kantonaler Bedeutung um mehr als 3 -ha pro Schutzob-
jekt, Planung oder Vorhaben erfordern eine Anpassung des Richtplans, Anderungen
unter diesem Schwellenwert werden fortgeschrieben.

Stand des Entwurfs:

Richtplan-Gesamtkarte

Juli 2025

01


Ralf Bucher
Durchstreichen
Pufferzonen sollen nicht über die Nutzungsplanung ausgeschieden werden. Das ist zu bürokratisch. Es sollen wie bis anhing Abstandsvorschriften und Bewirtschaftungsvereinbarungen gelten.

Ralf Bucher
Durchstreichen

Ralf Bucher
Eingefügter Text
Es soll bereits ab 1 Hektare eine Anpassung des Richtplans nötig werden, da dies doch erhebliche Auswirkungen hat. Wenn Fruchtfolgefläche betroffen ist, müsste diese zudem kompensiert werden. Das wäre im Text noch zu konkretisieren.
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ORIGINAL-VERSION
Inhalte gemass rechtskraftigem Stand

Wil dti erkorridor e

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Der Fortbestand der wildlebenden einheimischen Pflanzen- und Tierwelt ist durch die Er-
haltung genlgend grosser und vernetzter Lebensrdume (Biotope) und andere geeignete
Massnahmen (6kologischer Ausgleich, Artenschutzbestimmungen) sicherzustellen. Dies
soll durch eine angepasste land- und forstwirtschaftliche Nutzung unterstiitzt werden. Die
Lebensraume der ziehenden wildlebenden Saugetiere und Vogel sind zu erhalten.

Die Lebensraume der einheimischen Tier- und Pflanzenarten sind zu erhalten, zu férdern
und wo nétig neu zu schaffen.

Der Kanton sorgt im Rahmen des Vollzugs der Gesetzgebungen tber Jagd, Wald, Natur-
und Heimatschutz, Landwirtschaft, Umwelt, Bau- und Planungswesen fur den Schutz der
Wildtiere sowie die Aufwertung und Vernetzung der Lebensraume.

Die Vernetzung der Lebensraume fir Tiere und Pflanzen wird geférdert. Neue Infrastruk-
turen werden nach Méglichkeit mit bestehenden gebiindelt, um die Zerschneidung wenig
belasteter Landschaftsrdume zu vermeiden.

Eine gezielte Aufwertung und eine bessere Vernetzung von Landschaft und Natur sind
noétig. Mit gezielten Programmen will der Regierungsrat die Biodiversitat und die Vernet-
zung von Lebensraumen férdern.

Rechtskréftiger Stand:

Ar t . 18 Abs.

Art — 1153, 20
Art . 1 Abs.

§ 40 Abs. 1

§ 18 AJSG

RP,H5.3und H5.4

Entwicklungsleitbild 2009

September 2011

1
NH
1

GEANDERTE VERSION Anderungen wie folgt markiert:

- neu hinzugefiigte Inhalte: gelb markiert und unterstrichen

Entwurf vom 08.05.2025 - zu léschende Inhalte:

Wil dti erkorridor e

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Der Fortbestand der wildlebenden einheimischen Pflanzen- und Tierwelt ist durch die Er-
haltung gentigend grosser und vernetzter Lebensrdaume (Biotope) und andere geeignete
Massnahmen (6kologischer Ausgleich, Artenschutzbestimmungen) sicherzustellen. Dies
soll durch eine angepasste land- und forstwirtschaftliche Nutzung unterstiitzt werden. Die
Lebensraume der ziehenden wildlebenden Saugetiere und Vogel sind zu erhalten.

Ar t . 18 Abs.

1

Art — 133, 20 NH

Art . 1 Abs.

LKS

Die Lebensraume der einheimischen Tier- und Pflanzenarten sind zu erhalten, zu fordern
und wo nétig neu zu schaffen.

Der Kanton sorgt im Rahmen des Vollzugs der Gesetzgebungen tber Jagd, Wald, Natur-
und Heimatschutz, Landwirtschaft, Umwelt, Bau- und Planungswesen fir den Schutz der
Wildtiere sowie die Aufwertung und Vernetzung der Lebensraume.

§ 40 Abs. 1

§ 18 AJSG

Nildtierkorridore aehdren aufarund ihrer \Vernetzunasfunktion zu den schutzwiirdicen Le- Art. 18. Abs 1b'5 NHG
vvilgtierkorrigore gehoren aurgrund inrervernetzungsrunkiion-zu den- schutzwurdigen-Le 5 5 5 5
hancraiimen im Sinne von Art 18 Ahe 198 Riindecnecetz ither den Natiur- 1ind Heimat- Art. 14 Abs NHV
pensraumen-im-osinhe von Art. 1o. ABS. 1— bundesgesetlz uber aden Natur-- ung reimat 5 .3
schutz (NHG) und A 14 Abs. 3 \Verordnuna (iber den Natur- und Heimatschutz (NH\/)
schutz (NBGHUng Art. 14 AbS. s verorgnung uber den Natur- ung Hetmatschutz (NFV)
ei raumwirksamen Aufaaben ist fiir ihre Erhaltuna beziehunasweise ardsstmoaliche
el-raumwirksamen-Aurgaben Ist Tur-inreernaltung-bezienungswelse grosstmogliche

o |0
Q

5 [=-
(@]
D

Die Vernetzung der Lebensraume fir Tiere und Pflanzen wird geférdert. Neue Infrastruk-
turen werden nach Mdglichkeit mit bestehenden gebindelt, um die Zerschneidung wenig
belasteter Landschaftsraume zu vermeiden.

RP,H5.3und H 5.4

umweltAARGAU 2017

Stand des Entwurfs:

Entwicklungsleitbild 2009

2025-2034

Mai 2025

1


Ralf Bucher
Durchstreichen
Unnötiger Hinweis von einem parlamentarisch nicht legitimierten Konzept.

Ralf Bucher
Durchstreichen
Weder im NHG noch in der NHV ist der Begriff Wildtierkorridor erwähnt. Der Abschnitt hat deshalb hier nichts verloren.

Ralf Bucher
Durchstreichen
Streichen, da umweltAARGAU nicht vom Grossen Rat verabschiedet wurde und somit ein reiner Verwaltungsakt ist.

Ralf Bucher
Kommentar zu Text
Das Kapitel stärkt die Wildtierkorridore massiv und schränkt den Handlungsspielraum der Landwirtschaft ein. Entsprechend sollen gesetzlich nicht explizit vorgesehene Passagen gestrichen werden. Im Grundlagenbericht Wildtierkorridore 2.0 wurden ohne Interessenabwägung Räume ausgeschieden und zusätzliche Korridore festgelegt. Der BVA bestreitet die Wildtierkorridore nicht grundsätzlich, jedoch ist es entscheidend, wie stark die Bewirtschaftung und die Erstellung von Bauten und Anlagen eingeschränkt wird. Wenn die Einschränkungen zu gross sind, lehnt der BVA die Korridore ab.

Ralf Bucher
Notiz
Unmarked festgelegt von Ralf Bucher


Das grossraumige Vernetzungssystem besteht aus:

— den Uberregionalen Ausbreitungsachsen, ein vom Bund bezeichnetes, mehrheitlich
wal dgebundenes Wildidegunde t z” f Ur

— den wichtigsten Engstellen auf diesen Achsen — den Wildtierkorridoren.

Dieses System dient hauptsachlich dem (Gen-)Austausch und der Vernetzung isoliert
lebender Tierpopulationen, der Wiederbesiedelung entleerter Teilrdume und der gross-
raumigen Wanderung von Einzeltieren in unserer intensiv genutzten Kulturlandschaft.

Herausforderung

Okologische Aufwertungen sind grundsatzlich (iberall erstrebenswert. Kosten-Nutzen-
Betrachtungen erfordern jedoch eine Konzentration auf jene Gebiete, bei denen ein tiber-
geordnetes Interesse besteht und eine gute Wirkung erzielt werden kann.

Wildtierkorridore sind die kritischen Bereiche des Vernetzungssystems. Sie bezeichnen
im Richtplan Engstellen und Hindernisse auf den Uberregionalen Ausbreitungsachsen,
welche die Passierbarkeit fur Wildtiere einschranken oder verhindern. Aus kantonaler
Sicht soll deshalb prioritér die Durchgangigkeit der Wildtierkorridore erhalten oder ver-
bessert werden. Auch der Bund soll mit seinen Beitragsleistungen auf diese bezeichneten
Gebiete verpflichtet werden.

Stand / Ubersicht
Grundlage fur die Festsetzung der 27 Wildtierkorridore (friiher Vernetzungskorridore)

1996 beziehungsweise 2005 waren der kant

Aargau” (Mdri, 1999) wund der national e
(Holzgang et al, 2001).

Rechtskréftiger Stand:
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September 2011

srundlagen — insbheso asseraualitat und ern. Der Kan-
Srungiagen —insbeson vvasserguaitatrung V nern.-werAan
ton erhalt und starkt die dkologisch wertvollen | ebensraume und verbessert deren \Ver-
ton-ernait Ung starki gle oxoiegiscn - wertvouen epensraume ung verpessert geren Vveor

Das grossraumige Vernetzungssystem_als Teil der 6kologischen Infrastruktur besteht
aus:
— den Uberregionalen und regionalen Ausbreitungsrdumen sowie -ein-vom-Bund-bezeich-

Ubersichtskarte "Wildtier-
korridore und Ausbrei-

tungsraume"

pretes—mehrheitlieh waldgebundenes “ Weghn

— den wichtigsten-Engstellen-auf diesen-Achsen Wildtierkorridoren_von nationaler bezie-

hungsweise kantonaler Bedeutung.

Avchraitunasraume sind tonoaranhisch aeaebene Teilraume wie beisnielsweise Hiigal-
Adspreitiungsraume sing tepograpnhiscn-gegepene ehraume, wie belspleiswelse ruge!
zilge. Taler oder lana aezoaene Waldkombnlexe. entlana denen sich die \Wildtiere aus-
Zuge,iaierogeriang gezogene \Waigkompiexe, entang aenen sich gie VWWiigatiere aus
breiten konnen. Die Wildtierkorridore sind die wichtiasten Enastellen in diesen Aushrei-
prefien konnen. bie VWhgatierkorrigore sing gie-wicnhtgsien =ngsielien N giesen Ausorel
tunasraumen. Das arossraumiae \Vernetzunassvstem kann ohne entsnrechende Siche-
tungsraumen. bas-grossraumige - vernetzungssystem kKann-onhe-entsprecnende-sicne
runa dieser bheiden Elemente seine wildtierbiologische Funktion nicht im erforderliche

rung-dieser beiden _Elemente _seine-widtierblologische Funktion-nicht im-erroraeriicnen

Dieses VernetzungssSystem dient hauptsachlich dem (Gen-)Austausch und der Vernet-
zung isoliert lebender WildtFierpopulationen, der Wiederbesiedelung entleerter Teil-
raume,-und der grossraumigen Wanderung-ven-Einzeltieren_einzelner Wildtiere in unse-
rer intensiv genutzten Kulturlandschaft_und dem Ausweichen der Wildtiere in andere Ge-
biete aufgrund von klimatisch bedingten Veranderungen der Lebensraume oder zuneh-
mender Stérungen durch menschliche Aktivitaten.

Herausforderung

Okologische Aufwertungen sind grundsétzlich (iberall erstrebenswert. Kosten-Nutzen-
Betrachtungen erfordern jedoch eine Konzentration auf jene Gebiete, bei denen ein tiber-
geordnetes Interesse besteht und eine gute Wirkung erzielt werden kann.

Wildtierkorridore sind die kritischen Bereiche des Vernetzungssystems. Sie bezeichnen
im Richtplan Engstellen und Hindernisse in den-tiberregioraler Ausbreitungsraumen,
welche die Passierbarkeit fir Wildtiere_besonders einschréanken oder verhindern. Aus
kantonaler Sicht soll deshalb prioritéar die Durchgangigkeit der Wildtierkorridore erhalten

oder verbessert werden. Dam!t das grossraumige Vernetzungssystem insgesamt funkti-
t r,

denDurch den Klimawandel sind Verschiebungen der Arten und ihrer Lebensrdume zu

erwarten, die ebenfalls zu berlicksichtigen sind.

Stand / Ubersicht

Grundlage flr die Festsetzung der-27 31 Wildtierkorridore-(frither\ernetzungskeorridore)
1996-beziehungsweise-—2005 2011 waren der kantonale-B-er—i—e¢-ht+— Wi dt
Kantor-Aa+r—g-adv——(MBGnuridlagenbei€éhBWildtierkorridore" (Sondernummer 31
Umwelt Aargau, Juli 2010) und der nationale Bericht "Korridore fir Wildtiere in der
Schweiz" (Holzgang et al., 2001). Zwischen 2 0 2ufid 2021 wurden die Wildtierkorridore
und die Ausbreitungsrdume gesamthaft Gberpriift. Der aktualisierte kantonale "Grundla-

Grundlagenbericht Wild-

genbericht Wildtierkorridore 2.0" stellt die neue fachliche Grundlage im Sinne von A r t

. tierkorridore 2.0

RPG fiir den Richtplan und die Nutzungsplanung dar. Er enthalt neu 35 Wildtierkorridore
und neben den Uberregionalen auch die regionalen Ausbreitungsrdume.

Stand des Entwurfs:

Mai 2025


Ralf Bucher
Durchstreichen
Unnötiger Hinweis. Siehe einleitende Bemerkungen in diesem Kapitel.

Ralf Bucher
Durchstreichen
Unnötiger Hinweis. Siehe einleitende Bemerkungen in diesem Kapitel.

Ralf Bucher
Durchstreichen
Unnötiger Hinweis. Siehe einleitende Bemerkungen in diesem Kapitel.
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Vier der flnf ebenfalls seit 2005 als Zwischenergebnis im Richtplan enthaltenen Korridore

sollen nun festgesetzt werden. Der Richtplan wird damit neu 31 Wildtierkorridore als Fest-
setzung enthalten.

Im Rahmen eines grenziibergreifenden Projekts sollen am Hochrhein Mdglichkeiten zur
Schaffung weiterer Wildtierkorridore gesucht werden. Ein gemeinsames Projekt zur Eva-
luation ist in Bearbeitung.

Rechtskréftiger Stand:

GRB vom.18&.00150
(GR.05.115-1)

September 2011

Im Rahmen eines grenziibergreifenden Projekts-sellen wurden am Hochrhein im Sinne
des Grossratsbeschlusses vom 18. Oktober 2005 (GR.05.115) Mdglichkeiten zur Schaf-

fung weiterer Wildtierkorridore gesucht-werden und in Abstimmung mit den Fachstellen

der Region Hochrhein-Bodensee lokalisiert.-Ein-gemeinsames-Projektzur-Evaluation-ist

Wildtierkorridore und Ausbreitungsraume
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O/o Kernstadt / Landliches Zentrum

Stand des Entwurfs:

Mai 2025



BESCHLUSSE

Planungsgrundsatz
A. Die Behoérden beachten die Durchgangigkeit der Wildtierkorridore und tberregiona-
len Ausbreitungsachsen bei Planungen und bei der Realisierung von Vorhaben.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen
1. Wildtierkorridore
1.1 Die Wildtierkorridore werden festgesetzt.

1.2 Die Gemeinden sichern die Durchgangigkeit der Wildtierkorridore in der Nutzungs-
planung durch Landschaftsschutzzonen, Landwirtschaftszonen mit geeigneten Best-
immungen oder andere Zonen, die dem Schutzziel entsprechen.

1.3 In den Wildtierkorridoren sind Bauten mdéglich, soweit die Durchgangigkeit gewahr-
leistet bleibt. Die Beurteilung der Vorhaben erfolgt in den entsprechenden Planungs-
und Bewilligungsverfahren.

1.4 Der Kanton realisiert Massnahmen zur Aufwertung der Wildtierkorridore und zur Ver-
besserung ihrer Durchgangigkeit.

1.5 Der Regierungsrat fordert die Massnahmen, indem er insbesondere Land fur FIa-
chen in den zentralen Teilen der Wildtierkorridore erwirbt, Landumlegungen unter-
stutzt, Ertragsminderungen und Wertverluste der Land- und Waldwirtschaft abagilt
oder Bewirtschaftungsvertréage abschliesst. Er sorgt fir die langfristige Finanzierung
der vertraglich gesicherten Aufwertungsmassnahmen.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau L 26

Richtplan-Teilkarte L 2.6

September 2011

BESCHLUSSE

Planungsgrundsatz
A. Die Behorden beachten die Durchgangigkeit der Wildtierkorridore und-tiberregiona-
len Ausbreitungsraume bei Planungen und bei der Realisierung von Vorhaben.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen
1. Wildtierkorridore und Ausbreitungsraume
1.1 Die Wildtierkorridore werden festgesetzt.

1.2 Die Gemeinden sichern die Durchgangigkeit der Wildtierkorridore in der Nutzungs-
planung durch Landschaftsschutzzonen, Landwirtschaftszonen mit geeigneten Best-
immungen oder andere Zonen, die dem Schutzziel entsprechen.

1.3 In den Wildtierkorridoren sind Bauten_und Anlagen moglich, soweit der Lebensraum
der Wildtiere nicht Gbermassig beeintrachtigt wird und die Durchgangigkeit gewahr-
leistet bleibt. Die Beurteilung der Vorhaben erfolgt in den entsprechenden Planungs-
und Bewilligungsverfahren.

1.4 Der Kanton realisiert Massnahmen zur_okologischen Aufwertung der Wildtierkorri-
dore_und Ausbreitungsrdume und zur Verbesserung ihrer Durchgangigkeit.

1.5 Der Regierungsrat fordert die Massnahmen, vorrangig in den Wildtierkorridoren, in-
dem er insbesondere Land fur Flachen in den zentralen Teilen der Wildtierkorridore
erwirbt, Landumlegungen unterstitzt, Ertragsminderungen und Wertverluste der
Land- und Waldwirtschaft abgilt oder Bewirtschaftungsvertrage abschliesst. Er sorgt
fur die langfristige Finanzierung der vertraglich gesicherten Aufwertungsmassnah-
men.

Stand des Entwurfs:

Richtplan-Feilkarte L-2.6
-Gesamtkarte

Mai 2025


Ralf Bucher
Durchstreichen
Weitere Einschränkungen werden abgelehnt, siehe einleitende Bemerkungen in diesem Kapitel.

Ralf Bucher
Durchstreichen
Massnahmen in den Wildtierkorridoren reichen aus.

Ralf Bucher
Durchstreichen
Eine Ausdehnung der Wildtierkorridore in Ausweitungsräume ist unnötig und wird abgelehnt.
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Richtplan-Teilkarte L 2.6 Wildtierkorridore

s
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Rechtskréaftiger Stand: ~ September 2011 Stand des Entwurfs: Mai 2025
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ORIGINAL-VERSION
Inhalte gemass rechtskraftigem Stand

Frerrezred tSportanl|l agen

ausserhalb des Si edl

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Gemass Raumplanungsgesetz sind fiir die offentlichen oder im 6ffentlichen Interesse
liegenden Bauten und Anlagen sachgerechte Standorte zu bestimmen. Insbesondere
sollen nachteilige Auswirkungen auf die Bevélkerung vermieden oder gesamthaft gering
gehalten werden. Einrichtungen wie Freizeitanlagen sollen fiir die Bevdlkerung gut er-
reichbar sein.

Standorte, Nutzungsstruktur und Verkehrsaufkommen von publikums- und verkehrsin-
tensiven Einrichtungen werden mit den Erschliessungskapazitaten abgestimmt.

Herausforderung

Das Bevolkerungswachstum, kirzere Arbeitszeiten sowie neue Freizeitaktivitaten und
-trends bewirken eine Veranderung der Freizeit- und Erholungsnutzungen. Ein ausrei-
chendes Angebot entsprechender Einrichtungen ist eine wichtige Voraussetzung fir die
Attraktivitdt des Aargaus als Wohnkanton. Gleichzeitig nehmen aber die Konflikte zwi-
schen Freizeitanlagen und anderen Nutzungen sowohl im urbanen wie auch im Iandli-
chen Raum zu.

Rechtskréftiger Stand:

Art .

RP,H4.2

August 2016

3

Abs.

4

Anderungen wie folgt markiert:

GEANDERTE VERSION
- neu hinzugefiigte Inhalte:

gelb markiert und unterstrichen

Entwurf vom 08.05.2025 - zu ldschende Inhalte:

Frerrzred tSportanl agen

ausser hal b des SiI edl

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag
Gemass-RaumplanungsgesetzsindfirFur die 6ffentlichen oder im 6ffentlichen Interesse
liegenden Bauten und Anlagen_sind sachgerechte Standorte zu bestimmen. Insbeson-
dere sollen nachteilige Auswirkungen auf die Bevolkerung, Umwelt und Wirtschaft ver-
mieden oder gesamthaft gering gehalten_und regionale Bedurfnisse berticksichtigt wer-
den. Einrichtungen wie Freizeitanlagen sollen fiir die Bevolkerung gut erreichbar sein.

Vorhaben mit gewichtigen Auswirkungen auf Raum und Umwelt bedlrfen einer Grund-

Art . 3

Art. 8 Abs. 2 RPG

lage im Richtplan.

Standorte, Nutzungsstruktur und Verkehrsaufkommen von publikums- und verkehrsin-
tensiven Einrichtungen werden mit den Erschliessungs- und Verkehrskapazitaten abge-
stimmt.

Das Kulturland und der Naherholungsraum werden durch die Trennung Baugebiet/Kul-

RP, H4.2

RP, H5.1

turland und die innere Siedlungsentwicklung vom Siedlungsdruck entlastet. Neue Stand-
orte von Bauten und Anlagen ausserhalb Baugebiet sind so abzustimmen, dass sie sich
optimal in die Landschaft einfligen und den Landschaftsschutz berticksichtigen.

Neue Infrastrukturanlagen werden nach Moglichkeit mit bestehenden gebiindelt, um die

RP,H54

Zerschneidung wenig belasteter Landschaftsrdume zu vermeiden.

Die Gemeinden konnen zur Regelung Uberkommunaler Sachbereiche der rdumlichen

§ 12a BauG

Entwicklung regionale Sachpléne erlassen und darin die fiir die Umsetzung erforderli-
chen Massnahmen und Zeitrdume bezeichnen.

Herausforderung
Das Bevolkerungswachstum, die 24-Stunden-Gesellschaft, die Individualisierung und

Programm Natur 2030

Abs.

Alterung der Gesellschaft, kirzere flexiblere Arbeitszeiten sowie neue Freizeitaktivitaten
und -trends (zum Beispiel Geocaching, Einsatz von Drohnen, Kitesurfen, Fluss-Surfen,
Standup-Padelling, E-Bikes oder spontan organisierte Partys in der Natur) bewirken eine
Veranderung der Freizeit- und Erholungsnutzungen. Ein ausreichendes Angebot ent-
sprechender Einrichtungen ist eine wichtige Voraussetzung fiir die Attraktivitat des Aar-
gaus als Wohnkanton. Gleichzeitig nehmen aber die Konflikte zwischen Freizeitanlagen
und anderen Nutzungen sowohl im urbanen wie auch im landlichen Raum zu._Insbeson-
dere in Natur- und Landschaftsschutzgebieten mit teils erheblichem Aufkommen an Be-
suchenden wie beispielsweise rund um den Hallwilersee oder entlang und auf den Flis-
sen nehmen die Herausforderungen zu und es sind neue Wege zur Lenkung von Frei-
zeit- und Erholungsaktivitaten zu priifen.

Stand des Entwurfs:

Mai 2025

4



Besonders raumwirksam sind die ortsfesten Freizeit- und Sportanlagen (zum Beispiel
Golfanlagen), da sie haufig grosse Flachen belegen und auf landschaftlich attraktive
Standorte angewiesen sind. Die rdumliche Abstimmung solcher Anlagen erfordert in der
Regel eine Abwagung mit den Interessen der Landwirtschaft, des Waldes und des Land-
schaftsschutzes.

Der Bedarf an Erholungs- und Freizeitnutzungen im Freien steigt. Die Flachenanspruche,
Bauten und Anlagen und zeitlichen Belastungen sind von hdchst unterschiedlicher Aus-
pragung (zum Beispiel Spielwiesen fir alle, Trainingspisten Mountainbiking/Motocross,
Driving Range, Hundeschule, Open-Air-Kino, Modellflugplatz). Aus Griinden der Rechts-
sicherheit missen die Gemeinden die Moglichkeit haben, fir Grossanlagen sowie samt-
liche Anlagen ausserhalb von Bauzonen die zulassigen Nutzungen, Bauten und Anlagen
fur Erholung und Freizeit Uber die Nutzungsplanung zu regeln. Um die Anspruche in
Grenzen zu halten und raumlich zu ordnen, sollen sie sich auf ein regionales Konzept
abstltzen. Dabei geht es darum, die regional ausgewiesenen Bedurfnisse koordiniert
abzudecken und nicht unbesehen alle Anspriiche zu erfillen.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

August 2016

Kinftig wird die Landschaft noch verstarkt Ausgleichs- und Erholungsfunktionen zu ge-
wahrleisten haben. Nebst den Bediirfnissen der Erholung und Freizeitnutzung ist insbe-
sondere auch dem Schutz empfindlicher Naturrdaume und Landschaften Rechnung zu
tragen. So tragt beispielsweise die Beleuchtung von Freizeit- und Sportanlagen sowie
deren Erschliessungswege erheblich zu Lichtemissionen bei. Ebenso nehmen Larmim-
missionen und das Stérpotenzial fur Wildtiere zu.

Besonders raumwirksam sind die ortsfesten Freizeit- und Sportanlagen (zum Beispiel

Golfanlagen), da sie haufig gresse-Flachen-belegen-grossere Gebiete beanspruchen und

auf landschaftlich attraktive Standorte angewiesen sind. Die raumliche Abstimmung sol-

cher Anlagen erfordert in der Regel eine besonders sorgfaltige Abwagung mit den Inte-

ressen der Landwirtschaft, des Waldes und des Natur- und Landschaftsschutzes.

Bei der Planung und fir die Prifung (Bewilligung) solcher Vorhaben ist insbesondere

darzulegen, dass das Vorhaben:

— auf den Standort ausserhalb des Siedlungsgebiets angewiesen ist,

— raumlich und verkehrlich gut abgestimmt ist (Erreichbarkeit mit dem 6V, Fuss- und
Veloverkehr, Bewirtschaftung von Parkfeldern),

— keine uberwiegenden Schutzinteressen beeintrachtigt,

— das Kulturland nicht zerstickelt und Fruchtfolgeflachen (FFF) bestméglich schont,

— Synergien ermdglicht,

— flachenoptimiert ist und sich gut in die Landschaft einbettet.

Stand / Ubersicht

Der Bedarf an Erholungs- und Freizeitnutzungen im Freien steigt. Die Flachenanspriiche,
Bauten und Anlagen und zeitlichen Belastungen sind von hdchst unterschiedlicher Aus-
pragung (zum Beispiel Spielwiesen flr alle, Trainingspisten Mountainbiking/Motocross,
Driving Range, Hundeschule, Open-Air-Kino, Modellflugplatz).-Aus-Griinden-derRechts-

Planungspflichtig sind Vorhaben, deren Auswirkungen auf Raum, Umwelt und Erschlies-

Art. 1 und 3 RPG
Art. 3 RPV

Art. 24 RPG

Art . 2 RPG

sung ein gewisses Ausmass erreichen. Folgende Kriterien weisen auf eine Planungs-
pflicht hin: Grosse raumliche Ausdehnung, hohe Nutzungsintensitat, UVP-Pflicht und er-
heblicher Abstimmungsbedarf. Planungspflichtige Vorhaben bedingen die Festlegung ei-
ner Spezialzone (nach Art. 18 RPG) in der Nutzungsplanung.

In welchen Fallen ein Vorhaben zuséatzlich einem Richtplanvorbehalt untersteht, ist im

Art. 8 Abs. 2 RPG

Einzelfall zu beurteilen und nicht immer eindeutig. Fiir Vorhaben, die dauerhaft einen
grossen Flachenbedarf aufweisen (> 3 ha), ausserordentlich immissionstrachtig sind, ei-
nen regen Publikumsverkehr und damit ein grosses Verkehrsaufkommen verursachen
(mehr als 300 Parkfelder oder mehr als 1'500 Zu- und Wegfahrten pro Spitzentag) und
eine aufwendige Erschliessung benétigen oder empfindliche Raume beeintréchtigen, ist
ein Richtplaneintrag zu prifen. Gemass Bundesgericht in den Richtplan aufzunehmen
sind unter anderem Golfplatze, dauerhafte Motocross-Renn- und Trainingsstrecken,

Bootshafen sowie unter Umstanden auch Reitweae. die Gemeindearenzen tiberschrei-
sowie-unter- Ymstandenadch-~eltwedge.—dig-semeingdegrenzen -uberschrel

LA o

1S a
ten und von arossem Ausmass sind
ten-ung von grossem smass-si

Stand des Entwurfs:

Mai 2025


Ralf Bucher
Durchstreichen
Der Kanton Aargau plant mit dem Projekt "Pferde Erlebnisse Aargau" gemeindeübergreifende Reitmöglichkeiten. Siehe https://www.pferdeerlebnisse-aargau.ch/. Das wäre demnach nicht möglich, deshalb soll dieser Zusatz gestrichen werden.


Freizeitnutzungen im Wald werden in Kapitel L 4.3 behandelt.

Freizeit- und Sportanlagen im Siedlungsgebiet gemass Kapitel S 1.2 werden im Kapitel
S 3.2 aufgefihrt.

Vermehrt werden temporare Grossanlasse (Rasenrennen, Springkonkurrenzen, Open-
Air-Konzerte usw.) durchgefihrt, die zu Verkehrs- und Larmbelastungen sowie zu Ein-
griffen in den Boden und die Landschaft fihren. Der Richtplanbeschluss betrifft nur die
regelmassig stattfindenden, temporaren Grossanlasse. Die erforderlichen Schutzmass-
nahmen unterstehen nicht dem Wirkungsbereich des Richtplans, sind aber im Rahmen
der erforderlichen Bewilligungen umzusetzen.

Stand / Ubersicht

Im Aargau bestehen die folgenden Golfplatze: Frick / Hornussen (9 Loch), Oberentfelden
(18 Loch), Rheinfelden (9 Loch) und Schinznach-Bad (9 Loch). Diese und weitere beste-
hende Freizeit- und Sportanlagen (zum Beispiel Fussball- und Tennisplatze, Schiessan-
lagen) gehéren zur Ausgangslage und bedurfen keiner zusétzlichen Richtplanbe-
schlusse.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton

§ 30

August 2016

Aargau L2.7

Abs .ABauV

Freizeit- und Sportanlagen mit deutlichen Auswirkungen tber Gemeindegrenzen hinaus

Art. 1 RPG

sind regional abzustimmen, zu koordinieren und raumlich zu konzentrieren (Konzentrati-

umweltAARGAU 2017

onsgebot), um die Belastung der Landschaft und der Natur zu minimieren und eine effi-

§ 12a BauG

ziente und angemessene Erschliessung zu gewahrleisten. Hierflir eignet sich unter an-
derem der Regionale Sachplan. Fir Golfplatze und allféllige weitere Vorhaben mit Richt-
planvorbehalt ist die regionale und rdumliche Abstimmung im Rahmen des Richtplanver-
fahrens zu priifen und sicherzustellen.

Freizeitnutzungen im Wald werden in Richtplankapitel L 4.3 behandelt.

Richtplanpflichtige Freizeit- und Sportanlagen im Siedlungsgebiet-gemass-Kapitel- S14-2
werden im Richtplankapitel S 3.2 aufgefiihrt

Vermehrt werden temporare Grossanlasse (Rasenrennen;-Springkonkurrenzen, Open-
Air-Konzerte usw.) durchgefiihrt, die zu Verkehrs- und Larmbelastungen sowie zu Ein-
griffen in den Boden und die Landschaft fihren.BerRichtplanbeschluss-betrifft-nur-die
regelmassig-stattfindenden;tempordren-Grossanlasse: Die erforderlichen Schutzmass-

nahmen unterstehen nicht dem Wirkungsbereich des Richtplans, sind aber im Rahmen
der erforderlichen Bewilligungen umzusetzen.

Im Aargau bestehen die folgenden Golfplatze: Frick/Hornussen (9 Loch), Oberentfelden
(18 Loch), Rheinfelden (9 Loch) und Schinznach-Bad (9 Loch). Diese und weitere beste-

hende Freizeit- und Sportanlagen gehéren zur Ausgangslage{zum-Beispiel-Fussball-und

Die Kriterien fiir die Festsetzung neuer Golfplatze im Richtplan sowie fiir die Realisierung
neuer regionaler Freizeit- und Sportanlagen ausserhalb des Siedlungsgebiets (zum Bei-
spiel Zoos/Tierparks, Campingplatze, Rodelbahnen, Ausflugsrestaurant, Erholungszo-
nen, Reitsportanlagen) sind den Beschliissen zu entnehmen.

Stand des Entwurfs:

8§ 30 Abs ABauV
§ 49 Abs.4 —5 BauV

Mai 2025


Ralf Bucher
Kommentar zu Text
Nicht streichen. Das führt sonst dazu, dass Grossanlässe wie etwa ein Regionalturnfest kaum mehr möglich wären.


BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A.

Freizeit- und Sportanlagen sind im Rahmen des Bundesrechts abgestimmt auf die
Besucherzahlen an gut erschlossenen Lagen in der Nahe der Nutzer zu realisieren,
sofern der Bedarf nachgewiesen ist und ein 6ffentliches Interesse besteht. Dazu er-
forderliche Spezialzonen sind auf der Basis eines regionalen Konzepts in der Regel
in den urbanen Entwicklungsraumen und landlichen Entwicklungsachsen auszu-
scheiden. Je nach Nutzung, Lage und Einzugsgebiet ist eine gute Erreichbarkeit mit
dem offentlichen Verkehr und dem Langsamverkehr erforderlich.

Empfindliche Rdume sind beim Bau von Freizeit- und Sportanlagen sowie bei der
Durchfiihrung von regelmassig stattfindenden, temporaren Grossanlassen zu scho-
nen.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen

1.
1.1

Golfplatze und andere ortsfeste Freizeit- und Sportanlagen

Die folgenden ortsfesten Anlagen bedirfen einer Festsetzung der Standorte im

Richtplan und danach einer entsprechenden Zone in der kommunalen Nutzungspla-

nung:

— neue Golfplatze mit 9 und mehr Lochern,

— Erweiterungen bestehender Golfplatze auf 9 und mehr Locher,

— neue motorsportliche Renn- und Trainingsstrecken ausserhalb des Strassennet-
zes,

— andere neue grosse Freizeit- und Sportanlagen mit hohem Personenverkehr oder
grossen Flachenanspriichen.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

August 2016

BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A.

Freizeit- und Sportanlagen sind im Rahmen des Bundesrechts abgestimmt auf die
Besucherzahlen an gut erschlossenen Lagen in der Nahe der Nutzenden zu realisie-
ren, sofern der Bedarf nachgewiesen ist und ein offentliches Interesse besteht. Dazu
erforderliche Spezialzonen sind auf der Basis einesr regionalen abgestimmten rdum-
lichen Konzeption Kenzepts in der Regel in den aUrbanen Entwicklungsraumen und
ILandlichen Entwicklungsachsen auszuscheiden. Je nach Nutzung, Lage und Ein-
zugsgebiet ist eine gute Erreichbarkeit mit dem offentlichen Verkehr und dem-Lang-
samverkehr Fuss- und Veloverkehr erforderlich.

Empfindliche Raume_wie Wildtierkorridore, Landschaften von kantonaler Bedeutung
(LkB) oder Gebiete mit besonderem 6kologischen Wert sind-beim-Bau von Freizeit-
und Sportanlagen_freizuhalten sowie bei der Durchfihrung von regelmassig-stattfin-
denden; temporaren Grossanlassen zu schonen.

In_Gebieten mit hohem Aufkommen an Besuchenden und erheblichem Abstim-

mungsbedarf der Schutz- und Erholungsinteressen unterstiitzt der Kanton die Ge-
meinden und Regionalplanungsverbidnde bei Massnahmen zur Lenkung von Frei-
zeit- und Erholungsaktivitaten.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen

1.
1.1

Golfplatze-und-andere-Oortsfeste Freizeit- und Sportanlagen

Die folgenden ortsfesten Anlagen bedirfen einer Festsetzung der Standorte im

Richtplan und danach einer entsprechenden Zone in der kommunalen Nutzungspla-

nung:

— neue Golfplatze mit 9 und mehr Lochern,

— Erweiterungen bestehender Golfplatze auf 9 und mehr Lécher,

— neue_dauerhafte motorsportliche Renn- und Trainingsstrecken ausserhalb des
Strassennetzes,

— andere neue grosse Freizeit- und Sportanlagen mit hohem Personenverkehr oder
grossen Flachenanspriichen_im Sinne von Art. 8 Abs. 2 RPG.

1.2 Nebst Nachweis der Ubergeordneten planungsrechtlichen Anforderungen ist im Rah-

men der Interessenabwagung namentlich darzulegen, dass das Vorhaben

— einem offentlichen Interesse an der Erholungsinfrastruktur entspricht,

— die extensive Erholungsnutzung (Wandern, Veloverkehr etc.) nicht einschrankt,

— die negativen Auswirkungen (insbesondere Larm- und Lichtemissionen) auf ein
Minimum beschrankt,

— die offentliche Zuganglichkeit sicherstellt,

— die Riickbaupflicht und Wiederherstellung bei Betriebsaufgabe nach Massgabe
der Bau- und Nutzungsordnung (BNO) gewahrleistet (Sicherstellung der Rickbau-

kosten).

1.3 Fir die Vorhaben sind in der Nutzungsplanung bedingte Zonen gemass Art. 18 RPG

mit einer Frist von maximal 10 Jahren fiir die Fertigstellung der Bauten und Anlagen
ab dem Richtplanbeschluss des Grossen Rats festzulegen, andernfalls wird der
Richtplan mittels Fortschreibung wieder in den Zustand vor der Richtplananpassung

zurtckgefthrt.

Stand des Entwurfs:

Mai 2025


Ralf Bucher
Kommentar zu Text
Anpassungen werden abgelehnt. Damit würde etwa ein Grossanlass wie die Islandpferde-WM in Birmenstorf oder das Traktorentreffen verhindert. Ein Grossanlass in einer LkB ist kaum störend, da er ja nur temporär ist.


1.2 Vorhaben:

Gemeinde(n) Vorhaben Stand Planquadrat

Richtplan Kanton Aargau L2.7

Richtplan-Gesamtkarte

keine

@ Mit der Realisierung des Vorhabens reduziert sich die festgesetzte Fruchtfolgeflache
(L 3.1) im Projektperimeter um maxi mal

® Wird mit der Realisierung der Golfanlage nicht innerhalb von finf Jahren ab dem
jeweiligen Richtplanbeschluss des Grossen Rats begonnen (exklusive Rechtsmittel-
verfahren), ist die Standortfestsetzung fiir den Golfplatz aufgehoben; der Richtplan-
beschluss und die Richtplan-Gesamtkarte werden durch Fortschreibung angepasst.

Rechtskréftiger Stand:

August 2016

1.4 Mit der Realisierung neuer Golfplatze reduziert sich die festgesetzte Fruchtfolgefla-
che (FFF, Richtplankapitel L 3.1) im Projektperimeter um maximal 5 %.

1.5 Vorhaben:

Gemeinde(n) Vorhaben Stand Planquadrat

keine

2. Ortsfeste Freizeit- und Sportanlagen mit regionalen Auswirkungen

2.1 Standorte von Freizeit- und Sportanlagen mit dberkommunalen Auswirkungen (Ver-
kehr/Erschliessung, Larm, Licht, Landschaftsbild) bedlrfen einer regional abge-
stimmten rdumlichen Konzeption (beispielsweise eines regionalen Sachplans) und
danach einer entsprechenden Zone in der kommunalen Nutzungsplanung.

Stand des Entwurfs:

Richtplan-Gesamtkarte

Mai 2025


Ralf Bucher
Kommentar zu Text
Kritisch, ob das wirklich nötig ist. Tönt nach sehr viel Aufwand und Kosten.
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ORIGINAL-VERSION
Inhalte gemass rechtskraftigem Stand

Ent wicklungsgebi et e

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Die Aargauer Landwirtschaft passt sich laufend den 6konomischen, 6kologischen und
gesellschaftlichen Herausforderungen an. Die Nutzflachen und Tierbestande der Haupt-
erwerbsbetriebe werden grosser. Die Auswirkungen dieser Entwicklungen auf Raum und
Umwelt nehmen tendenziell zu.

Bauvorhaben der Landwirtschaft kollidieren vermehrt mit den Anliegen der Siedlungsent-
wicklung und den kantonalen Freihalteinteressen (Landschaften von kantonaler Bedeu-
tung, Siedlungstrenngiirtel, Wildtierkorridore, Hochwasserschutz). Der Handlungsspiel-
raum fir gute Gesamtlésungen wird durch die Eigentumsverhaltnisse zusatzlich einge-
schrankt.

Die Landwirtschaft leistet einen Beitrag an die Wohlfahrt, der tiber ihre 6konomische Be-
deutung hinausgeht. Von diesen Leistungen profitiert die ganze Bevolkerung. Um diese
Leistungen zu unterstitzen, sind fur die Landwirtschaft unter Bericksichtigung der ver-
schiedenen Anliegen die planerischen Voraussetzungen fir ihre Entwicklung zu schaf-
fen. Der Landwirtschaft muss gentigend unternehmerischer Handlungsspielraum gebo-
ten werden.

Rechtskréftiger Stand:

landwirtschaftAARGAU,
2007, Strategie 9

August 2017

GEANDERTE VERSION Anderungen wie folgt markiert:

- neu hinzugefiigte Inhalte: gelb markiert und unterstrichen

Entwurf vom 08.05.2025 - zu ldschende Inhalte:

e e

Spezi all andwirtschatf

Ent wi cktlamdi@armntdevi r t s c

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag
Die Aargauer Landwirtschaft passt sich laufend den 6konomischen, dkologischen und

gesellschaftlichen Herausforderungen an.-Bie-Nutzflichen-und-Tierbestande-derHaupi-
A atriebe wearden a a Dia A 1 naan ljaese a 1 naan -, m nd

Umweltnehmentendenziellzu. Zunehmende klimatische Veranderungen und Extremer-
eignisse, steigende gesellschaftliche Anspriiche bezuglich Verfligbarkeit und Qualitat der
Produkte im Konsens mit neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen verlangen laufend
nach neuen Produktionsformen und -systemen, um den Landwirtschafts- und den pro-
duzierenden Gartenbaubetrieben eine wirtschaftliche Produktion zu ermdglichen.

Die Produktion in Pflanzenbau, insbesondere im Beeren-, Gemuse- und Obstbau erfor-
dert vermehrt einen Witterungs- und Insektenschutz von der Pflanzung bis zur Ernte. Die
Produktion im vollstdndig geschitzten Anbau gilt gemass der aktuellen Rechtsprechung
als bodenunabhangig.

Die Produktion in Tierhaltung erfordert aufgrund der gesellschaftlichen Anspriiche be-
zuglich Tierwohl und Umwelt sowie der 6konomischen Rahmenbedingungen zunehmend
neue Stallsysteme. Dem Stand der Technik entsprechende Tierhaltungsanlagen haben
vielmals Ersatz- oder Neubauten mit grésseren Bestanden zur Folge. Der Einzelbetrieb
stésst im Zug dieses Strukturwandels vermehrt an die Grenzen der inneren Aufstockung.

Bund, Kantone und Gemeinden unterstiitzen mit Massnahmen der Raumplanung die

Art. 1 RPG

Bestrebungen, die ausreichende Versorgungsbasis des Landes zu sichern.

Fir die Festlegung von Zonen fiir die bodenunabhéngige Produktion nach Art. 16a Ab-

Art. 38 RPV

satz 3 RPG sind die Ziele und Grundsatze nach Art. 1 und 3 RPG massgebend.

deutung-hinausgeh lon-diesen eistungen-profitiert-die-ganze Bevd .LandWirt'

schaft Aargau leistet einen wichtigen Beitrag zur Forderung und Entwicklung der Aar-

landwirtschaftAARGAU,
2007, Strategie 9
LWAG2030

gauer Land- und Ernahrungswirtschaft. Regionale Wertschépfung, Ressourceneffizienz,
Ernahrungssicherheit und Innovation sind wesentliche Eckpfeiler dieser Forderung. Um
diese Leistungen zu unterstitzen, sind fir die Landwirtschaft unter Bericksichtigung der
verschiedenen Anliegen die planerischen Voraussetzungen fur ihre Entwicklung zu

Stand des Entwurfs:

Mai 2025



Herausforderung

Landwirtschaftliche Bauvorhaben mit erheblichen neuen Auswirkungen auf Raum und
Umwelt mussen unter Beriicksichtigung der betrieblichen Anforderungen angemessen
auf die Zielsetzungen der Siedlungs- und Landschaftsentwicklung abgestimmt werden.

(.5

Fur konkrete, planungspflichtige Bauvorhaben der Landwirtschaft konnen die Gemeinden
in der Nutzungsplanung Speziallandwirtschaftszonen bezeichnen. Bei planungspflichti-
gen Vorhaben zu bestehenden Landwirtschaftsbetrieben kénnen die Gemeinden die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen im Gestaltungsplanverfahren schaffen.

Fir zuklnftige, planungspflichtige aber noch wenig konkrete Bauvorhaben der Landwirt-
schaft kdnnen die Gemeinden in der Nutzungsplanung Entwicklungsstandorte Landwirt-
schaft (ESL) bezeichnen. Diese Standorte missen auf die Ubergeordneten Interessen
abgestimmt werden. Dies setzt eine ausfihrliche Untersuchung im Sinne einer land-
wirtschaftlichen Planung uber samtliche Landwirtschaftsbetriebe der Gemeinde vo-
raus. Bei der Festlegung der Entwicklungsstandorte sind auch iberkommunale Losun-
gen in Betracht zu ziehen. Die Entwicklungsstandorte werden fiir einen oder mehrere
bestimmte Betriebe oder Bauvorhaben ausgeschieden oder sie befinden sich auf Land
der offentlichen Hand. Die Prazisierungen der allgemeinen Nutzungsplanung kénnen so-
weit notwendig spater anhand eines konkreten Projekts in einem Sondernutzungsplan-
verfahren festgelegt werden.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

August 2017

schaffen. Der Landwirtschaft muss gentuigend unternehmerischer Handlungsspielraum
geboten werden.

Eine gute rdumliche Abstimmung nach Massgabe der Raumplanung und die Wahl des
richtigen Standorts sind der Schliissel zur Sicherung der Entwicklungsfahigkeit der Be-
triebe. Sie schaffen Planungs- und Investitionssicherheit.

Es ist in erster Linie an den Gemeinden, auf Basis der Vorgaben von Bund und Kanton
die planerischen Voraussetzungen zu schaffen, um diese Anforderungen zu erfiillen und
den Landwirtschaftsbetrieben ein sachgerechtes und wirtschaftliches Arbeiten zu ermég-
lichen.

Herausforderung

Landwirtschaftliche Bauvorhaben mit erheblichen neuen Auswirkungen auf Raum und
Umwelt missen unter Berlicksichtigung der betrieblichen Anforderungen angemessen
auf die Zielsetzungen der Siedlungs- und Landschaftsentwicklung abgestimmt werden.

Fir konkrete, planungspflichtige Bauvorhaben der Landwirtschaft konnen die Gemeinden
in der Nutzungsplanung Speziallandwirtschaftszonen bezeichnen (val. Arbeitshilfe Spe-

ziallandwirtschaftszonen, Kanton Aargau, 2020).-Bei-planungspflichtigen\orhabenzu

Veoraussetzungen—im-Gestaltungsplanverfahren-schaffen._Dies setzt in jedem Fall ein

konkretes Projekt voraus (Vorprojekt).

Fur zukilnftige, planungspflichtige aber noch wenig konkrete Bauvorhaben der Landwirt-
schaft kdnnen die Gemeinden in der Nutzungsplanung Entwicklungsstandorte Landwirt-
schaft (ESL) bezeichnen.-Diese-Standorte-miissen-aufdie-tibergeordneten-tnteressen

estimmt-werden—Die e eine theliche Unte huha-i

festgelegtwerden. Die Gemeinden kénnen damit die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen fiir die Prazisierung nach einer entsprechenden Konkretisierung des Vorhabens in
einem Sondernutzungsplanungsverfahren schaffen.

Die Festlegung von Speziallandwirtschaftszonen oder ESL setzt eine umfassende Ab-
wagung mit den Ubergeordneten raumplanerischen Interessen und eine Untersuchung
im ganzen Perimeter der Gemeinde voraus. Zudem sind auch Uberkommunale Lédsungen
in Betracht zu ziehen. Die Speziallandwirtschaftszonen oder ESL werden flir einen oder
mehrere entsprechend gepriifte Betriebe beziehungsweise Vorhaben festgelegt.

Die Standorteignung aus betrieblicher Sicht und entsprechend den raumplanerischen
Voraussetzungen ist in der Regel mit einem auf die relevanten Priifbelange abgestimm-
ten Betriebskonzept nachzuweisen. Gegebenenfalls sind auch Landumlegungen zu prii-
fen. Zudem ist nachzuweisen, dass das Land fiir das geplante Vorhaben zu gegebener
Zeit auch verfuigbar ist und eine flachensparende Nutzung sichergestellt ist.

Stand des Entwurfs:

Mai 2025


Ralf Bucher
Notiz
Hier ist zu ergänzen, dass das Eigenland berücksichtigt werden muss, da es wenig realistisch ist, ein neues Gebäude weg von den eigenen Landflächen zu planen oder einen Landabtausch in grossem Umfang zu realisieren.

Ralf Bucher
Durchstreichen
Streichen. Siehe Begründung oben. Das schliesst einen Landabtausch ja nicht grundsätzlich aus, wenn dieser Satz gestrichen ist. Nur zeigt die Erfahrung, dass dies nur sehr schwierig zu realisieren ist.
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Die Gemeinden konnen bei konkretem Bedarf und wesentlich geanderten Betriebsverhalt-
nissen unter Beachtung der kantonalen Freihalteinteressen auch neue, in der Gesamtpla-
nung noch nicht beriicksichtigte Standorte in der Nutzungsplanung einer Speziallandwirt-
schaftszone zuweisen.

(.%)

* Stand gemass Beschluss des Bundesrats vom 23. August 2017

Stand / Ubersicht
Bisher wurden insbesondere koordiniert mit Meliorationen in einigen Gemeinden Ent-
wicklungsstandorte festgelegt. Die Erfahrungen sind sehr positiv. Mit der Verankerung
dieses Vorgehens im Richtplan wird eine Rechtssicherheit fir alle Beteiligten erreicht.
Die einzelnen Entwicklungsgebiete Landwirtschaft bedlrfen damit keiner Festlegung in
der Richtplankarte.

Bei Bauvorhaben oder Planungen der Landwirtschaft kann der Regierungsrat finanzielle
und personelle Ressourcen einsetzen, wenn dadurch die kantonalen Freihalteinteressen
besser geschutzt werden kénnen.

BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A. (...*) Die Umsetzung der Planungspflicht gemass Art. 38 RPV erfolgt tiber Spezial-
landwirtschaftzonen, Entwicklungsstandorte Landwirtschaft (ESL) oder in speziellen
Fallen einen Gestaltungsplan.

B. Die landwirtschaftlichen Bauvorhaben sind unter Berlcksichtigung der betrieblichen
Anforderungen und der kantonalen Interessen zu optimieren.

Rechtskréftiger Stand: August 2017

Die Gemeinden kdnnen-bei-kenkretem-Bedarfund-wesentlich-gedndertenBetriebsve
haltnissen unter Beachtung der kantonalen Freihalteinteressen auch neue;in-derGesamt-
planung-noch-nicht beriicksichtigte Standorte in der Nutzungsplanung einer Spezialland-

wirtschaftszone oder einem ESL zuweisen.

Bei bestehenden Betrieben mit bodenunabhéngigen Produktionsformen, die nach aktu-
eller Rechtsprechung die Grenze der inneren Aufstockung iberschreiten, ist im Rahmen
einer Gesamtrevision der kommunalen Nutzungsplanung die Festlequng eines ESL oder
einer Speziallandwirtschaftszone zu prifen. Um die zweckmassigsten Lésungen zu er-
mitteln, sind die Entwicklungsabsichten aller aktiven Landwirtschafts- und produzieren-
den Gartenbaubetriebe im Planungsperimeter in Bezug auf die bodenunabhéngige Pro-

Art. 34, Abs. 1 RPV

duktion zu erheben.

* Stand +ce Bosel los Bund 23 s 2017

Stand / Ubersicht

wicklungsstandortefestgelegt—Die Erfahrungen_mit Speziallandwirtschaftszonen und
ESL sind-sehr insgesamt positiv._Sie schaffen Planungs- und Investitionssicherheit. Mit
der Harmonisierung der Verfahren fiur ESL und Speziallandwirtschaftszonen und konkre-
teren Vorgaben fiir die Umsetzung kann die friihzeitige Festlegung des richtigen Stand-
orts fiir die Entwicklung des Betriebs weiter verbessert werden. Mit der Verankerung die-
ses Vorgehens im Richtplan wird eine Rechtssicherheit firr alle Beteiligten erreicht. Die
einzelnen Entwicklungsgebiete Landwirtschaft bedurfen-damit keiner Festlegung in der
Richtplankarte.

Bei Bauvorhaben oder Planungen der Landwirtschaft kann der Regierungsrat finanzielle
und personelle Ressourcen einsetzen, wenn dadurch die kantonalen Freihalteinteressen
besser geschutzt werden kénnen.

BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze
A. &5)Die Umsetzung der Planungspflicht geméass Art. 38 Raumplanungsverordnung
(RPV) erfolgt Giber Speziallandwirtschaftzonen;_oder Entwicklungsstandorte Land-

wirtschaft (ESL)-eder-in-speziellen-Fallen-einen-Gestaltungsplan_mit der anschlies-

senden Prazisierung, die im Gestaltungsplanverfahren umgesetzt werden kann.

B. Vorhaben in Speziallandwirtschaftszonen oder Entwicklungsstandorten Landwirt-
schaft sind unter Bericksichtigung der betrieblichen Anforderungen und der kanto-
nalen Interessen zu optimieren.

Stand des Entwurfs:

Mai 2025


Ralf Bucher
Durchstreichen

Ralf Bucher
Eingefügter Text
Hier müsste es aus unserer Sicht heissen: "Sondernutzungsplanungsverfahren", analog Text auf der vorherigen Seite.


Planungsanweisung und ortliche Festlegung
1. Speziallandwirtschaftszonen / Entwicklungsstandorte Landwirtschaft
1.1 (...%)

1.3 Die Gemeinden bezeichnen fir planungspflichtige Bauvorhaben in der kommunalen
Nutzungsplanung fur konkrete Projekte Speziallandwirtschaftszonen, fiir zukunftig
vorgesehene Projekte Entwicklungsstandorte Landwirtschaft (ESL). (...*)

Fir planungspflichtige Bauvorhaben angrenzend an den bestehenden Landwirt-
schaftsbetrieb kdnnen die Gemeinden die planungsrechtlichen Voraussetzungen im
Gestaltungsplanverfahren schaffen.

1.4 Fir die Ausscheidung von Entwicklungsstandorten Landwirtschaft (ESL) ist als
Grundlage eine landwirtschaftliche Planung (...*) erforderlich.

Die Ausscheidung von Entwicklungsstandorten Landwirtschaft (ESL) und Speziall-
andwirtschaftszonen erfolgt im Rahmen einer umfassenden Interessenabwéagung.
Dabei sind insbesondere die FFF zu schonen, die landwirtschaftlichen, landschaftli-
chen und 6kologischen Interessen zu berlicksichtigen, kantonale und kommunale
Natur- und Landschaftsschutzgebiete zu respektieren, iberkommunale Lésungen
und alternative Standorte in Betracht zu ziehen und fiur eine gute Einordnung in die
Umgebung zu sorgen.*

1.5 Sind kantonale Freihalteinteressen betroffen, ist die Ausscheidung von Spezialland-
wirtschaftzonen oder Entwicklungsstandorten Landwirtschaft (ESL) im Bereich be-
stehender Betriebe oder Siedlungsgebiete mdglich. Dies setz ein Vorgehen gemass
Planungsanweisung Kapitel L2.3, Beschluss 1.4 voraus.

* Stand gemass Beschluss des Bundesrats vom 23. August 2017

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

August 2017

Planungsanweisung und ortliche Festlegung

1. Speziallandwirtschaftszonen / Entwicklungsstandorte Landwirtschaft (ESL)

1.1 &5
Die Gemeinden erheben im Rahmen einer Gesamtrevision der kommunalen Nut-
zungsplanung die Entwicklungsabsichten aller aktiven Landwirtschafts- und produ-
zierenden Gartenbaubetriebe im Planungsperimeter in Bezug auf die bodenunab-
hangige Produktion.

1.2 5

Bei der Uberpriifung von Nutzungsplénen ist bei bestehenden Betrieben mit boden-
unabhangigen Produktionsformen, die nach aktueller Rechtsprechung die Grenze
der inneren Aufstockung uberschreiten, die Festlegung eines ESL oder einer Spezi-
allandwirtschaftszone zu priifen.

1.3 Die Gemeinden bezeichnen fiir planungspflichtige Bauvorhaben in der kommunalen
Nutzungsplanung fir konkrete Projekte Speziallandwirtschaftszonen, flir zukunftig
vorgesehene Projekte ESL.-5)

Bestehen Entwicklungsabsichten flir eine Uber die innere Aufstockung hinausge-

hende bodenunabhangige Produktion, ist mit einem auf die relevanten Priifbelange
abgestimmten Betriebskonzept nachzuweisen, dass sich der gepriifte Standort hin-
sichtlich der berihrten rdumlichen Interessen sowie aus betrieblicher Sicht eignet.
Zudem ist auszuweisen, dass das Land flir das geplante Vorhaben zu gegebener
Zeit verfugbar und eine flachensparende Nutzung sichergestellt ist.

Die Ausscheidung von ESL und Speziallandwirtschaftszonen erfolgt im Rahmen ei-
ner umfassenden Interessenabwagung. Dabei sind insbesondere die Fruchtfolgefla-
chen (FFF) zu schonen, die landwirtschaftlichen, landschaftlichen und 6kologischen
Interessen zu berlcksichtigen, kantonale und kommunale Natur- und Landschafts-
schutzgebiete zu respektieren, iberkommunale Losungen und alternative Standorte
in Betracht zu ziehen und fir eine gute Einordnung in die Umgebung zu sorgen.

1.5 Sind kantonale Freihalteinteressen betroffen,ist kann die Ausscheidung von Spezi-
allandwirtschaftszonen oder ESL im Bereich bestehender Betriebe oder Siedlungs-

gebiete geprift werdenméglich. Dies setztein—\orgehen-gemass—Planungsanwei-

E sung-Kapitel .23, Besechluss 14 in jedem Fall eine Untersuchung im ganzen Peri-

meter der Gemeinde voraus. Dabei sind auch liberkommunale Lésungen zu prifen.
In Landschaften von kantonaler Bedeutung ist gemass Richtplankapitel L 2.3, Pla-
nungsanweisung 1.4 vorzugehen.

* Stand ice B oc B 23 2017

Stand des Entwurfs:

Mai 2025


Ralf Bucher
Notiz
Hier ist zu ergänzen, dass auch Betriebe, welche die Grenze der inneren Aufstockung in naher Zukunft überschreiten könnten, eine ESL oder Speziallandwirtschaftszone zu prüfen.

Ralf Bucher
Notiz
Hier ist zu ergänzen, dass das Eigenland berücksichtigt werden muss, da es wenig realistisch ist, ein neues Gebäude weg von den eigenen Landflächen zu planen oder einen Landabtausch in grossem Umfang zu realisieren.


Richtplan Kanton Aargau

L3.3

ORIGINAL-VERSION
Inhalte gemass rechtskraftigem Stand

Strukturverbesserung

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Bund und Kantone fordern die Strukturverbesserungen in der Landwirtschaft, um vorteil-
haftere Rahmenbedingungen fiir wettbewerbsfahige Landwirtschaftsbetriebe, nachhal-
tige Produktionsverfahren und die Ausdehnung der 6kologischen Ausgleichsflachen zu
schaffen. Darunter fallen die multifunktional gestalteten, den spezifischen raumlichen
und natirlichen Gegebenheiten angepassten Bodenverbesserungen wie Landumlegun-
gen mit Infrastrukturmassnahmen. Sie werden vermehrt multifunktional fur die zweck-
massige Nutzungs- und Eigentumsordnung sowie fiir die Bedlrfnisse von Natur und
Landschaft eingesetzt.

Herausforderung

Bei Bodenverbesserungen sind verschiedenste Nutzungsinteressen aufeinander abzu-
stimmen. Die optimale Integration aller — teilweise nur schwer miteinander zu vereinba-
renden — Ziele und Verfahren sowie die Ausfiihrung stellen hohe Anforderungen an alle
Beteiligten.

Die Behorden sind verpflichtet, die Vernetzung der Lebensraume, zum Beispiel Uber
wichtige Wildtierkorridore und Ausbreitungsachsen, zu bertcksichtigen.

Rechtskréftiger Stand:

Art. 87
§§ 72 ff. BauG
Juni 2025

f

f.

Lw

Anderungen wie folgt markiert:

GEANDERTE VERSION
- neu hinzugefiigte Inhalte:

gelb markiert und unterstrichen

Entwurf vom 08.07.2025 - zu ldschende Inhalte:

Strukturverbesserung

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Strukturverbesserungen in der Landwirtschaft sind fir die Wirtschafts- und Lebensver-
haltnisse von grosser Bedeutung, tragen zur Erreichung 6kologischer und raumplaneri-
scher Ziele bei und werten die Landschaft auf. Die Erstellung, Erhaltung und Verbesse-
rung der Basisinfrastrukturen leisten einen wertvollen Beitrag zur Férderung einer nach-
haltigen landwirtschaftlichen Produktion.

Bund und Kantone férdern die Strukturverbesserungen in der Landwirtschaft, um vorteil-
haftere Rahmenbedingungen fir wettbewerbsfahige Landwirtschaftsbetriebe, nachhal-
tige Produktionsverfahren und die Ausdehnung der 6kologischen Ausgleichsflachen zu
schaffen. Darunter fallen die multifunktional gestalteten, den spezifischen rdumlichen
und naturlichen Gegebenheiten angepassten-Bodenverbesserungen-wie-Landumlegun-
gen-mitinfrastrukturmassnahmen_Strukturmassnahmen. Sie werdenvermehrt multifunk-

tional fur die zweckmassige Nutzungs- und Eigentumsordnung sowie fiir die Bedlrfnisse
von Natur und Landschaft eingesetzt.

Die Revitalisierung von Fliessgewéssern, insbesondere von eingedolten Gewassern,
kann zur Zerschneidung von Bewirtschaftungsflachen und Grundeigentum flihren. Ent-
sprechend sind bei Revitalisierungen der Nutzen fiir die Natur und die Landschaft, aber

Art. 87
§§ 72 ff. BauG
Art . SYV

8§ 7 ff. LwG AG

Art. 38a GSchG

auch die wirtschaftlichen Auswirkungen sowie die Verhaltnismassigkeit zu berlicksichti-

Art. 41 ff. GSchV

gen. Dieselbe gegenseitige Abstimmung gilt beim Bau von neuen Infrastrukturanlagen
wie Verkehrstrager und Erschliessungswerken.

Herausforderung

Der landliche Raum wird in vielfaltigster Weise genutzt. Damit sind auch verschiedenste

Interessen zu beriicksichtigen. Die Instrumente der Strukturverbesserungen kénnen hel-
fen, im Dialog gute Lésungen zu entwickeln.

Aufgrund des Klimawandels wird die Schweizer Landwirtschaft immer abhangiger von
der Bereitstellung der Ressource Wasser. Damit Qualitat und Quantitat des inlandischen
Produkteangebots sichergestellt werden kann, braucht es einen effizienten Umgang mit
der Ressource Wasser und die dafiir notwendige Infrastruktur. Die Strukturverbesse-
rungsmassnahmen spielen hier eine zentrale Rolle.

Stand des Entwurfs:

Juli 2025

ff.

ff.

Lw



Stand / Ubersicht

Im Interesse einer rationellen und kostensparenden Bewirtschaftung, der Sicherung des
Eigentums und der 6kologischen Aufwertung sind Bodenverbesserungen geplant oder
in Ausfiihrung. Uber den Stand der Vorhaben gibt die laufend nachgefiihrte Ubersichts-
karte der Landwirtschaft Aargau Auskunft.

Stand Dezember 2024:

Gemeinde / Objekt(e) Stand / Phase

Richtplan Kanton Aargau

Abtwil (ca. 315 h aBauphase

Ehrendingen / Ortsteil Neuzuteilung / Bauphase
Oberehrendingen (2

Ei ken (454 ha) Generelles Projekt (Genehmigungsverfahren)

Kittigen (ca. 400 Bauphase

Moosl eerau (ca. 29 Grundlagenbeschaffung/ Generelles Projekt
Othmarsingen (ca. 140 h a) Generelles Projekt

Reitnau / Ort st ei | Grundlagenbeschaffung/ Generelles Projekt
und Reitnau (ca. 468 ha)

Staffel bach (ca. 1Grundlagenbeschaffung/ Generelles Projekt

Wirenl os (140 ha) Bauphase

Rechtskréftiger Stand:

Juni 2025

Um die notigen finanziellen Mittel auf Kantons- und Bundesebene rechtzeitig zur Verfii-
gung stellen zu kénnen, sind langfristige Planungen und Strategien notwendig. Dazu ist
auch die Ubersicht Giber die vorhandenen Infrastrukturanlagen und deren Zustand uner-
lasslich.

Ein wesentlicher Fokus der Strukturverbesserungsmassnahmen muss auf den Werter-
halt der bestehenden baulichen Anlagen (Drainagen, Weganlagen, Pumpwerke etc.) ge-
legt werden. Die grossen Investitionen, zum Teil auch durch die Grundeigentimerinnen
und Grundeigentiimer getragen, sollen langfristig ihre Wirkung zeigen.

Die Bertucksichtigung der vielseitigen Anspriiche und Anforderungen an das begrenzte
Kulturland setzen voraus, dass bei erheblichen raumwirksamen Eingriffen im betroffenen
Perimeter die Projektverantwortlichen fiir eine Vorplanung durch die zustandigen Organe
sorgen. Diese erfolgt im Regelfall in Zusammenarbeit mit Landwirtschaft Aargau. Die
Vorplanung dient der Abklarung, ob eine Strukturverbesserung Gberhaupt sinnvoll und
mdglich ist: Problemanalyse, Lésungsvorschlage, grobe Kostenschatzung und Perime-
terabklarungen sind zentrale Bestandteile des Auflageprojekts.

Stand / Ubersicht

Im Interesse einer rationellen, flachen- und kostensparenden Bewirtschaftung, der Si-
cherung des Eigentums und der 6kologischen Aufwertung sind Bodenverbesserungen
geplant oder in Ausfiihrung. Uber den Stand der Vorhaben gibt die laufend nachgefiihrte
und online zugéangliche Ubersichtskarte der Landwirtschaft Aargau Auskunft.

Stand-Dezember2023:

. inde £ Objekt(e) - {1 P}
Abtwil—(ca. 315 h aBauphase

£ " 5 " N : Bauok

Oberehrendingen (2

Eiken (454 ha) GenerellesProjeki{Genehmigungsverfahren)

Kitti+gen—(ca. 400 Bauphase

Moosteerau—(ca. 29 Grundlagenbeschaffung/GenerellesProjekt
Oot-hmarsingen (ca. GenerellesProjekt

Reitnau—+—0Ort st ei | Grundlagenbeschaffung/GenerellesProjekt
und-Reithau-{ca-468-ha)}

St+affelbaech (ca. 1 Grundlagenbeschaffung/ GenerellesProjekt

Wirenloes (140 ha) Bauphase

Stand des Entwurfs:

Juli 2025



BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A.

Die Vorplanung gibt Auskunft Uber Notwendigkeit, Zweck, Umfang und Kosten des
Projekts.

Mit dem generellen Projekt wird die materielle Abstimmung der verschiedenen Nut-
zungsinteressen vorgenommen.

Die Vernetzung der Lebensraume wird sichergestellt.

Richtplan Kanton Aargau L 33

1.
1.1

Ortliche Festlegungen

Strukturverbesserungen

Folgende Strukturverbesserungen sind in Vorbereitung oder durch das Generelle
Projekt bereits abgestimmt und werden bis zum Abschluss als Vororientierung auf-
genommen:

Gemeinde(n) Planquadrat

Richtplan-Gesamtkarte

Abtwil J10
Ehrendingen J3
Eiken E2
Kuttigen ES
Moosleerau F8/F9
Othmarsingen H6
Reitnau F9
Staffelbach F8
Wirenlos K4

Rechtskréftiger Stand:

Juni 2025

BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A.

Die Vorplanung gibt Auskunft Gber Notwendigkeit, Zweck, Konzept, Umfang und
Kosten des Projekts_zur Strukturverbesserung.

Mit dem generellen Projekt wird die materielle Abstimmung der verschiedenen Nut-
zungsinteressen vorgenommen.

Die_nachhaltige, flachensparende und rationelle Bewirtschaftung der landwirtschaft-
lichen Nutzflache, der Erhalt der Fruchtfolgeflachen und die Vernetzung der Lebens-
raume_sowie die Biodiversitat-wird werden sichergestellt.

Planungsanweisungen und $Ortliche Festlegungen

1.
1.1 Folgende Strukturverbesserungen sind in Vorbereitung oder durch das Generelle

Strukturverbesserungen; Vororientierung

Projekt bereits abgestimmt und werden bis zum Abschluss als Vororientierung auf-
genommen:

Gemeinde(n) Planquadrat

Abtwil J10
Ehrendingen J3
Eiken E 2
Kdttigen E5
Moosleerau F8/F9
Othmarsingen H6
Reitnau F9
Staffelbach F8
Wirenlos K4

2. Strukturverbesserungen bei Wasserbau- oder Infrastrukturprojekten

2.1 Bei raumwirksamen Vorhaben wie wasserbaulichen Massnahmen (Hochwasser-

schutz, Revitalisierungen, Ausdolungen von Gewassern) oder Infrastrukturprojekten
(Strasse, Schiene, Trinkwasser, Abwasser, Energie etc.), die eine erhebliche Ver-
minderung des Kulturlands zur Folge haben und/oder die Bewirtschaftungsstruktur
beeintrachtigen, sorgen die Projektverantwortlichen fiir die Durchfiihrung einer Vor-
planung durch die zustandigen Organe.

Stand des Entwurfs:

Richtplan-Gesamtkarte

Juli 2025


Ralf Bucher
Kommentar zu Text
Dies darf nicht dazu führen, dass etwa BFF-Flächen im Grundbuch eingetragen oder via Nutzungsplanung gesichert werden müssen.


Richtplan Kanton Aargau

L4.4
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(Massenbewegu‘

NEUES KAPITEL Anderungen sind wie folgt markiert:
Entwurf vom 08.07.2025

neu hinzugefiigte Inhalte: gelb markiert und unterstrichen

Schwakbkd

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag
Der Bund erlasst Vorschriften liber den Schutz des Menschen und seiner natirlichen

4

Ar t .

74

Umwelt vor schadlichen und lastigen Einwirkungen.

Die Kantone stellen fest, welche Gebiete durch Naturgefahren oder schadliche Einwir-

Abs.

6 Abs.

kungen erheblich bedroht sind.

Wo es der Schutz von Menschen oder erheblichen Sachwerten erfordert, sichern die

Art Wa@d@ 9

Kantone die Anrissgebiete von Lawinen sowie Rutsch-, Erosions- und Steinschlaggebiete
und sorgen fiir den forstlichen Bachverbau. Fiir die Massnahmen sind moéglichst natur-
nahe Methoden anzuwenden.

Der Wald ist so zu bewirtschaften, dass er seine Funktionen dauernd und uneingeschrankt

20

Abs .

erfillen kann (Nachhaltigkeit). Wo es die Schutzfunktion erfordert, stellen die Kantone eine
minimale Pflege sicher.

Der Kanton kann flir Massnahmen und fiir die Erfillung von Aufgaben, die der Walder-

Abs .

haltung und der Sicherung nachhaltiger Waldleistungen dienen, projektbezogene oder
pauschale Beitrage entrichten.

Die Kantone erarbeiten die Grundlagen fiir den Schutz vor Naturereignissen. Bei der

15

Erhebung der Grundlagen berticksichtigen sie die von den Fachstellen des Bundes
durchgefiihrten Arbeiten und aufgestellten technischen Richtlinien. Die Kantone bertlick-
sichtigen die Grundlagen bei allen raumwirksamen Téatigkeiten, insbesondere in der
Richt- und Nutzungsplanung.

In_den forstlichen Planungsdokumenten sind mindestens die Standortverhaltnisse sowie

18

Wa VvV

Abs.

die Waldfunktionen und deren Gewichtung festzuhalten.

Die forstliche Planung setzt die Ziele des Waldgesetzes und anderer Gesetze um. Liegen
aus Sicht des Naturschutzes wertvolle Fldchen im Schutzwald, findet bei der Festlegung
von Massnahmen eine Interessenabwagung statt. Schutzwaldeingriffe berlcksichtigen
die Zielsetzungen von wertvollen Lebensraumen und tragen in der Regel zu deren Auf-

wertung bei.

Uber das Naturschutzprogramm Wald gesicherte Naturwaldreservate und Altholzinseln
(vgl. Richtplankapitel L 4.1) erflillen in der Regel die Anforderungen an die Schutzwirkung
gegen Hangrutsche und gerinnerelevante Prozesse.

Stand des Entwurfs:

Juli 2025
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Richtplan Kanton Aargau L4.4

Herausforderung

Walder kénnen erheblich zum Schutz vor Steinschlag, oberflachlichen Hang- und Bo-
denbewegungen und vor gerinnerelevanten Prozessen beitragen. Im Projekt SilvaPro-
tect-CH hat der Bund schweizweit nach einheitlichen Kriterien sogenannte "schadenre-
levante Prozessflachen im Wald" ausgeschieden.

Der Kanton bezeichnet den Schutzwald und fiihrt diesen insbesondere bei Veranderun-
gen im Schadenpotenzial nach. Die Schutzwaldpflege basiert auf dem Zusammenhang
zwischen Risikominderung und Waldzustand. Mit der Schutzwaldpflege wird sicherge-
stellt, dass die Wirkung auf die Gefahrenprozesse maoglichst gross und das Risiko von
Schaden minimiert wird. Einen vollstdndigen Schutz vor Naturgefahren gibt es jedoch
nicht, es verbleibt ein Restrisiko.

Die Schutzwaldpflege soll im Rahmen von Vereinbarungen mit den Waldeigentiimerin-
nen und Waldeigentimern umgesetzt werden. Im Ausnahmefall kann der Kanton die
notwendigen forstlichen Massnahmen anordnen, da er gemass dem Bundesgesetz uber
den Wald (WaG) verpflichtet ist, eine minimale Pflege in Schutzwaldern sicherzustellen.

Die Schutzwaldpflege in Naturwaldreservaten und Altholzinseln bedarf der vertieften Pri-
fung im Einzelfall und der Beschrankung auf das zwingend Notwendige. Ein allfalliger
Handlungsbedarf ist gemass der BAFU-Vollzugshilfe "Nachhaltigkeit und Erfolgskon-
trolle im Schutzwald NaiS" nachzuweisen.

Die Gemeinden und/oder weitere Nutzniessende tragen die nach Abzug von Beitragen
und der Holzerlose nicht gedeckten Kosten der Schutzwaldpflege im Umfang von maxi-
mal 20 % der Gesamtkosten.

Stand / Ubersicht

Im Aargau haben hinsichtlich Schutz vor Rutschungen, Sturz und Steinschlag rund
2'750 ha Wald oder 5,6 % der Waldflache eine Schutzfunktion zugunsten von Bauzo-
nen, Gebauden und Infrastrukturanlagen.

Stand des Entwurfs:

Juli 2025



Richtplan Kanton Aargau L4.4

BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A. Schutzwalder sind so zu bewirtschaften, dass sie eine bestmdgliche Wirkung gegen-
uber den Naturgefahren Steinschlag, Rutschungen und gerinnerelevante Prozesse
sicherstellen. Durch eine fachgerechte Schutzwaldpflege wird das Risiko von Scha-
den minimiert.

B. Der Kanton leistet Abgeltungen an die Kosten der Schutzwaldpflege. Nutzniessende
haben sich an den Kosten zu beteiligen.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen
1.1 Der Schutzwald wird festgesetzt.

1.2 Anderungen der Schutzwaldflichen bis zu einer Fliche von 30 ha pro Schutzwald-
objekt erfolgen als Fortschreibung. Grossere Flachen erfordern eine Richtplanan-

passung.

1.3 Der Kanton stellt eine minimale Schutzwaldpflege sicher.

1.4 Naturschutzgebiete von kantonaler Bedeutung im Wald (NkBW) und Schutzwalder
kdénnen sich Uberlagern. Schutzwaldeingriffe in vertraglich gesicherten Naturwaldre-
servaten und Altholzinseln sind nur in Ausnahmefallen bei ausgewiesenem Hand-
lungsbedarf zulassig.

Stand des Entwurfs: Juli 2025



Richtplan Kanton Aargau S 1.1

ORIGINAL-VERSION
Inhalte gemass rechtskraftigem Stand

Si edlungsqualitat
und I nnere Siedlungs

S 1

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag
Der Boden ist haushalterisch zu nutzen. Wohnliche Siedlungen sind zu schaffenundzu  Ar t . 1, 3 RPG
erhalten. Die Siedlungen sind nach den Bediirfnissen der Bevdlkerung zu gestalten.

Die Siedlungen sollen viele Grinflachen und Baume enthalten.

In intensiv genutzten Gebieten inner- und ausserhalb von Siedlungen sorgen Kantonund Art . 18b NHG
Gemeinden fiir 6kologischen Ausgleich mit Feldgehdlzen, Hecken, Uferbestockungen Art . 15 NHV
oder mit anderer naturnaher und standortgemasser Vegetation. Die Natur ist in den Sied-

lungsraum einzubinden.

Der haushalterische Umgang mit dem Boden und eine gute Siedlungsqualitdtsind nicht § 13 ®KBauG 2
trennbar, das heisst die verdichtete Bauweise muss mit der Erhaltung und Verbesserung

der Siedlungsqualitat einhergehen.

Der Grad der Verdichtung muss auf die Quartierstrukturen angepasst werden.

Strassenraume sind nicht nur als Verkehrsachsen, sondern auch als verbindende Rau- 8§ 15 Abs. 3 Ba

melemente der angrenzenden Siedlungsteile zu entwickeln. Um sie in ihrer Funktion als
Lebens-, Kommunikations- und Bezugsraum aufzuwerten, sollen Massnahmen festge-
legt werden, welche besondere, auf die rtlichen Bedurfnisse abgestimmte Anforderun-
gen an die Strassen und die Bauvorhaben entlang von Strassen stellen.

Rechtskréftiger Stand: September 2011

GEANDERTE VERSION Anderungen wie folgt markiert:

- neu hinzugefiigte Inhalte: gelb markiert und unterstrichen

Entwurf vom 08.07.2025 - zu léschende Inhalte:

Zusatzliche redaktionelle Hinweise sind blau markiert.

Si edlungsqualitat
und 1 nnere Siedlungs

Ausgangslage / Gesetzliche Grundlage / Auftrag

Der Boden ist haushalterisch zu nutzen.\Mohnliche-Siedlungen-sind-zu-schaffen-und-zu
erhalten- Die Siedlungsentwicklung ist unter Bertcksichtigung der Wohnqualitét nach in-
nen zu lenken und es sind kompakte Siedlungen zu schaffen. Siedlungen, Bauten und
Anlagen sollen sich in die Landschaft einordnen. Die Siedlungen sind nach den Bedurf-
nissen der Bevolkerung zu gestalten._Insbesondere sollen Siedlungen viele Griinflachen
und Baume enthalten.

Der Richtplan zeigt, wie Siedlung und Verkehr aufeinander abgestimmt werden und eine

Ar t;und 3 RPG

Art. 8a RPG

hochwertige Siedlungsentwicklung nach innen bewirkt wird.

In intensiv genutzten Gebieten inner- und ausserhalb von Siedlungen sorgen Kantonund  Ar t .
Gemeinden fiir 6kologischen Ausgleich mit Feldgehdlzen, Hecken, Uferbestockungen Ar t .
oder mit anderer naturnaher und standortgemasser Vegetation. Der 6kologische Aus-

gleich bezweckt insbesondere die Vernetzung von Lebensrdumen, die Férderung der
Artenvielfalt und die Einbindung der Bie-Natur istin den Siedlungsraumeinzubinden.

Die Gemeinden zeigen auf, wie sie die innere Siedlungsentwicklung und die Siedlungs-
qualitat férdern und wie die Siedlungsentwicklung auf die vorhandenen oder noch zu
schaffenden Kapazitaten des Verkehrsnetzes abgestimmt ist.

Die Gemeinden treffen fiir stark belastete kantonale Verkehrsachsen und die angrenzen-
den Bauzonen Massnahmen zur Verbesserung der Wohnqualitédt und kénnen zur Auf-
wertung der Strassen- und Freirdume weitere Massnahmen vorsehen, wobei der Ver-
kehrsfluss gewahrleistet bleiben muss.

Stand des Entwurfs: Juli 2025

18D

NHG

15 NHV

% BauG

Abs.

2



Gestaltungsplane und die zugehorigen Sondernutzungsvorschriften kdnnen erlassen
werden, wenn ein wesentliches éffentliches Interesse an der Gestaltung einer Uberbau-
ung besteht.

Die Gemeinde zeigt bei Einzonungen namentlich auf, welche Nutzungsreserven im Bau-
gebiet bestehen, wie die Nutzungsreserven in den Uberbauten und untberbauten Bauzo-
nen ausgeschopft werden, wie die bestehenden Reserven verfliigbar gemacht werden,
wie die Wohnqualitat und die Qualitat der Aussen- und Naherholungsrdume namentlich
in Zentren und Agglomerationen verbessert werden. Die Gemeinde stimmt bei Ein- und
Umzonungen Siedlung und Verkehr aufeinander ab.

Die Ziele der Siedlungsgestaltung sind attraktive, raumsparende und energieeffiziente
Wohneinheiten in klar strukturierten, verkehrsmassig gut erschlossenen Siedlungen; da-
ran anschliessend naturnahe Erholungsgebiete, landwirtschaftliche Nutzflachen und
landschaftliche Freirdume.

Die offentlichen Raume, Strassen, Platze und Freirdume werden aufgewertet.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau S 1.1

8§ 21 Abs. 1 Ba

§ 1 ABauV

Entwicklungsleitbild 2009,
S. 17

RP,H4.3

September 2011

Gestaltungsplane und die zugehorigen Sondernutzungsvorschriften kénnen erlassen
werden, wenn ein wesentliches &ffentliches Interesse an der Gestaltung einer Uberbau-
ung besteht.

§ 21 Abs.

Gebaude missen sich hinsichtlich Grosse, Gestaltung und Oberflache des Baukdrpers § 42 BauG
sowie dessen Aussenraums so in die Umgebung einordnen, dass eine gute Gesamtwir-

kung entsteht. Bauten und Anlagen dirfen insbesondere Landschaften sowie Orts-,

Quartier- und Strassenbilder nicht beeintrachtigen.

Die Gemeinde zeigt bei-Einzorungen-namentlich_Gesamtrevisionen oder umfassenden  §4-ABauV

Teilrevisionen der Nutzungsplanung nach § 4 BauV _namentlich auf;-:

— welche Nutzungsreserven im Baugebiet bestehen,

— wie-mit welchen Massnahmen die Nutzungsreserven in den tberbauten und uniber-
bauten Bauzonen ausgeschdpft werden,

— wie die-bestehenden-Reserven unuberbauten Bauzonen verfiigbar gemacht werden,

— wie die Wohnqualitat und die Qualitat der Aussen- und Naherholungsrdume namentlich

in-Zentren-und-Agglomerationen-durch Massnahmen zur lokalen Hitzeminderung, Bio-

diversitatsforderung sowie Larmsenkung verbessert werden.

Die Gemeinde stimmt bei Ein- und Umzonungen Siedlung und Verkehr aufeinander ab.

Der Regierungsrat will die verschiedenen Nutzungsanspriiche an den Raum ganzheitlich

Entwicklungsleitbild

koordinieren und lenken. Das Bevolkerungs- und Wirtschaftswachstum soll in geeigne-

2025-2034

ten, qut erschlossenen Raumen erfolgen. Der Kanton strebt eine qualitativ hochstehende
Innenentwicklung bei Siedlungen an. Er tragt damit zu einer attraktiven Gestaltung des
unmittelbaren Lebensraums fiir die Bevoélkerung, fiir Arbeitende und fiir Unternehmen
bei. Der Regierungsrat will Naturrdume, funktionsfihige Okosysteme und die natiirlichen
Grundlagen — insbesondere die Wasserqualitdt und die Biodiversitat — sichern.

Offene Fldchen im Siedlungsraum stehen fiir die Freizeit- und Erholungsbediirfnisse der

RP.H24

Bevolkerung zur Verfligung und werden gleichzeitig vielfaltig und naturnah aufgewertet.

Attraktive Naturrdume in der Nahe der Wohnstandorte ergédnzen das Angebot des nach-

RP, H3.2

haltigen Wohnstandorts (Grundsatz: In 15 Minuten ist von jedem Wohnort aus der Nah-
erholungsraum zu Fuss erreichbar).

Die offentlichen Raume, Strassen, Platze und Freirdaume werden so aufgewertet, dass
sie als multifunktionale Infrastruktur die Attraktivitdt der Siedlungen unterstiitzen.

Kanton und Gemeinden setzen mit einer qualitatsorientierten Siedlungsentwicklung nach

RP,H 4.3

RP.H7.2

innen nachhaltige und klimaangepasste Siedlungsstrukturen mit hoher Aufenthaltsquali-
tat in den Aussenrdumen und entsprechenden Verkehrsinfrastrukturen um. Sie tragen
insbesondere zu einem angenehmen Lokalklima, einem klimaresilienten Wasserma-
nagement und zur Férderung der Biodiversitat im Siedlungsgebiet bei.

Stand des Entwurfs:

Juli 2025
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Ralf Bucher
Durchstreichen

Ralf Bucher
Eingefügter Text
nicht ist zu resolut und soll auch im BauG geändert werden. Vorschlag: "nur wenig". Es stellt sich die Frage, was eine Beeinträchtigung ist und diese kann je nach Laune der Verwaltung unterschiedlich interpretiert werden. Der vorgeschlagene Zusatz gibt mehr Spielraum.


Herausforderung

Die Wohn- und Siedlungsqualitat zahlt zu den wichtigsten gesellschaftlichen Beduirfnis-
sen. lhre Starkung kommt der Bevolkerung und der Wirtschaft gleichermassen zugute.

Zusammengewachsene Dorfer und die Ubriggebliebenen Freiflachen ergeben noch
keine urbane Qualitat. Notwendig ist eine Gestaltung, die Raum flr vielfaltige Nutzungen
(Wohnen, Arbeit, Freizeit) und Heimat schafft. Die im Durchschnitt relativ geringe Sied-
lungsdichte ermoglicht gestalterische Massnahmen zur Aufwertung des Wohnumfelds.
“Wohnnei m Park” ist auch in den urbanen R&
ter landwirtschaftlicher Bedeutung in diesen bieten Chancen fiir Mehrfachnutzungen und
Durchmischungen. In den stadtischen Raumen entlang der Entwicklungsachsen muss
das Naherholungs- und Freizeitpotenzial besser ausgeschopft werden (Grundsatz: In-
nerhalb einer Gehdistanz von 15 Minuten ist das Naherholungsgebiet erreichbar).

Die Gemeinden kdnnen dank geeigneter Steuerungsinstrumente bei der Gestaltung des

Wohnumfelds, des Strassenraums und des Freiraums ihren Einfluss geltend machen.
Gefragt sind kreative Zonenvorschriften zur Aufwertung der Quartiere entlang belasteter

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau S 1.1

raumentwicklungAARGAU,
2006, Teil B.4

September 2011

Herausforderung
Siedlungsqualitat und hohe Baukultur
Die Wohn- und Siedlungsqualitat zahlt zu den wichtigsten gesellschaftlichen Bedurfnis-

sen.+thre—ota ng ommit-ger Bevolkeruna-una-gae Aliischattale nerma an daute

Eine hohe Siedlungsqualitat zeichnet sich insbesondere aus durch belebte Ortszentren,
(Quartier-)ldentitat, hochwertige Frei- und Griinrdume, verkehrsberuhigte Raume, Nah-
versorgung, gut erhaltene Ortsbilder, hochwertige stadtebaulich-architektonische Gestal-
tung, Nutzungsvielfalt, immissionsarme R&ume, siedlungsvertragliche Erschliessung
und attraktive Fuss- und Veloinfrastrukturen. Sie wird durch partizipative, interdisziplinare

Erklarung von Davos 2018

und auf den Ort massgeschneiderte Planungen und den nachhaltigen Umgang mit 6ko-
logischen, 6konomischen und kulturellen Ressourcen erreicht, was insgesamt als hohe
Baukultur bezeichnet wird. Viele Siedlungen weisen diesbeziglich noch Entwicklungs-
potenzial auf. Die Schaffung von Siedlungsqualitat gewinnt bei der Siedlungsentwicklung
nach innen noch mehr an Bedeutung.

Hochwertiges Wohnraumangebot fiir alle Generationen

Die hochwertige Innenentwicklung berticksichtigt auch sozialrdumliche Belange wie viel-
faltiges Wohnraumangebot, Nutzungsvielfalt und generationengerechte Ausstattung. Mit
der Zunahme des Anteils von alteren Menschen steigt der Bedarf an Wohnraum fiir eine
alternde Gesellschaft. Trends wie kleinere Haushalte filhren ebenfalls zu veranderten
Anspriichen an den Wohnraum. Die Schaffung ansprechender Wohnsituationen fiir Men-
schen aller Generationen wird in Zukunft auch fir die Gemeinden eine wichtige Aufgabe
sein.

Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel
Aufgrund des Klimawandels ergeben sich fiir die Siedlungsentwicklung neue Herausfor-

Klimastrategie des Regie-

derungen wie zunehmende Hitzebelastung, Starkniederschlag und Wasserknappheit.

rungsrats Teil |, 2021

Entsprechend dringlich ist der Handlungsbedarf, die hochwertige Siedlungsentwicklung
nach innen klimavertraglich zu gestalten. Klimaangepasste Siedlungsstrukturen zeich-
nen sich aus durch ein gute Kaltluftversorgung, einen hohen Griinanteil (Griinflachen
und Gebaudebegriinung), eine gute Beschattung insbesondere mit grossen Baumen,
genugend Wasser- und Versickerungsflachen, eine minimale Versiegelung und Unter-
bauung von Freiflachen sowie klimaangepasste Baumaterialien. Mit ressourcenschonen-
den, energieeffizienten und CO2-frei betriebenen Bauten und Anlagen wird ein wichtiger
Beitrag an den Klimaschutz geleistet.

Fir die Umsetzung einer klimaangepassten Siedlungsentwicklung stehen verschiedene

Geoportal des Kantons

planerische Grundlagen wie die Klimakarten Aargau, die Gefahrenkarte Hochwasser so-

Aargau (AGIS);

wie die Gefahrenkarte Oberflachenabfluss des Bundes zur Verfligung.

Stand des Entwurfs:

Geoportal des Bundes
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Verkehrsachsen, zur Gestaltung der Bauten und der Aussenrdume, zur Eingliederung
der Verbindungsachsen in die Siedlungsstruktur, zur Erhaltung und Aufwertung natrli-
cher Elemente, zu den 6kologischen Mindestanforderungen usw. In den Massnahmen-
gebieten mit problematischen Larm- und Luftbelastungen sind griffige technische Anord-
nungen erforderlich.

Strassenraumaufwertungen

Der Strassenraum ist neben seiner Funktion als Verkehrstrager auch als Teil des Sied- Der Strassenraum ist.im Siedlungsgebiet neben seiner Funktion als Verkehrstrager auch
lungsraums zu betrachten. Die Gestaltung ist mit der Baustruktur und der Nutzung der alsTFeil-des-Siedlungsraums wichtiger Aufenthalts- und Begegnungsraum zu betrachten.
angrenzenden Gebadude abzustimmen. Dazu dienen bei Kantonsstrassenvorhaben in je-Gestaltung-ist mit der Baustrukturund-der Nutzung-der-angrenzenden-Geb Sud

der Regel Betriebs- und Gestaltungskonzepte (mobilitdtAARGAU, Strategie 3.5).

Strassen und Verkehrsflachen tragen aufgrund ihrer dunklen Beldge und deren Warme-

speicherfahigkeit massgeblich zur Hitzeproblematik im Sommer bei. Das Ziel ist, die
Strassenrdume und o6ffentlichen Freirdume in den Ortschaften fiir alle Menschen aufzu-
werten und die Aufenthalts- und Wohnqualitat zu verbessern.

Gleichzeitig ist bei der (Weiter-) Entwicklung der Siedlungsgebiete entlang von Verkehr- Gleichzeitig-istbBei der (Weiter-)Entwicklung der Siedlungsgebiete entlang von Verkehr-
sachsen die Abstimmung von Baustandards und Nutzungsstrukturen auf die Funktion sachsen-die-Abstimmung-ven. ist die Gestaltung mit der Baustruktur und der Nutzung der
des Verkehrstragers zu beachten. angrenzenden Gebdude sowieBaustandards—und-Nutzungsstrukiuren—auf-die_mit der

Funktion des Verkehrstragerszu-beachten abzustimmen. Speziell in Rdumen mit aktuell
hoher Belastung und einer hohen Entwicklungsdynamik (beispielsweise einem prognos-
tizierten hohen Verkehrs-, Bevolkerungs- oder Wirtschaftswachstum) eignen sich hierfiir
Vorstudien an Ortsdurchfahrten. Diese kénnen in Betriebs- und Gestaltungskonzepten
konkretisiert werden, die den Strassenraum von Fassade zu Fassade erfassen.

Fir die behdérdenverbindliche Festlegung von Massnahmen und Zielen zur Strassen- § 54a BauG
raumaufwertung eignet sich fir die Gemeinden insbesondere der Kommunale Gesamt-
plan Verkehr (KGV).

Je nach ortlichen Verhaltnissen wird der Verkehr erfahrungsgemass ab einem durch- J y i . 3 inem
schnittlichen taglichen Verkehr (DTV) vo sehnattttt+ehen tdgtiechen Verkehr {(DBDFVYy vo

nerorts fir die Aufenthaltsqualitat als stérend beurteilt. Bei Strassen mit einem DTV ab rdi ita e j i nit-einem

ca.8" 000 Motorfahrzeugen/ Tag in Zonen mit

fohlen, Aufwertungsmassnahmen im Rahmen der kommunalen Planung zu prifen. Fir LAgGSMAassha 3 derkommuna aRuRg-Zu-prifen:
Strassenabschnitte mit DTV ab ca. 15000 Verkehrsbelastungen beeintrachtigen innerorts die Aufenthaltsqualitat je nach értlichen

teilen ist ein Analyse- und Handlungsbedarf vorgeschrieben. Massnahmen zur Strassen- Verhaltnissen unterschiedlich. Als Anhaltspunkt wird den Gemeinden empfohlen, bei
raumaufwertung lassen sich unter anderem mit dem Kommunalen Gesamtplan Verkehr Strassen mit einem durchschnittlichen Werktagsverkehr (DWV) ab ca. 8'500 Motorfahr- § 9 BauV
(§ 54a BauG) behdrdenverbindlich festlegen. zeugen/Werktag an Wohn- und Mischzonen Aufwertungsmassnahmen im Rahmen der

kommunalen Planung zu priifen. Fiir Strassenabschnitte mit DWFV a b 68-G00 Mot
torfahrzeugen/WerktTaginZonen-mit-\Wohnanteilen_an Wohn- und Mischzonen ist ein
Analyse- und Handlungsbedarf vorgeschrieben. MassnrahmenzurStrassenraumaufwer-

nag an a Nnta ndaran m daem Ko a a an a minian a ah 4

BauG)behérdenverbindlich-festlegen: Der Gemeinderat legt flir Kantonsstrassen, flir die
der Richtplan eine Strassenraumaufwertung vorschreibt, in Zusammenarbeit mit dem zu-
sténdigen Departement Ziele und Massnahmen fest, um die Strassenraume und 6ffent-
lichen Freiraume aufzuwerten und die Wohnqualitat zu verbessern. Er bestimmt nament-
lich Anordnung, Gestaltung und Baustandard von Bauten, Anlagen und Freirdumen und
macht Vorgaben flr einen guten Immissionsschutz.

Rechtskréftiger Stand: September 2011 Stand des Entwurfs: Juli 2025
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Als Grundlage zur Ermittlung der Verkehrsbelastungen dienen die Verkehrsdaten des Absatzteil wird nach hinten
periodisch aktualisierten kantonalen Verkehrsmodells (KVM-AG). Gemass Belastungen (unter Ubersicht belastete
fur das Jahr 2010 sind gemass KVM-AG folgende Gemeinden verpflichtet, an ihren stark Strassenabschnitte inner-
belasteten Verkehrsachsen Aufwertungsmassnahmen zu beschliessen: Aarau, Aarburg, orts) verschoben

Baden, Brugg, Ennetbaden, Fislisbach, Gebenstorf, Granichen, Lenzburg, Mériken-
Wildegg, Obersiggenthal, Oftringen, Rothrist, Schinznach-Bad, Seon, Sins, Suhr, Unter-
siggenthal, Wettingen, Windisch, Wohlen, Wirenlingen und Zofingen. Aus der Karte ist
die prognostizierte Entwicklung der Belastungen von kantonalen Verkehrsachsen im
Siedlungsgebiet bis 2025 ersichtlich

Stand / Ubersicht Stand / Ubersicht
Anordnungen zur Sicherung und Entwicklung der erforderlichen Siedlungsfreiraume so- i
wie Massnahmen zur 6kologischen Aufwertung sind bisher selten in Bauordnungen ein-
geflossen. Neuere Ortsplanungen formulieren dazu Bestimmungen, zum Beispiel fir Er-
holungsanlagen, zur Ausstattung der Freiraume, zum Griinflachenanteil und zum 6kolo-
gischen Ausgleich.

Anordnunaen mvickluna dererforde

In den weitgehend Uberbauten Wohn- und Mischzonen im Aargau besteht noch ein er-

hebliches Verdichtungspotenzial, betragt heblieches Verdichtungspotenzial—betrigt

den bestehenden Gebauden ist durch die erweiterte Nutzung der Dach- und Unterge-

schosseeinzus &t zIl i ches Nutzungsvolumen von 1C schosseeinzusatz++ehes Nutzungsvolumen—von—1C

Verdichtung muss aber auf die Quartierstrukturen abgestimmt sein.

Bahnhofsgebiete sind potenzielle Verdichtungsgebiete. Nutzungspotenzial liegt auch in
den brachliegenden oder sich im Umbruch befindenden Industrie- und Gewerbebauten.

Bei der Umsetzung der hochwertigen Siedlungsentwicklung nach innen gilt es, Synergien

zu nutzen. Attraktive Frei- und Strassenraume steigern die Siedlungsqualitat, indem sie
der Bevolkerung attraktive Aufenthaltsorte fiir Begegnung, Freizeit und Erholung bieten.
Nachhaltig entwickelt und gestaltet fordern sie gleichzeitig die Biodiversitat in der Sied-
lung und tragen zur Klimaanpassung bei.

Die Siedlungsqualitat und die Qualitat des Umfelds gewinnt auch in Arbeitszonen zuneh-
mend an Bedeutung, nicht zuletzt als wichtiger Standortfaktor im Standortwettbewerb.

Die Herausforderungen und anspruchsvollen planerischen Aufgaben verlangen nach ge-
eigneten Steuerungsinstrumenten sowie kreativen und gezielten Bestimmungen in den
Nutzungs- und Sondernutzungsplanungen.

Als Grundlage fiir die Nutzungsplanung dient der Gemeinde eine Gesamtbetrachtung § 54a BauG
des Orts (zum Beispiel ein Rdumliches Entwicklungsleitbild). Diese zeigt die raumlich

langfristig anzustrebende Entwicklung der Gemeinde und geeignete Gebiete flr eine

hochwertige Innenentwicklung auf. Um Siedlung und Verkehr aufeinander abzustimmen,

bietet sich eine gleichzeitige Erarbeitung einer umfassenden Verkehrsplanung an (zum

Beispiel mittels Kommunalem Gesamtplan Verkehr).

Qualifizierte Fachberatende oder Fachkommissionen kénnen zur Beurteilung ortsbaulich
wichtiger Planungen und Bauvorhaben einbezogen werden und die Entwicklung hoch-
wertiger, massgeschneiderter Lésungen unterstiitzen.

Rechtskréftiger Stand: September 2011 Stand des Entwurfs: Juli 2025



Ubersicht belastete Strassenabschnitte innerorts

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

Ubersicht belastete Strassenabschnitte innerorts

Als Grundlage zur Ermittlung der Verkehrsbelastungen dienen die Verkehrsdaten des
periodisch aktualisierten kantonalen Verkehrsmodells (KVM-AG). Gemass Belastungen
fur das Jahr-2840_20195 sind-gemass-KVM-AG folgende Gemeinden-verpflichtet ange-
halten, an ihren stark belasteten Verkehrsachsen mit mindestens 100 m Strassenlange
an Wohn- und Mischzonen mit einem DWV > 16'000 Aufwertungsmassnahmen zu be-
schliessen (sofern nicht bereits erfolgt): Aarau, Aarburg, Baden, Birmenstorf, Brugg, Dot-
tingen,-Ennetbaden—Fislisbach, Frick, Gebenstorf, Granichen, Hendschiken, Koblenz,
Laufenburg, Lenzburg, Moriken-Wildegg, Muri, Neuenhof, Obersiggenthal, Oftringen,
Reothrist-Schinznach-Bad Seon;-Sins, Spreitenbach, Stein, Suhr, Untersiggenthal, Wet-
tingen, Windisch, Wohlen, Wirenlingen und Zofingen. Aus-derKarte-ist-dieprogneosti-

Fur folgende Gemeinden prognostiziert das KVM-AG bis 2040 einen DWV > 16'000 an
Strassenabschnitten: Aristau, Beinwil am See, Berikon, Boswil, Bremgarten, Buchs, Dot-
tikon, Ehrendingen, Eiken, Ennetbaden, Erlinsbach, Herznach-Ueken, Hunzenschwil,
Murgenthal, Niederlenz, Oberentfelden, Reinach, Rheinfelden, Rothrist, Rudolfstetten-
Friedlisberg, Staufen, Teufenthal, Villigen, Villmergen, Widen, Wiirenlos, Zufikon.

Stand des Entwurfs:

Absatzteil wurde hierher
verschoben, deshalb sind
nur Anderungen markiert

Juli 2025



Richtplan Kanton Aargau S1.1

Strassenabschnitte innerorts entlang von Wohn- und Mischzonen

— DWV > 16'000 (Mfz./Tag), Stand 2019
— DWV > 16'000 (Mfz./Tag), Stand 2040
DWV > 8'500 (Mfz./Tag), Stand 2040

== | National-/Kantonsstrassen
Dwv: Durchschnitticher gsverkeh
Stand 2019 (%) nach KVM-AG 2019,
mit A
Stand 2040:  Prognose nach KVM-AG 2019
mmsmStrassenabschnitte mit DTV > 15" 000 Mf *Die im Jahr 2019 noch stark belasteten Ortsdurchfahrten Mellingen und Sins werden nicht dargestellt, da diese

durch die mittlerweile umgesetzten Umfahrungen entlastet werden konnten.
mmsmStrassenabschnitte mit DTV > 157000 Mf

- Strassenabschnitte mitDTV>8"' 000 Mf z./ Tag innerorts
—/— National- / Kantonsstrassen

Schienennetz

* Prognose 2025 nach KVM-AG 2006

Rechtskréftiger Stand:  September 2011 Stand des Entwurfs:  Juli 2025



BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A. Die Siedlungsqualitat (Baustruktur, Aussenraum und Umwelt) wird aufgewertet. An-
gestrebt wird eine qualitativ hochwertige Gestaltung und stadtebauliche Einbettung
von Siedlungselementen in die Landschaft. Ein besonderes Augenmerk gilt dabei
der Aufwertung der 6ffentlichen Aussenrdume und der Gestaltung der Bauzonen-
grenze.

B. Erneuerungen und Veranderungen des Siedlungsraums erfolgen unter Beachtung
der Baustruktur, des Freiraums, optimaler, auf die Quartierstruktur abgestimmte bau-
licher Dichten, der Verkehrskapazitaten und einer ausgewogenen Sozialstruktur. Die
Gemeinden legen die Qualitatskriterien in der Nutzungsplanung fest.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen
1. Siedlungsqualitit, innere Siedlungsentwicklung und Strassenraumaufwertung

1.1 Die Gemeinden sorgen vorab mittels geeigneter Zonen- und Bauvorschriften sowie

Sondernutzungsplanen fir eine:

— gute Siedlungsqualitat (Ortsbild, Qualitat der Architektur, Umgebungs- und Frei-
raumgestaltung, Sicherheit in 6ffentlichen Raumen, Okologie, Energieeffizienz),

— den Verhaltnissen angepasste Erneuerung sowie Entwicklung und Ausschopfung
der Nutzungsreserven im Bestand,

— Ausnitzung des Verdichtungspotenzials unter Einhaltung der quartierspezifischen
Qualitaten,

— Abstimmung von Siedlung und Verkehr,

— auf den Generationenwechsel und Familien ausgerichtete Wohnungsstruktur,

— Ausrichtung der Arbeitsplatzgebiete auf eine gute Standortqualitat (gute MIV- und
OV-Erschliessung, verkehrsvertragliche Lage), eine hohe Wertschépfung pro Ar-
beitsplatz und eine hohe Arbeitsplatzdichte,

— Okologische Vernetzung im Siedlungsgebiet.

Erganzend sind qualitatssichernde Instrumente und Verfahren anzuwenden, bei-

spielsweise Bebauungskonzepte, Wettbewerbe, Testplanungen, Studienauftrage
usw.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

BESCHLUSSE

Planungsgrundsitze

A. Die-Siedlungsaua

Die hochwertige Innenentwicklung nutzt das Synergiepotenzial mit der klimaange-
passten und ressourcenschonenden Siedlungsentwicklung, der Aufwertung der Frei-
raume, der Starkung der Okologie im Siedlungsraum, der siedlungsvertréaglichen Mo-
bilitat und erhoht die Wohn-, Arbeits- und Lebensqualitat.

C. Die Gemeinden und der Kanton sorgen an Ortsdurchfahren fiir eine qualitativ hoch-
wertige Strassenraumgestaltung, welche die betroffenen Interessen bestmdglich be-
ricksichtigt und den negativen klimatischen Effekten entgegenwirkt.

Planungsanweisungen und ortliche Festlegungen

1. Siedlungsqualitit; und innere Siedlungsentwicklung-und-Strassenraumaufwer-
tung

1.1 Die Gemeinden sorgen-verab_gestutzt auf eine Gesamtbetrachtung des Orts mittels
geeigneter Zonen- und Bauvorschriften sowie Sondernutzungsplanen fir eine; Star-
kung der hochwertigen Siedlungsentwicklung nach innen.

aute_Siedlunasa Ortsbild—Q der Architektur Umaebung

Erganzend sind_themen- und gebietsbezogene Konzepte und Studien zu erarbeiten,

qualitatssicherndefordernde und partizipative Instrumente und Verfahren anzuwen-
den, beispielsweise Bebauungskonzepte, Wettbewerbe, Testplanungen, Studienauf-
trage usw., sowie qualifizierte Fachkommissionen einzusetzen.

Stand des Entwurfs:

Juli 2025



1.2 Die Gemeinden formulieren geeignete Bauvorschriften:
— fiir das zentrumsnahe attraktive Wohnen im nahen Umfeld von (Bahn-)Haltestellen,
— flr eine kinder-, jugend- und altersgerechte Umgebungs- und Freiraumgestaltung,
— fir das Verdichten der Quartiere.

1.3 Entlang von Strassen mit Wohnanteilen und einem durchschnittlichen taglichen Ver-
kehr (DTV) von mehr als 8 000 Motorfahr
kehrsbelastung wird den Gemeinden empfohlen, fir den angrenzenden Siedlungs-
raum Aufwertungsmassnahmen in den kommunalen Planungsinstrumenten zu ver-
ankern; bei Kantonsstrassen in Zusammenarbeit mit dem Kanton, sofern der Kan-
tonsstrassenraum betroffen ist. Die Funktionalitat der Strasse muss gewahrleistet
bleiben.

1.4 An Strassenabschnitten, die in Zonen mit Wohnanteilen im Siedlungsgebiet liegen
und einen durchschnittlichen taglichen
fahrzeugen/Tag aufweisen, sind die Gemeinden verpflichtet, das an die belastete
Verkehrsachse angrenzende Siedlungsgebiet durch planerische und bauliche Mas-
snahmen aufzuwerten; bei Kantonsstrassen in Zusammenarbeit mit dem Kanton,
sofern der Kantonsstrassenraum betroffen ist. Die Funktionalitat der Strasse muss
gewabhrleistet bleiben.

Rechtskréftiger Stand:

Richtplan Kanton Aargau

September 2011

1.2 Die Gemeinden-fermulieren-geeignete sorgen in ihren Planungen und Bauvorschrif-
ten_fir:

— eine hohe Siedlungsqualitat und hochwertige Gestaltung (Orts-/Stadtebau, Archi-
tektur, Landschaftsarchitektur) mit Bezug zu den Eigenheiten des Orts, den Quali-
taten des Ortsbilds und zum baukulturellen Erbe,

— die Ausnutzung der Nutzungsreserven und eine Siedlungsentwicklung nach innen
unter Erhaltung bestehender und Schaffung neuer quartierspezifischer Qualitaten
und mit abgestimmten baulichen Dichten,

— eine attraktive Freiraumgestaltung mit hoher Aufenthaltsqualitat fiir alle Generati-
onen und unter Berlicksichtigung der Natur im Siedlungsgebiet,

— die Sicherung, den Erhalt und die Forderung von vernetzten Grinflachen und Bau-
men sowie eine naturnahe Gestaltung des Siedlungsrands,

— eine klimaangepasste Siedlungsentwicklung, namentlich mit Massnahmen zur lo-
kalen Hitzeminderung sowie einem klimaresilienten Umgang mit der Ressource
Wasser

— energieeffiziente Siedlungsstrukturen,

— die Abstimmung von Siedlung und Verkehr, zum Beispiel mittels einem Kommu-
nalen Gesamtplan Verkehr,

— eine generationengerechte Wohnungsstruktur,

— eine_angemessene Nutzungsdurchmischung und die Beriicksichtigung sozial-
raumlicher Belange.

2. Strassenraumaufwertung
2.1 Entlang von Strassen an Wohn- und Mischzonen mit\Wehranteiler und einem durch-
schnittlichen taglichen\erkehrWerktagsverkehr (DWFV) von mehr als
— 85000 Motorfahrzeugen/WerktFag-und-kinftigzunehmender\erkehrsbelastung
wird den Gemeinden empfohlen, fir den angrenzenden Siedlungsraum Aufwer-
tungsmassnahmen in den kommunalen Planungsinstrumenten zu verankerni-bei

——165 000 Mot or Werkifag-aufwegiserm $ind die Gemeinden verpflichtet,
das an die belastete Verkehrsachse angrenzende Siedlungsgebiet durch planeri-
sche und bauliche Massnahmen aufzuwerten;-.

2.2 Die Aufwertung des Strassenraums ist mit den angrenzenden Bauten, Freirdumen
und Nutzungen abzustimmen. Fiir die Umsetzung stehen insbesondere Vorstudien
an Ortsdurchfahrten und Betriebs- und Gestaltungskonzepte zur Verfligung.

2.3 Bbei Kantonsstrassen-in-Zusammenarbeit_arbeitet die Gemeinde mit dem Kanton
zusammen, sofern der Kantonsstrassenraum betroffen ist. Die Funktionalitat der
Strasse-, Aufenthaltsqualitdt und Verkehrssicherheit muss sind zu gewahrleisten
bleiben-und gegenlaufige Interessen sind fallweise abzuwagen.

Stand des Entwurfs:

Juli 2025
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1.5 Soweit die Massnahmen bauliche Veranderungen am Strassenkdérper erfordern, sind 2.4 Soweit die Massnahmen bauliche Veranderungen am Strassenkdérper erfordern, sind
diese mit den kantonalen oder kommunalen Sanierungs- und Erneuerungsprogram- diese mit den kantonalen oder kommunalen Sanierungs- und Erneuerungsprogram-
men abzustimmen. men abzustimmen.

2. Hohe Qualitat von kantonalen und kommunalen Bauten 3. Hohe Qualitat und Energieeffizienz von kantonalen und kommunalen Bauten

und Anlagen

2.1 Kanton und Gemeinden tubernehmen ihre Verantwortung durch Beispiele von 6ffent- 3.1 Kanton und Gemeinden tbernehmen ihre Verantwortung durch-Beispiele die Reali-
lichen Bauten und Anlagen mit hoher Architektur- und stadtebaulicher Qualitat. sierung von 6ffentlichen Bauten und Anlagen mit-heher hochwertiger Architektur und

Freiraumgestaltung. Sie sind beispielgebend fiir eine hohe stadtebaulicher Qualitat
mit zahlreichen Griinflachen und grossen Baumen und setzen einen hohen Standard
